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Siebenundſechzigſter Band. 


Tandshut 1934. 
Deuck der Gof. Thomann ſchen Buchdruckerei. 


Vorwort. 


Wegen der beengten wirtſchaftlichen Lage des Hiſtoriſchen 
Dereins für Niederbayern, von der ſchon im Vorwort zum 
66. Bande der Verhandlungen die Rede war, muß die um: 
fangreiche Abhandlung von Fräulein Dr. Martha Schmidt 
über die Aufklärung im Hochſtift Paſſau auf zwei Bände 
verteilt werden. 

Der 68. Band wird noch im Jahre 1955 ausgegeben 
werden. 

Mit der Arbeit von Fräulein Dr. Martha Schmidt 
über die Aufklärung im Hochſtift Paſſau glauben wir be— 
ſonders denen unſerer Mitglieder eine Freude zu machen, 
welche im alten Paſſauer Gebiet wohnen. Aber auch vielen 
anderen Anhängern des Vereins wird die für die Erſchließung 
der Geiſtes⸗ und Kulturgeſchichte eines geiſtlichen Landes am 
Ausgang des 18. Jahrhunderts verdienſtvolle Arbeit eine 
willkommene Gabe fein. Nicht zuletzt dürfte damit die Kennt- 
nis der Geſchichte der Aufklärung in Deutſchland eine wert— 
volle Erweiterung erfahren. 

Anſtelle des zurückgetretenen Herrn Negterungspräft denten 
Dr. H. Wirſchinger wurde am 19. Juni 1954 der Unterzeich- 
nete zum Vereinsleiter beſtellt. herrn Regierungspräſidenten i. R. 
Dr. Wirſchinger ſei für ſein verdienſtvolles Wirken im Hiſto— 
riſchen Verein der herzlichſte Dank ausgeſprochen. 


Landshut, am 1. Mai 1935. 


Die Vereinsleitung 
Dr. Kaufmann 


LOAN STACK 
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die Aufklärung im 
Jürſtbistum Paſſau. 
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„Vorliegende Arbeit wurde von der Philoſophiſchen 
Fakultät (I. Sektion) der Cudwig⸗Maximilians-Univerſität 
zu München als Diſſertation angenommen. Der Tag 
der mündlichen Prüfung war der 31. Juli 1933, Re 
ferent Prof. Dr. Karl Alexander von Müller. 


Vorwort. 


Jeder, der wiſſenſchaftliche Ergebniſſe zum erſten Mal der 
Offentlichkeit übergibt, hat die Pflicht, einen kurzen Rechenſchafts⸗ 
bericht über die Einflüſſe und Anregungen abzulegen, die für das 
Entſtehen der Arbeit maßgebend waren. Entſtanden iſt die vor⸗ 
liegende Abhandlung über „Die Zeit der Aufklärung im Fürſt⸗ 
bistum Paſſau“ durch eine Anregung des Herrn Hochſchulprofeſſors 
Dr. Max Heuwieſer, Paſſau, der mich zum erſten Mal auf jene 
Spätzeit des 18. Jahrhunderts lenkte. 


Herr Univerſitätsprofeſſor Dr. Karl Alexander v. Müller 
zeigte das liebenswürdigſte Verſtändnis für dieſen Gedanken, die 
aufgeklärte Kulturpolitik eines geiſtlichen Territorialſtaates zu 
ſchildern, und ihm verdanke ich die wertvollſten Hinweiſe auf 
Quellenmaterial, auf die geiſtigen Strömungen, die jene Zeit mit 
der unſeren verbinden und ſie auch für uns noch intereſſant machen. 
In nie ermüdender Geduld zeigte Herr Univerſitätsprofeſſor 
v. Müller Verſtändnis für das Entſtehen meiner Arbeit, ſodaß ich 
kaum die Gefühle des Dankes auszudrücken vermag, die mich 
bewegen. 

Meine Arbeitsweiſe geſtaltete ſich, durch den Stoff bedingt, zu⸗ 
nächſt rein empiriſch. Es galt, die Quellenbeſtände der Archive in 
München, Landshut und Paſſau nutzbar zu machen, um ein Bild 
von der kulturell, zeitlich, wie lokal ſehr intereſſanten Epoche 
formen zu können. Mit aufrichtiger Verehrung gedenke ich an 
dieſer Stelle des Herrn Archivdirektors Dr. Georg Schrötter 
vom Hauptſtaatsarchiv München und danke ihm für das freund⸗ 
liche Intereſſe, das er an der Arbeit nahm, und für ſeine wert⸗ 
vollen Aufſchlüſſe fachlicher und kulturhiſtoriſcher Art. In erſter 
Linie benützte ich die reichen Beſtände des bayeriſchen Hauptſtaats⸗ 


arhivs München, die bejonders aufſchlußreich für die Kapitel 
Adminiſtration, Bauweſen, perſönliche Einſtellung des Fürſtbiſchofs 
Auerſperg waren. 

Dem bayeriſchen Staatsarchiv Landshut verdanke ich ebenfalls 
meine Kenntnis auf dem Gebiet der Verwaltung, des Theaters und 
der Muſikpflege, teilweiſe auch des Schulweſens. Die gütige Teil⸗ 
nahme und Liebenswürdigkeit ſeines Vorſtands, des Herrn Ober⸗ 
archivars Dr. Joſef Franz Knöpfler, wie die ſtete Auskunfts⸗ 
bereitſchaft von Herrn Archivrat Dr. Sch mi d haben die vorliegende 
Arbeit ungemein gefördert. Herr Oberarchivar Dr. Knöpfler, der 
als Vorſtand des hiſtoriſchen Vereins für Niederbayern noch be⸗ 
ſonderes Intereſſe an einer Abhandlung über Paſſauer Geſchichte 
nahm, ſtellte mir die Möglichkeit in Ausſicht, die Arbeit als Jahres⸗ 
ſchrift der Verhandlungen des hiſtoriſchen Vereins von Nieder⸗ 
bayern drucken zu dürfen. Ihm ſei für ſeine Vermittlung an dieſer 
Stelle beſonders herzlicher Dank erſtattet. 

Für die fachliche, wiſſenſchaftliche Unterſtützung von Herrn Hoch⸗ 
ſchulprofeſſor Dr. Heuwieſer, Paſſau, werde ich nie genug 
Dankesworte finden können. Mit ſteter Bereitſchaft und Geduld 
verfolgte er das Fortſchreiten dieſer Arbeit. Beſonders verpflichtet 
bin ich ihm durch ſeine freundliche Vermittlung beim biſchöflichen 
Ordinariat Paſſau, das dortige Archiv benützen zu dürfen. Es war 
mir durch das großzügige Entgegenkommen des Herrn Dompropſts 
Dr. Franz Xaver Riemer zweimal längere Zeit vergönnt, dort 
zu arbeiten und die äußerſt wertvollen und bis heute noch nicht 
ausgewerteten Quellen zu erſchließen. Das Material über das 
Sanitätsweſen, über die lateiniſchen und deutſchen Schulangelegen⸗ 
heiten, das Material der handgeſchriebenen zeitgenöſſiſchen Chro⸗ 
niken des Prieſters Karl Seyffert und der geiſtlichen Ratsprotokolle, 
ſowie der Protokolle der geheimen Kabinettskonferenz wurden für 
mich unſchätzbar und bildeten den Grundſtock zur Bearbeitung der 
Frage über die Kulturpolitik des Fürſtbiſchofs Auerſperg. Als 
einen beſonderen Glückszufall ſehe ich die Auffindung der Hof⸗ 
kalender aus den Jahren 1783—95 an (leider fehlt der Jahrgang 
von 1787), die ich in der biſchöflichen Bibliothek entdeckte. Sie 
enthalten nämlich äußerſt aufſchlußreiche, tagebuchartige Aufzeich⸗ 
nungen von der Hand des Generalvikars Grafen Johann Auerſperg 


Und fie erſt laſſen ein Bild jener Epoche des „ſterbenden Rokoko“ 
erſtehen, wie es eindrucksvoller nicht gedacht werden kann. 


Wenn bis jetzt nur von den poſitiven Ergebniſſen meiner 
Forſchung die Rede war, ſo iſt es billig, auch ihre Lücken aufzu⸗ 
decken, die ſich hie und da zeigen. Meinem ernſten und nachdrück⸗ 
lichen Bemühen gelang es nicht, die Geſtalt des regierenden Fürſt⸗ 
biſchofs Grafen Joſef Franz von Auerſperg deutlicher aus dem 
Rahmen ſeiner Reformarbeit in Paſſau zu heben. Das Haus⸗ 
Hof⸗ und Staatsarchiv in Wien, an das ich mich zunächſt um Auf⸗ 
ſchluß wandte, wies mich an das Auerſpergiſche Familienarchiv in 
Loſenſteinleiten bei Steyr (OS.). Sein Leiter, Exzellenz Graf 
Rudolf Meran, hatte die Liebenswürdigkeit, mir wiederholt auf 
meine Anfragen ausführlich zu antworten. Allerdings ergab ſich 
aus der Korreſpondenz mit ihm, daß perſönliche Zeugniſſe außer 
einem Hirtenbrief aus Kärnten nicht mehr vorhanden waren, ſo⸗ 
daß die Bewilligung Sr. Durchlaucht des Prinzen Karl Auerſperg 
in Soteska, das Hausarchiv benützen zu dürfen, gegenſtandslos 
wurde. Das biſchöfliche Ordinariatsarchiv Olmütz, an das ich mich 
daraufhin wandte, gab ebenfalls negativen Beſcheid: eine Hinter⸗ 
laſſenſchaft des Domkapitulars Grafen Johann Auerſperg, der nach 
1803 in das dortige Kapitel übergeſiedelt war, ſei nicht vorhanden. 
Beiden letztgenannten Stellen ſei hiemit für ihre freundlichen 
Bemühungen verbindlichſter Dank geſagt. 

Die Quellen erwieſen ſich ebenſo wenig aufſchlußreich, als es 
galt, den Propſt Philipp von Melchior, den langjährigen Freund 
und Berater des Fürſtbiſchofs, zu charakteriſieren. Das Haus⸗Hof⸗ 
und Staatsarchiv, ſowie das Adelsarchiv, beide in Wien, konnten 
mir keinerlei Aufſchluß über Abſtammung und Werdegang dieſer 
rätſelhaften Perſönlichkeit geben. 

Eine dritte Niete zog ich zunächſt mit der Fahndung nach der 
erſten Zeitung, die nachweislich ſeit 1784 in Paſſau erſchien. Als 
ich mich in dieſer Angelegenheit an den beſten Kenner der neueren 
Paſſauer Geſchichte, Herrn Profeſſor Wolfgang Maria Schmid, 
München, wandte, teilte er mir mit, daß es ihm während einer 
30jährigen Sucharbeit nicht gelungen ſei, das Paſſauer Intelligenz⸗ 
blatt aufzufinden. Die Archive und Bibliotheken von Paſſau, Linz, 
Fürſtenzell, Metten, München, Landshut, Neuburg a. d. Donau, 


ſowie das Auskunftsbüro der deutſchen Bibliotheken in Berlin 
antworteten auf meine Anfrage ebenfalls verneinend. 

Erſt nachdem die Arbeit bereits abgeſchloſſen war, gelang es 
mir, dies lange vergeblich geſuchte Paſſauer Intelligenzblatt, die 
„Paſſauer Zeitung“ genannt, in dem neugeordneten Stadtmuſeum 
auf der Feſtung Oberhaus (Paſſau) in einem einzigen, unvoll⸗ 
ſtändigen Exemplar vom 21. Januar 1789 (Nr. 6) ausfindig zu 
machen, das meine Vermutungen, daß es ſich um eine rein politiſche 
Zeitung mit einem verſchwindend geringen Teil von Lokalanzeigen 
handelte, beſtätigte. Die „Paſſauer Zeitung“ deckt ſich in ihrem 
Inhalt und ihren Tendenzen vollkommen mit ihrem Nachfolger, 
dem „Kurier an der Donau“. Die Kenntnis dieſer Zeitung ver⸗ 
danke ich wiederum dem Entgegenkommen des Herrn Hochſchul⸗ 
profeſſors Dr. Heuwieſer, der 3 zuſammenhängende Jahrgänge 
von 1792, 1794 und 1795 (Januar bis Juli) für das Inſtitut zur 
Oſtbayeriſchen Heimatforſchung vor dem Untergang. rettete. 

Herrn Univerſitätsprofeſſor Dr. Arthur Kutſcher, München, 
und dem Theaterwiſſenſchaftlichen Inſtitut bin ich für die Auf⸗ 
findung der Autoren und Komponiſten zu den Schauſpielen und 
Operetten, die über die ine Bühne, gingen, ſehr zu Dank 
verpflichtet. 

Den Herren vom biſchöflichen Ordinariatsarchiv München, vom 
Finanzamt München, ſowie den Beamten des Stadtarchivs und 
der Kreisbibliothek Paſſau danke ich ebenfalls für ihre gütige 
Beihilfe. 1 
Paſſau, im September 1932. 
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Die Aufklärung im Bistum Paſſau. 


Einleitung. 


Man hat der Aufklärungszeit oftmals ihre Unbeſtändigkeit in 
der Durchführung von an ſich heilſamen Reformen vorgeworfen. 
Es iſt gewiß eines ihrer Merkmale, daß die Menſchen im ausgehen⸗ 
den 18. Jahrhundert viel Gutes zu raſch einführen, manches Alte, 
traditionell Gebundene zu raſch abſchaffen wollten. Ein Taumel 
der Menſchheitsbeglückung, ſo könnte man es faſt nennen, hatte ſie 
ergriffen und nur ihr Optimismus konnte in der kurzen Zeit, die 
ihr zu handeln vergönnt war, das erreichen, was dauernden Wert 
beſaß. Wenn wir die Paſſauer Verhältniſſe in unſere Betrachtung 
ziehen, ſo wollen wir nachdrücklich darauf hinweiſen, daß in der 
Zeitſpanne von 1784—89 unerhört viel Neues und Nützliches ge⸗ 
ſchaffen wurde, welches der Konſequenzloſigkeit der Aufklärung voll⸗ 
ſtändig entbehrt. Der Führer der Reformen, der Fürſtbiſchof 
Auerſperg ſelbſt, trat, wie wir es ausreichend darzulegen verſuchen 
werden, mit einem klaren Programm die Leitung des Hochſtifts 
an. In knapp 5 Jahren — denn die Aufklärungsbeſtrebungen 
gingen in dem Entſetzen und dem Abſcheu des Fürſten über die 
Greuel der franzöſiſchen Revolution unter — war auf allen Ge⸗ 
bieten des ſtaatlichen und kulturellen Lebens eine dem Fortſchritt 
günſtige Umwälzung erfolgt, ſodaß fie auch die gegneriſchen Be⸗ 
ſtrebungen der wenig aufgeklärten Hofkabale ſiegreich überwand. 


Ein zweiter Vorwurf, der die Aufklärungsperiode und ihre 
Anhänger oftmals trifft, iſt der des kalten Rationalismus, der 
nüchternen Berechnung, die über alle traditionellen Bindungen 
hinweggeht. Die Aufklärung war ein Produkt des erwägenden 
Verſtandes, nur ihm konnte die Überwindung des barock⸗ irratio⸗ 
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nalen Zeitgeiſtes glücken. Der Unterſchied zwiſchen nord⸗ und ſüd⸗ 
deutſcher Aufklärungsbewegung iſt trotz des gleichen Ziels ebenſo 
fühlbar wie der Gegenſatz des nord⸗ und ſüddeutſchen Menſchen. 
Brauchte man dort die vorhandenen Verſtandeskräfte nur zu wecken, 
um ſie für die aufgeklärten Tendenzen zu begeiſtern, ſo lag der Fall 
mit Süddeutſchland ganz anders. Das Zeitalter des höfiſchen 
Barocks hatte hier einen kulturellen Aufſchwung ohnegleichen mit 
ſich gebracht und der ſüddeutſche Menſch fühlte ſich dieſem Geiſt, der 
aus dem Frankreich Ludwigs XIV. an die deutſchen Höfe verpflanzt 
worden war, weſensverwandt. Die katholiſche Kirche ſtand auf der 
Höhe ihrer Macht, der Jeſuitenorden feierte kurz vor feinem Unter 
gang noch einmal große Triumphe. Die Theorien der Aufklärungs⸗ 
philoſophen konnten auf einem ſolchen Boden nicht in dem Maße 
Wurzel ſchlagen wie in der norddeutſchen Erde. Durch Kompromiſſe 
allein ließ ſich hier etwas erreichen. Die rationaliſtiſche Welt⸗ 
anſchauung wurde daher in Süddeutſchland ins Irrationale um⸗ 
gebogen und fand erſt in dieſer Veränderung Eingang in die 
Weſensart des gefühlsweicheren Menſchen; nur ſo konnte ſie erfolg⸗ 
reich ſein. a 

Eine Hierardie- und Dogmenfeindlichkeit, wie fie ſich in manchen 
Maßnahmen Joſefs II. offenbart, kam bei einem kirchlichen Würden⸗ 
träger, wie es Fürſtbiſchof Auerſperg war, nicht in Betracht. Er 
hätte ſich ja dadurch ſelbſt aufgegeben. Allerdings konnten neue, 
eudämoniſtiſche Ideen nicht durchdringen, ohne alte Vorurteile zu 
überwinden und zu beſeitigen. Aus allen dieſen Gründen mußte 
ſich für die ſüddeutſche Aufklärung ein ganz anderes Bild ergeben 
wie für die norddeutſche. Die Ideen des Fortſchritts und der Wohl⸗ 
fahrt waren überall die gleichen. Sie wurden nur je nach der 
geiſtigen und gefühlsmäßigen Eigenart verſchieden aufgenommen. 
Ein letzter Hinweis mag vielleicht die ſüddeutſche Aufklärungs⸗ 
bewegung am Paſſauer Hof noch deutlicher erſcheinen laſſen: Die 
Nähe Oeſterreichs, des Wiener Kaiſerhofs. Der Einfluß, den dieſer 
das Heilige Römiſche Reich verkörpernde Hof auf die umliegenden 
Fürſtentümer ausübte, kann nicht hoch genug angeſchlagen werden. 
Wien war ſeit Maria Thereſias Regierung mehr denn je die in 
Sitte und Geſchmack tonangebende Metropole, auf welche ſich das 
Augenmerk faſt aller geiſtlichen und weltlichen Fürſten richtete. 
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Die politiſchen Niederlagen Oeſterreichs gegen Preußen konnten 


ſeinem Hofe nichts von ſeiner kulturellen Machtſtellung nehmen. 


Was dieſer von den neuen Ideen der Weltverbeſſerung in ſich auf⸗ 
nahm, galt für faſt alle Reichsfürſten als ultima ratio. Und hier 


ſollte nun ein Monarch auf den Thron kommen, der es ganz und 
gar nicht verſtand, mit einem Volk Kompromiſſe zu ſchließen, das 


dazu mehr wie ein anderes bereit geweſen wäre. Die joſephiniſche 


Aufklärung in Oeſterreich war deshalb von Anfang an, unpopulär. 


Nur in einzelnen Schichten konnte ſie Wurzel ſchlagen, nie aber 
vom ganzen Volk ergriffen werden. Sie blieb daher unperſönlich 
und dem Oeſterreicher weſensfremd. 


Auch Fürſtbiſchof Auerſperg konnte in dem Paſſauer Territorium 


nicht alle Widerſtände reſtlos überwinden. Rückſichten auf das 
Domkapitel, Rückſicht aber auch auf ſeine eigene Stellung legten 
ſeinem Drang, ſeine Untertanen zur „Glückſeligkeit“ zu führen, 


Feſſeln an. Außerdem lag es ſeiner Natur fern, ſeine Ideen mit 
deſpotiſcher Gewalt durchzuſetzen. Und nicht zuletzt hinderten ihn 


finanzielle Erwägungen und Schwierigkeiten an der Durchführung 
ſeiner Pläne. Seine Aufklärungsbeſtrebungen wären ſicher anders 
verlaufen, wäre nicht die Abtrennung der Diözeſe Linz bezw. 
St. Pölten bei feinem Regierungsantritt erfolgt. 


Vergleicht man die Herrſchergeſtalten Oeſterreichs und Paſſaus 


in jener Zeit, jo fällt trotz vieler Ähnlichkeiten der eine Gegenſatz 
ſofort auf: Der grandioſen Einſeitigkeit, wie ſie Joſeph II. in ſeinen 
Aufklärungsmaßnahmen zeigt, ſteht die harmoniſche, verſöhnliche 
Art Auerſpergs gegenüber. Joſeph II. war zweifellos in ſeinen 
Reformen ein Genie, denn nur ein ſolches konnte imſtande ſein, in 
Anknüpfung an die überleitende Tätigkeit Maria Thereſias im 
Verlauf von 10 Jahren eigenen, unabhängigen Herrſchertums ſein 
Land auf die geiſtige und kulturelle Höhe zu bringen, die es be⸗ 
fähigte, in der Zeit nach den Befreiungskriegen die Konkurrenz 
mit Preußen aufzunehmen und mit dieſem die politiſche und geiſtige 
Führung ganz Mitteleuropas durch faſt ein halbes Jahrhundert 


einzunehmen und zu behaupten; ein thereſianiſches Oeſterreich wäre 
dazu noch nicht imſtande geweſen, zu viele traditionelle Bindungen 


und Hinderniſſe hätten es gehemmt. Man wirft, je nach der Ein⸗ 


ſtellung, den aufgeklärten Reformen Joſephs ihr radikales Nicht⸗ 
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beachten jeder Tradition vor oder bewundert darin das Genie des 
Kaiſers. Doch die Frucht dieſer rückſichtsloſen Innenpolitik zeigte 
erft ein ſpäteres Jahrhundert und das Wertvolle daran offenbart 
ſich dem Hiſtoriker erſt durch den Vergleich mit der vorhergehenden 
Periode und mit gleichzeitigen anderen Staaten. 


Während ſich Joſephs Reformen an die Vorbereitung ſeiner 
großen Mutter anſchloſſen, während der Kaiſer immerhin als 
Träger für ſeine Beſtrebungen ein geſchultes, gehorſames Be⸗ 
amtentum als Rückhalt bereits vorfand, und daneben ein der 
Dynaſtie ergebenes Volk, das jederzeit bereit war, ihn als den eben⸗ 
bürtigen Nachkömmling einer Reihe von großen Fürſten zu ehren, 
ſo lag der Fall in einem geiſtlichen Fürſtentum ganz anders. Hier 
bedeutete jeder Regierungswechſel zugleich einen Syſtemwechſel, 
und dieſe Tatſache war in jener Zeit des Abſolutismus doppelt 
bedeutſam, in der die verſchiedenartigſten Strömungen und Abwand⸗ 
lungen möglich waren. Den Träger der Tradition bildete jeweils 
das Domkapitel, es verkörperte zugleich das konſervative Element, 
das oft genug auf fortſchrittliche Maßnahmen des Fürſtbiſchofs 
hemmend einwirkte. Dieſes Kapitel wählte nun zum Nachfolger 
des Kardinals Grafen Firmian, der in einer 20jährigen Regierung 
mehr abſolutiſtiſche als fortſchrittliche Züge geoffenbart hatte, am 
19. Mai 1783 den Grafen Joſeph Franz von Paula aus dem reichs⸗ 
fürſtlichen Hauſe Auerſperg. | 

Dieſer, als Sohn des Oberſtſtallmeiſters Fürſten Heinrich Joſeph 
Johann von Auerſperg und ſeiner zweiten Gemahlin Maria 
Franziska, geb. Gräfin Trautſon, am 31. Januar 1734 zu Wien 
geboren, war aus alteingeſeſſenem Krainer Adel. Seine Vorfahren 
hatten dem Hauſe Habsburg manchen wertvollen Dienſt in ihrer 
Eigenſchaft als Landeshauptleute der Windiſchen Mark geleiſtet. 
Im Zeitalter der Reformation waren ſie zum neuen Glauben über⸗ 
getreten und kamen dadurch in ſchwerſten Konflikt mit dem Kaiſer⸗ 
haus, insbeſondere aber mit Erzherzog Ferdinand von Steiermark. 
Sie hatten nämlich eine landſchaftliche proteſtantiſche Schule ins 
Leben gerufen und einen Superintendenten aufgeſtellt. Dadurch 
wurde das Verhältnis zum Grazer Hof immer geſpannter, denn 
die Fürſten von Auerſperg ſtützten ſich auf ihre von Erzherzog 
Karl erhaltenen Privilegien, die ihnen Religionsfreiheit zugeſichert 
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hatten. Außerdem verkörperten ſie einen ſo ſtarken Grenzſchutz 
gegen die vordringenden Türken, daß auch Ferdinand ſich 
nicht entſchließen konnte, gegen ſie ſchärfer vorzugehen. Was dem 
Habsburger nicht gelang, nämlich fie zu refatholifieren, wurde das 
Verdienſt der Jeſuiten, die durch die Erziehung einiger Söhne des 
Hauſes die Wendung zum alten Glauben vollzogen !). Die folgen: 
den Generationen des Hauſes Auerſperg vertauſchten ihren Beruf 
als Landeshauptleute nach dem Entſatz von Wien im Jahre 
1683 mit der angenehmeren Stellung als Hofbeamte in Wien. 
Angeſehene Funktionen verſahen ſie hier, und ihr Einfluß hat 
manchesmal entſcheidend in die große Politik eingegriffen. Ihre 
hohe geſellſchaftliche Stellung ſicherte ihnen noch im 18 Jahrhundert 
die Anhänglichkeit und Treue des letzten Habsburgers Karls VI. und 
ſeiner Tochter. An Maria Thereſias Hof weilte Fürſt Heinrich 
Joſeph Johann, der Vater des Paſſauer Fürſtbiſchofs, als Oberſt⸗ 
ſtallmeiſter, und ſein Name erſcheint häufig in R aus jener 
Zeit. 

In dieſer Atmoſphäre höfiſchen Lebens 1 9 5 Joſeph Franz 
Anton geboren und wuchs in einer Schar von Geſchwiſtern auf. 
Die Treue zum angeſtammten Habsburger Haus war ihm ange⸗ 
boren, wie anerzogen. Das Paſſauer Domkapitel hat ihm daraus 
ſpäter einen ſtarken Vorwurf zu machen gewußt, als Joſeph II. 
durch einen Handſtreich die Einkünfte Paſſaus in Oeſterreich an 
ſich brachte; es hat ihm zu große Nachgiebigkeit in den Verhand⸗ 
lungen mit dem Wiener Hof vorgeworfen. Die geſellſchaftlichen 
Verbindungen zu den Kindern Maria Thereſias waren ſicher ſehr 
früh angebahnt worden, gehörte doch das Oberſtſtallmeiſterpaar 
zu den intimſten und älteſten Freunden des Kaiſerpaares. Mit 
13 Jahren wurde der junge Auerſperg bereits in den Malteſer⸗ 
orden aufgenommen, er trat dann aus undurchſichtigen Gründen 
wieder aus und wandte ſich dem geiſtlichen Stande zu. Er wurde 
1752 Domherr zu Paſſau, 1754 zu Salzburg und Auditor rotae der 
deutſchen Nation zu Rom. Im Jahr 1763 erhielt er ſein erſtes 
Bistum Lavant; 2 Jahre ſpäter hatte er die Ehre, das Kaiſerpaar 


1) Neues Archiv für Geſchichte, Staatenkunde, Literatur und Kunſt, 
2. Jahrg. Wien 1830. F. X. Richter — Olmütz, Die Fürſten und Erafen 
von Auerſperg. N 
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in ſeiner Biſchofsſtadt begrüßen und bewirten zu dürfen. Im 
Jahr 1771 wählte ihn das Domkapitel zu Gurk zum Biſchof und in 
den folgenden Jahren hören wir zum erſten Mal von ſeiner um⸗ 
faſſenden Reformtätigkeit. Dieſe war es, die Sebaſtian Brunner 
veranlaßte, Auerſperg in die „theologiſche Dienerſchaft Joſephs II.“ 
einzubeziehen. Beſonders verargte ihm dieſer Geſchichtſchreiber, 
daß er die Veröffentlichung des kaiſerlichen Toleranzpatents von 
1782 durch einen Hirtenbrief unterſtützt hatte, „indem er zur Ein⸗ 
tracht mit evangeliſchen Paſtoren mahnte und Kontroverspredigten 
ſtrenge unterſagte. Auch führte er in ſeiner Diözeſe den öſter⸗ 
reichiſchen Normalſchulkatechismus ein“ und verbot den katholiſchen 
Geiſtlichen, Reverſe von Eheleuten mit gemiſchter Konfeſſion über 
Kindererziehung zu fordern. Roſenkranz und Weihwaſſer ſollten 
nur mit größter Behutſamkeit angewandt werden, „als hiedurch 
der ſinnliche Menſch nur gar zu ſehr das Wahre beſeitigt und in 
dem Aberglauben, ſo ohnehin bey dem Pöbel im Schwunge gehe, 
noch mehr geſtärket wird“.) 


I. Abschnitt: 
Dorausfebungen. 
1. Die außenpolitiſchen Schwierigkeiten mit Oeſterreich. 


Graf Auerſperg begann ſeine Regierung unter den denkbar 
ungünſtigſten Auſpizien. Am Tage, nachdem der Tod des Grafen 
Firmian in Wien bekannt wurde, verfügte man auf Befehl des 
Kaiſers den Sequeſter über alle Paſſauer Einkünfte in Ober⸗ und 
Niederöſterreich, erklärte zugleich die Abtrennung des oberennſiſchen 
Sprengels der Paſſauer Diözeſe und erhob dieſen Teil zu einem 
eigenen Bistum Linz. Auerſperg legte ſofort nach ſeiner Wahl 
Proteſt gegen dieſe Gewaltmaßnahmen beim Wiener Hof ein und 
unterſtützte ihn durch perſönliches Erſcheinen in Wien. Seine Stel⸗ 
lung war von Anfang an ungewöhnlich ſchwierig: Von Geburt 
Oeſterreicher aus altem, regierungstreuem Geſchlecht, dazu ein 
Verehrer des Kaiſers, wenngleich er deſſen Reformen durchaus nicht 
2) Sebaſt. Brunner, Die theologiſche Dienerſchaft am Hofe Joſephs II., 
Geheimkorreſpondenzen und Enthüllungen, Wien 1868. 
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blind huldigte, wie es mancher Autor darzuſtellen verſucht, brachte 

ihn nun die Lage der Dinge in äußerſten Gegenſatz zu Joſeph II. 
Dazu kam eine nur geringe Kenntnis der inneren Verhältniſſe 
ſeines Hochſtifts, eine mangelnde Kenntnis auch der Anſichten des 
Domkapitels, deſſen Anſprüche auf Rückerſtattung der Güter er in 
Wien mitvertreten mußte. Da er angeſichts der entſchloſſenen Ab⸗ 
wehr des öſterreichiſchen Staatskanzlers Fürſten Kaunitz⸗Rittberg 
für den Augenblick nichts erreichen konnte, entſchloß er ſich, nach 
Gurk, ſeinem bisherigen Biſchofsſitz, zurückzukehren, „da ich aus 
wahrer Nächſtenliebe mich ſonſten ziemlich einſchräncke“, ſo ſchrieb er 
an den Paſſauer Hofkanzler. Die Einzelheiten der Verhandlungen 
zwiſchen Paſſau und Oeſterreich, die ihr Ende erſt durch den Reichs⸗ 
deputationshauptſchluß von 1803 fanden, hier zu behandeln, liegt 
nicht in dem Zweck dieſer Arbeit. Das Ziel, das Auerſperg durch 
ſeine Verhandlungen erreichen konnte und das er im Vergleich vom 
4. Juli 1784 tatſächlich erreichte, enthielt folgende Abmachungen: 


„Die ober⸗ und unterennſiſchen Lande werden von der Paſſauer 
Diözeſe nach dem allgemein angenommenen Syſtem Joſephs II. 
zum beſten der erbländiſchen Seelſorge abgetrennt. 

1. Die Beſchlagnahme über alle Güter, Beſitzungen, Zehnten, 
Beutelgelder, Lehnsrechte, ſowohl des Hochſtifts wie des 
Domkapitels, wird aufgehoben und ſie Paſſau zum freien 
Genuß und Beſitz zurückgegeben. 

2. Die Gefälle und Einkünfte ſeit 13. März 1783 werden zurück⸗ 
erſtattet nach zuverläſſiger Berechnung. 

3. Abtrennung der Paſſauiſchen Diözeſanrechte und Befugniſſe 
in den öjterreihiihen ober⸗ und unterennſiſchen Ländern 
mit Ausnahme von Neuburg am Inn. 

4. Dem Kaiſer werden die in den primis fructibus, iuribus epis- 
copalibus, pensiones alumnatica beftandenen, von dem Hoch⸗ 

ſtiftiſchen Kirchengebiet in den öſterreichiſchen Landen bis⸗ 
nun jährlich zu beziehenden biſchöflichen Einkünfte, die 

Herrſchaft und das Alumnat zu Guttenbrunn und Enns 

ſamt ihrem Vermögen und Einflüſſen überlaſſen. | 

5. Zur Dotierung des neuen Bistums Ling 400 000 fl. entweder 
ganz oder in Raten von 100 000 fl. zu zahlen verpflichten ſich 
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Hochſtift und Kapitel, in einer Verzinſung zu 4% zahlbar 
von dem Tag der Beſchlagnahme an. 

6. Die Verträge von 1728 wegen der Propſtei Ardacker ſind 
ungültig und die Einkünfte und die Propſtei ſelbſt zur Ver⸗ 
beſſerung der inländiſchen Seelſorge gewidmet. 

7. Die hochſtiftlichen titulo mensae verſehenen dermaligen welt⸗ 
geiſtlichen öſterreichiſchen Landeskinder werden für den Fall 
ihrer Unvermögenheit, den ſeelſorgeriſchen Verrichtungen 
weiter vorzuſtehen, in die Verpflegung und Verſorgung des 
erbländiſchen Religionsfonds übernommen. 

8. Die in den neuerworbenen Gebieten ſich ergebenden Anſtände 
ſollen vollkommen abgetan fein.) 

Unterzeichnet war dieſer Vertrag von Fürſtbiſchof Auerſperg, 
dem Dompropft Grafen von Lamberg und Domdechanten Thomas 
Grafen von Thun, ſowie vom Senior des Kapitels Vigil Maria 
Grafen von Firmian. ö 

Oeſterreich zahlt danach an Paſſau 20 280 fl. zurück, wovon die 
Intereſſen ſchon abgezogen ſind, die vom 13. März 1783 an bezahlt 
werden müſſen. 

Unmittelbar nach der Ratifikation ſchlug der Kaiſer dem Ge⸗ 
ſandten Auerſpergs am Wiener Hof, Herrn von Walter, vor, ihm 
ſtatt der 400 000 fl. (ſ. oben Ziff. 5), die das Hochſtift doch ziemlich 
„in Verlegenheit ſetzen“ würden, Paſſauiſches Gebiet abzutreten. 
v. Walter machte dem Fürſtbiſchof ſogleich davon Mitteilung mit 
dem Zuſatz, dieſes Anſinnen ſei allein aus dem Haß des Kaiſers 
gegen das Kapitel, beſonders aber gegen den Domdechanten Grafen 
Thun, zu erklären, er würde alles daranſetzen, dieſem möglichſt viel 
abzujagen. Der Reſident ſchlug Auerſperg ferner vor, ſich mit dem 
Regierungsantritt zu entſchuldigen und keineswegs auf den Vor⸗ 
ſchlag einzugehen. Im übrigen ſei die Zuſtimmung des Kapitels 
erforderlich, welches dieſe niemals geben würde.“) | 

Die Geſtalt Kaiſer Joſephs II. erſcheint in den Briefen des 
Herrn von Walter, der bei Hof einflußreiche Beziehungen zu dem 
Baron Kreſel und Baron Spielmann hatte, in wenig günſtigem 
Licht, und man ſieht daraus, daß bei der ſogenannten ſeelſorger⸗ 

3) H. St. A. M. 96. 

) H. St. A. M. 96. 
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lichen Aufklärungspolitik die Machtpolitik Habsburgs nicht 
aus dem Spiele blieb. Herr von Walter erkannte das klar, wenn 
er in einem Brief vom 17. Dez. 1783 an den Paſſauer Fürſtbiſchof 
ſchrieb: „La nécessité de l'état est ordinairement le prétexte de la 
tyrannie des souverains“.s) Der Wiener Hof beherrſchte in dieſen 
Verhandlungen, die mehrmals durch ihn wie durch Paſſau abge⸗ 
brochen wurden, alle Künſte der Diplomatie. 

Während ſeiner Regierung machte Fürſtbiſchof Auerſperg noch 
zweimal den Verſuch, den Vertrag von 1784 als erzwungen und 
daher rechtsungültig zu bezeichnen und die Diözeſe in alter Größe 
wieder herzuſtellen: Bei dem Regierungsantritt Kaiſer Leopolds II. 
und Franz II. Jedesmal ſcheiterten die Verhandlungen an dem 
Widerſtand der Habsburger, die von dem Paſſauer Fürſtbiſchof zu 
große Zugeſtändniſſe bei zu geringer Geldentſchädigung verlangten, 
ſie ſcheiterten aber nicht daran, „daß man damals (unter Auerſperg) 
die leopoldiniſchen Rudera nicht zu ſchätzen gewußt hätte, und des⸗ 
halb hätten die amtlichen Stellen ſogleich die erwünſchte Gelegen⸗ 
heit gefunden, die ganze Ausgleichung dahin zu bringen, wo ihre 
traurige Lage dermals aufgeſtellt iſt“.“) Die eine Tatſache 
in dem ganzen Hin und Her von Pro - Memorien, Miniſterial⸗ 
entſchließungen, Deduktionen, Inſtruktionen ꝛc. jedoch iſt unbe⸗ 
ſtreitbar: Wäre in den fraglichen Jahren 1783/84 nicht Fürſtbiſchof 
Auerſperg, ſondern ſein ſpäterer Nachfolger Graf Thomas Thun, 
der ſchon 1783 kandidiert hatte, an der Spitze des Hochſtifts ge⸗ 
ſtanden, ſo hätte die Zergliederung einen noch ungünſtigeren 
Vergleich nach ſich gezogen, wenn er überhaupt erreicht worden 
wäre. Denn Auerſperg war persona grata am Wiener Hof; in den 
abſchließenden Miniſterialentſchließungen wird immer wieder das 
wahre Wohlwollen des Kaiſers betont, und andererſeits gibt 
Auerſperg nur aus „wahrer Devotion gegen ſeine Majeſtät und 
das erhabene Erzhaus“ nach. 


) . St. A. M. 1098, Korreſpondenz des Biſchofs Auerſperg mit ſeinem 
Bevollmächtigten in Wien, Herrn von Walter. 

0) H St. A. M. 638: Acta, die bei dem Regierungsantritt des Kaiſers 
Leopold von Oeſterreich vom Hochſtift Paſſau nachgeſuchte Wiederein⸗ 
ſetzung in ſeine von Kaiſer Joſeph II. anno 1784 getrennten Diözeſan⸗ 
gerechtſamen in den öſterreichiſchen ober⸗ und unterennſiſchen Landen betr. 
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2. Die Perſönlichkeit Auerfpergs und feiner Freunde. 


Nur ein unvollkommenes Bild können wir von dieſem Regenten 
zeichnen, da perſönliche Außerungen ſelten ſind und Briefe (mit 
Ausnahme der geſchäftlichen Korreſpondenz mit dem Paſſauer 
Hofkanzler von Molitor oder dem Wiener Reſidenten von Walter) 
überhaupt fehlen. Nur aus indirekten unperſönlichen Quellen, 
wie aus zeitgenöſſiſchen Berichten und Kabinettsdekreten können 
wir ſein Bild erſchließen. Seinen Charakter, ſeine geiſtigen und 
künſtleriſchen Neigungen aber können wir nur erraten, nicht 
definieren. Vereinzelte Buchhändlerrechnungen, Inventare über 
Möbel und Bilder ſind Quellen, die zu gering ſind, um zu einem 
abſchließenden Urteil zu gelangen.“) 


Die zeitgenöſſiſchen Berichte zeichnen ſich natürlich ebenſowenig 
durch Sachlichkeit und Tiefe aus, wie die flüchtigen Charakteriſtiken 
in den Geſchichten der Stadt Paſſau, die oftmals auf ihnen be- 
ruhen. Die Vertreter der Aufklärung ſahen Auerſperg als einen 
der ihren an.?) Merkwürdig ſcheint mir das Urteil eines Paſſauers 
in der Zeitſchrift „Galerie merkwürdiger Orter in Deutſchland“ zu 
ſein, der, obwohl Zeitgenoſſe Auerſpergs, ſeinem Weſen doch nicht 
vollkommen gerecht wird: Er wirft ihm nämlich ein plötzliches Ab⸗ 
nehmen ſeiner geiſtigen Kräfte bis zur „Unfinnigfeit“ vor. Aber 
darin hat der Verfaſſer wohl recht, daß gegen Ende der 80er Jahre 
ſich ein merkwürdiger Umſchwung in den Anſichten und in den 
Reformen des Biſchofs vollzieht, eine Erſcheinung, die ſich mit dem 
Ausbruch der franzöſiſchen Revolution, der Gefangennahme der 


7) Meine Bemühungen, die Privatkorreſpondenz, tagebuchähnliche 
Aufzeichnungen über Reiſen nach Neapel, nach Karlsbad in einem Ordi⸗ 
nariats⸗ oder Familienarchiv aufzufinden, blieben leider erfolglos. 
Dieſe Aufzeichnungen ſollen ſich in dem ſogen. „kleinen hochfürſtlichen 
Archiv“ befunden haben. — Die amtliche Korreſpondenz gewährt natür⸗ 
lich wenig Einblicke in die Denkungsart des Fürſten. Seine Kabinetts⸗ 
dekrete, die nicht geſammelt ſind, liegen teils bei den einſchlägigen 
Materien, teils bei den Hofratsprotokollen (B. St. A. L.). 

8) S. Der deutſche Zuſchauer, 4. Bd. IV. Heft Nr. 19 „Reinigung der 
Religionsbegriffe in Paſſau“, ohne Druckort 1786, und „Briefe eines 
Reiſenden über das Hochſtift Paſſau an feinen Freund ***“, Nürnberg 
1794. 
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königlichen Familie und der Vertreibung zahlreicher Ariſtokraten 
aus Frankreich menſchlich und hiſtoriſch ausreichend erklären läßt. 


Das geſellige Leben und die Freude am Feſtefeiern gehören zu 
den Hauptmerkmalen der Rokokozeit. Auerſperg machte hievon 
keine Ausnahme. Eine ganze Reihe von Freunden begleiteten ihn 
bereits von Klagenfurt nach Paſſau: Baron Wulffen, Baronin 
Geylberg mit ihren Töchtern, Herr von Renfrode, Graf Aicholt mit 
Frau und Töchtern, Baron Rindsmaul und Hanxleden. 


Sein Einzug in die Reſidenz war ein einzigartiges, nie zuvor 
geſehenes Ereignis. Der Feſtzug mit den Mitgliedern des Hof⸗ 
ſtaates in zweiſpännigen, den Domizellaren in vierſpännigem Wagen 


an der Spitze ſetzte ſich vom Kloſter St. Nikola aus in Bewegung 


und wurde beim Betreten der Stadt am „Bürgthor“ vom Stadt⸗ 
magiſtrat „in Ober⸗ und Antergewöhr“, beim Prieſterhaus von 
100 bürgerlichen Knaben „in türkiſcher Kleidung mit entblößtem 
Säbel unter den Klängen einer türkiſchen Muſik“ empfangen.“) 
Alle Häuſer waren aufs feſtlichſte geſchmückt und der Garten des 
Kapitularhofs auf der Römerwehr, den Graf Johann Auerſperg 
bewohnte, war ſo hell erleuchtet, daß man das in einem Tempel 
aufgeſtellte Bild des neugewählten Fürſten nebſt ſeinem Wahl⸗ 
ſpruch „amore et justitia“ in der ganzen Stadt ſehen konnte. Am 
gleichen Tag hutte man von der Innbrücke einen großen Luftballon 
freigelaſſen, der nach 3½ſtündiger Fahrt in einem Kornfeld bei 
Braunau landete; ein ähnlicher Ballon war tags vorher von der 
Reſidenz aus entfeſſelt worden, der bei Pfarrkirchen im Bayeriſchen 
aufgefunden wurde. „Beede dieſe Luft⸗ und Luſtbooten wurden 
zurückgebracht und die Überbringer beſchenket“, ſo ſchreibt Carl 
Seyffert über dieſe eindrucksvollen Ereigniſſe. Am Abend des 
Einzugstages wurde im hochfürſtlichen Hoftheater eine glänzende 
„Opera“ gehalten. Die Prachtentfaltung in Paſſau war ſo groß, 
daß der Reſident des Fürſtbiſchofs in Wien befürchtete, es werde 
eine ſatiriſche Broſchüre darüber erſcheinen, weil der Kaiſer allen 
übertriebenen Aufwand in einem ſo kleinen Fürſtentum mit Miß⸗ 
fallen betrachte. 0) | 


9) H. St. A. M. 1020. 
0 H. St. A. M. 98. 
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Paſſau erlebte unter Auerſpergs Regierung eine Reihe von 
Jahren, in denen die Lebensfreude des Rokoko noch ein letztes Mal 
aufflammte. Von den großen Freibällen, den Kinderbällen (nach 
dem Vorbild am Wiener Hof zur Zeit Maria Thereſias), von den 
glänzenden Aufführungen im Hoftheater, den muſikaliſchen Aka⸗ 
demien und Volksbeluſtigungen im engliſchen Park wird an anderer 

Stelle die Rede ſein. 

Es mußte natürlich im Intereſſe Auerſpergs liegen, den Rang 
eines Kardinals gleich ſeinen Vorgängern am Hochſtift, Firmian 
und Lamberg, zu erlangen. Die Verhandlungen mit Rom begannen 
bereits im Jahr 1786, ſcheiterten aber zunächſt immer wieder an 
der Sparſamkeit des Fürſten, der ſich unnütze Palliengelder ſparen 
wollte. In der Korreſpondenz des Reſidenten von Walter erſcheint 
einmal eine Außerung desſelben, von Molitor gegenüber, dem 
Fürſten werde es nie gelingen, den Stephansorden und die 
Kardinalswürde zu erlangen, ſolange er ſich nicht die unteren 
Behörden durch Geldgeſchenke gefügig mache.!) Im Jahr 1788 er⸗ 
hielt Auerſperg dennoch die erſehnte Kardinalswürde, deren Koſten, 
die ſogen. „römiſchen Taxen“, von den Einkünften einiger hochfürſt⸗ 
licher Rentämter wie Königsſtetten und Stockerau, ſowie von der 
Holzverſilberungskaſſe und dem Kaſtenamt in Wien gedeckt wurden. 
Damals ging eine Summe von insgeſamt 6070 fl. an die römiſche 
Nuntiatur. Die einzelnen Beträge wurden in der Kameralkaſſe 
unter „Anſchaffung“ gebucht. 2) | 

Alle Hijtorifer der Paſſauer Biſchöfe rühmen übereinſtimmend 
die haushälteriſche Natur Auerſpergs. Durch dieſe Tugend der 
Sparſamkeit hatte er im Laufe der Jahre ein beträchtliches Ver⸗ 
mögen angeſammelt, trotzdem den Fürſtbiſchof ſeine Geſchwiſter in 
finanzieller Hinſicht ziemlich in Anſpruch nahmen. Aus den Ver⸗ 
handlungen des Domkapitels als Teſtamentsvollſtrecker des Kardi⸗ 
nals erfahren wir, daß ein Bruder, Fürſt Karl Joſeph von Auer⸗ 
ſperg, der Majoratsherr, ein Kapital von 21 536 fl. 54 / kr. und 
ein anderer Bruder, Graf Franz Xaver, einen Kredit von 26 770 fl. 
entliehen hatten und in die ärgſte Verlegenheit kamen, als das 
Domkapitel dieſen Kredit kündigen wollte. Flehentliche Schreiben 


11) H. St. A. M. 98. 
12) B. St. A. L. Rep. 1131, Nr. 10, Fasc. 2: 
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liefen von beiden ein, unterſtützt von ihrem Bruder, dem Dom⸗ 
kapitular, man möchte ihnen das Kapital nicht kündigen, und be 
wogen ſchließlich das Domkapitel, dieſe Summen gegen eine Ver⸗ 
zinſung von 5% auf ihrem Konto ſtehen zu laſſen.!“) Auerſperg 
war, nach allen Quellen zu ſchließen, von einem rührenden 
Familienſinn beſeelt. Er unterhielt ſeine beiden Schweſtern, die 
Gräfin Wurmbrand und die Gräfin Würben, die an ſeinem Hofe 
lebten. Beide hatten ſich ſehr jung verheiratet und waren beide 
unglücklich geworden, denn ſie hatten verſchwenderiſche Gatten, die 
ihnen nach ihrem Tod beträchtliche Schulden hinterließen. Die 
Gräfin Würben war vollkommen hilflos und allein auf die Unter⸗ 
ſtützung ihrer Geſchwiſter angewieſen. Die Gräfin Wurmbrand 
aber befand ſich in beſonders drückenden Verhältniſſen, da ihre 
Tochter, eine Stiftsdame in den Niederlanden, vor dem Anſturm 
der franzöſiſchen Heere zu ihrer Mutter nach Paſſau hatte flüchten 
müſſen. Die beiden Damen lebten nur von einer Unterſtützung 
ihres geiſtlichen Bruders, die 500 fl. betrug. Weiterhin lebte noch 
eine Schwägerin Auerſpergs, deren Gemahl General war, am 
Paſſauer Hof; dieſe befand ſich ebenfalls in den ſchlechteſten finan⸗ 
ziellen Verhältniſſen. 

Auerſpergs Teſtament vom 30. Nov. 1794 offenbarte die gütige 
Natur, die dem Erblaſſer innewohnte. Er ſetzte zum Aniverſal⸗ 
erben das Hochſtift ein. Zum Exekutor der letztwilligen Verfiigungen 
wurde, der Hofkanzler beſtellt. Die Zinſen des hinterlaſſenen Ver: 
mögens ſollten zur Tilgung der Schulden des Fürſtentums dienen. 
Dafür ſollte dieſes die Unterſtützung derjenigen Untertanen über⸗ 
nehmen, die ſich ſeiner Hilfe bei Lebzeiten erfreut hatten. Das 
Geſamtvermögen wies eine Höhe von 422 500 fl. auf. Davon 
ſollten dem Armeninſtitut in Paſſau 30 000 fl., den Armenkaſſen 
auf dem Land 36 640 fl. zufallen. Dem Krankenhaus dachte der 
Fürſtbiſchof 6000 fl., dem neuerrichteten Tollhaus das Doppelte zu. 
Sein Leibarzt Großi erhielt 500 fl., der Wundarzt Gierold 1200 fl., 
der Hofpfleger 600 fl., von Molitor 1000 fl. und jeder Kammer: 
diener 300 fl. Allen ſeinen Geſchwiſtern vermachte er eine Summe 
von 70 000 fl. zu gleichen Teilen. Dem Baron von Renfrode wurde 
ein „Douceur“ von 600 fl. zugedacht. Bei der Beerdigung verbat 


183) O. A. P. Teſtament der Fürſtbiſchöfe. 


er ſich jeden Prunk, es ſollte jedem eingeſchriebenen Armen an 
ſeinem Sterbetag 1 fl. „auf die Hand gereicht“ werden. Dann hieß 
es weiter im Teſtament: „Dergeſtalten, daß weilen mit unſerem 
Geheimen Rat und Probſt von Melchior ein Kontrakt vom Jahr 
1785 beſtehet, krafft deſſen ihm lebenslänglich der jährliche Genuß 
der Zinſen von dieſem Kapital (25 080 fl., das für die Domkuſtodei 
beſtimmt war), zugeſichert, ſogeſtalten mithin das Kapital oneriert 
ijt, er auch ſothane Zinſen auf ſeine Lebenszeit ohne Umſtände zu 
genießen haben ſoll“.!“) Trotzdem ergab fic) wegen dieſer Zinſen 
bald nach dem Tod des Kardinals eine Differenz von Melchiors 
mit dem Domkapitel. !) Außer dem Kapital ſollten mehrere wert⸗ 
volle Gebrauchsgegenſtände, Uhren, Tabatieren, Stöcke an liebe 
Freunde verteilt werden. | | 

Das Urteil des Domkapitels konnte angefidts dieſer überraſchen⸗ 
den Erbſchaft nicht anders lauten als: „Seine hochfürſtliche Eminenz 
haben durch hochdero gute Wirtſchaft und großmüthig gemachte 
Dispoſitionen zugunſten des Hochſtifts auf einmal alle ſich ſo viel⸗ 
fälthig bei Verfaſſung höchſtdero Übernahmsinventariums ent⸗ 
ſtandenen Irrungen, Verdrüßlichkeiten und Zweifel ſo vollkommen 
gehoben, daß es dermalen nur an dem iſt, daß Ein Hochwürdig 
regierendes Domkapitel lediglich mit der Sorge der Verfaſſung 
eines künftigen vollſtändigen ilbernahmsinventars ſich zu beſchäf⸗ 
tigen habe“. ) 

Da die Inventare aus dem Jahr 1795 nichts von Büchern er⸗ 
wähnen, ſo müſſen wir uns bei dem Kapitel über die literariſchen 
Neigungen des Kardinals auf Buchhändlerrechnungen aus den 
Jahren 1782 und 83 beſchränken. Damals ließ ſich der Fürſtbiſchof 
von einem Klagenfurter Buchhändler ein „Exemplar der zuſammen⸗ 
getragenen Patenten in publicis et ecclesiasticis von 1767 bis Ende 
1782“, zwei Geſangbücher „zum römiſch⸗katholiſchen Gottesdienſt“, 
„eine Auslegung der Chriſtenlehre, Austriaca sacra und Wittolas 
Pſalmen“ ſchicken. Im Jahr 1783 erhielt ein Wiener Buchhändler 
den Auftrag, folgende Bücher nach Klagenfurt zu ſchicken: Einen 
kleinen und einen großen Katechismus, zwei Leſebücher, ein Evan⸗ 

14) H. St. A. M. 1024a. 
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gelienbuch, „das zergliederte und erläuterte Evangelium“, Pitorfs 
Gottesgelahrtheit, P. Lallemants Geiſtliche Werke, Einleitung zur 
Rechtſchreibung, Hirtenbrief aus Bayern und aus Salzburg, „Geo⸗ 
graphie für Kinder“. Dann beſtellte er weiter 2 Broſchüren „Tut 
der Kaiſer Recht?“ und „Der Papſt und ſeine Rechte“, ſowie 
2 Trauerſpiele „Lüſane“ und „Elsbet“.!“ 

Wüßten wir nicht von der Verehrung Auerſpergs für das 
Kaiſerhaus durch vereinzelte Außerungen von ihm ſelbſt und von 
ſeinen Zeitgenoſſen, ſo könnten wir dieſe Verehrung allein aus der 
Wahl ſeiner Bilder erſehen. Man kann ohne Übertreibung ſagen, 
daß es kein Wohn⸗ oder Schlafgemach des Fürſten, weder in der 
Reſidenz noch in Freundenhain, gab, in dem nicht einige Portraits 
von Mitgliedern der kaiſerlichen Familie hingen. 

Ein Beiſpiel: Im Audienzzimmer der Reſidenz hingen: ein 
Portrait von Maria Thereſia, ein Portrait des Kaiſers Franz, ein 
Portrait des Kaiſers Joſeph II. und eines ſeiner Gemahlin, in der 
Retirade hingen ebenfalls die Bilder von Maria Thereſia und 
Joſephs II. uſw. s) 

Ein Bilderverzeichnis aus dem Jahr 1783 gibt einen unterhalt⸗ 
lichen Ausſchnitt über den Geſchmack der damaligen Zeit, die unbe⸗ 
fangen Heiliges und Heidniſch⸗Weltliches, manchmal ſogar ſehr 
Weltliches durcheinander miſchte. Man kann mit gutem Recht die 
2. Hälfte des 18. Jahrhunderts als die Epoche des Kupferſtiches 
bezeichnen. In der Bilderſammlung Auerſpergs befanden ſich 
Kupferſtiche aller bedeutenden Figuren der Mythen⸗ und Welt⸗ 
geſchichte: Von Kardinal Julius von Medici, dem Papſt Pius VI. 
bis zum Grafen Balthaſar Caſtiglione, von Perſeus und Andro⸗ 
meda und den „trois Deésses se préparant pour le jugement de 


Paris“ bis zu den Verſuchungen des heiligen Antonius und der. 


Anbetung der Hirten, von der ſchönen Galathee bis zur heiligen 
Familie war alles vertreten. Nicht zu vergeſſen der holländiſchen 
Kunſt. Der Fürſtbiſchof beſaß eine Menge dieſer kleinen Genre⸗ 
bilder eines Teniers, eines van Steen: La cuisinière hollandaise, 
Assemblée de Buveurs, vues de Flandres, Paysans hollandois. 1“) 


17) H. St. A. M. 832. 
18) H. St. A. M. 849. 
10) H. St. A. M. 832. 
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Selten iſt in einem Jahrhundert ſo viel gereiſt worden wie im 
18ten. Die peinliche Angelegenheit, in die das Paſſauer Hochſtift 
mit Oeſterreich verwickelt worden war, veranlaßte Auerſperg zu 
wiederholten Reiſen nach Wien. Als die Verhandlungen wieder 
einmal ins Stocken geraten waren, reiſte er kurz entſchloſſen nur 
mit einem Hofkaplan und einem Kammerdiener vierſpännig nach 
Wien, um den Verhandlungen perſönlichen Nachdruck zu verleihen. 
Während der 11 Jahre ſeiner Paſſauer Regierung unternahm 
Auerſperg nicht weniger als vier große Reiſen. Im April 1786 
brach er nach München zu einem „unerwarteten Beſuch“ bei Karl 
Theodor auf. In Paſſau war man umſomehr erſtaunt, als die Be⸗ 
ziehungen zu Bayern keineswegs beſonders herzlich waren. Jedoch 
hatte dieſe Reiſe wie auch die im Dezember des nächſten Jahres 
unternommene Fahrt nach Wien, zu den Vermählungsfeierlichkeiten 
des Erzherzogs Franz mit Eliſabeth von Württemberg, rein geſell⸗ 
ſchaftlichen Charakter. Der Fürſtbiſchof fuhr am 28. Dezember 1787 
von Paſſau ab und blieb bis 17. Januar 1788 in Wien. Aus 
Geſundheitsrückſichten entſchloß er ſich zu zwei Reiſen „nach dem 
Kaarlsbad“ und zwar in zwei aufeinanderfolgenden Jahren, nach⸗ 
dem er ſchon während ſeiner Kärntener Regierung dort Heilung 
geſucht hatte. Der erſte Kuraufenthalt dauerte vom 29. Mai 1786 
bis 7. Juli, der zweite vom 13. Mai bis 22. Juni 1787. Bei ſeiner 
Rückkehr von dieſem Kuraufenthalt wurde er von der Paſſauer 
Bürgerſchaft mit größtem Jubel und Böllerſchüſſen bewill⸗ 
fommnet.?°) | 

Wenden wir uns der äußeren Erſcheinung Auerſpergs zu, jo 
erſcheint er noch als ein echter Vertreter des Rokoko mit einer 
kurzen Perücke und goldgeſtickten Kleidern. In den „Beylagen zu 
den 1783ten Schatoullrechnungen von 1. Nov. 82 bis letzten Okt. 83“ 
liegt ein „Conto, Wak ich vor Ihro Piſchöfliche Exlentz an Stücker 
Arbeith gemacht habe als auf zwei Kleider Knöpf geſtickt“ . von 
„J. G. Schnabel, bürgerlicher Goltſtickermeiſter wohnhaft auf den 
Spidaller bey den golden Pelickan.“!) Selbſt Kleinigkeiten wie 
Strumpfbänder oder Pontifikalſchuhe, „Angleskleider“ und Perücken, 
von denen eine 12 Dukaten koſtete, wurden aus Wien beſorgt. 


20) Carl Seyffert, Paſſauiſches Tagebuch, Paſſau 1788. 
21) H. St. A. M. 832. 
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Seine Geſundheit muß immer zart geweſen ſein, in den letzten 
Jahren des Paſſauer Aufenthaltes hatte er mehrere Male gefähr⸗ 
liche Krankheiten zu überwinden. Während einer ſolchen beſorgnis⸗ 
erregenden Erkrankung hatte der geiſtliche Rat öffentliche Gebete 
für ihn in allen Kirchen der Stadt angeordnet. Anſchaulich wurde 
im „Kurier an der Donau“ das erſte Hervortreten des Fürſten 
nach ſeiner Geneſung geſchildert. Und am 31. Januar 1794 konnte 
man hier leſen: „Abends ward auf dem Hoftheater die ſo allgemein 
beliebte Opera „Die Zauberflöte“ gegeben, wobey ſich eine unge⸗ 
wöhnliche Menge Zuſchauer einfand, die Seine hochfürſtliche 
Eminenz bei höchſtdero Ankunft mit einem anhaltenden, allge⸗ 
meinen Händeklatſchen empfieng, um ſowohl ihre Freude über die 
Gegenwart des beſten Fürſten, als auch ihre Wünſche für höchſtdero 
Wohlſeyn und langes Leben zu äußern. Sichtbare Freude funkelte 
aus den Augen des gerührten Landesvaters und man konnte deut⸗ 
lich abnehmen, wie tief Seine hochfürſtliche Eminenz das erhabenſte 
Fürſtenglück fühlte, von ſeinem Volk geliebt zu ſein“. 


Wenn wir uns die einflußreichſten Perſönlichkeiten am Hof vor 
Augen führen, ſo taucht neben der ariſtokratiſchen Perſönlichkeit 
Auerſpergs ein merkwürdiger, faſt unheimlich dämoniſcher Mann 
auf: Der Propſt Philipp von Melchior, eine Geſtalt, die wir bei⸗ 
nahe nur aus den Außerungen Dritter kennen, und deren Beur⸗ 
teilung umſomehr erſchwert wird, als ſie ihm nie in objektiver 
Weiſe gerecht werden. Er ſcheint die anregende und teilweiſe auch 
ausführende Kraft in den biſchöflichen Reformen geweſen zu ſein. 
Nur gering, zu gering ſind ſeine perſönlichen Außerungen: Von 
ſeiner Hand rühren die Vota in den Protokollen der lateiniſchen 
Schulkommiſſion, deren Vorſtand er war, her. Darin offenbart er 
eine klare Ausdrucksweiſe und eine von dem durchdringendſten Ver⸗ 
ſtand zeugende Urteilskraft. Doch dürfen wir darüber auch nicht die 
Empfindſamkeit des Mannes vergeſſen, die ihm eingab, über eine 
Brücke im engliſchen Park die Inſchrift zu ſetzen: „Alles iſt Über- 
gang“. Der Propſt ſtammte aus Oeſterreich, war ein überzeugter 
Anhänger der joſephiniſchen Aufklärungspolitik und hatte bereits 
während Auerſpergs Klagenfurter Aufenthalt mit ihm in eifrigſtem 
Briefwechſel geſtanden. Die Rechnungen über Poſtgebühren für die 
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Briefe, die nach Ardagger gingen, find ziemlich hoch.??) Melchior 
wurde nach Auerſpergs Wahl zum Fürſtbiſchof von Paſſau wahr⸗ 
ſcheinlich noch im Jahr ſeiner Ankunft (1784) in die neue Reſidenz 
geholt. In kurzer Zeit ſtand er ſämtlichen ins Leben gerufenen 
Kommiſſionen teils als Ausſchußmitglied, teils als ihr Vorſtand 
vor. Daß er ſich dadurch in Paſſau beim Kapitel und bei den Be⸗ 
amten viele Feinde machte, darf nicht Wunder nehmen. „Sein 
(Auerſpergs) erſtes Gute, das er ſtiftete, war, daß er ſeinen Freund 
Propſt Melchior nach Paſſau berief. Dieſer einſichtsvolle Mann 
war mit dem Geiſte, der die damalige Regierung Oeſterreichs be⸗ 
ſeelte, vertraut, und ſo kann man ſagen, dieſem Mann verdanke 
Paſſau alle guten Einrichtungen, die zu jener Zeit gemacht 
wurden“ .?) Dieſer rätſelvolle Mann, der nicht im Vordergrund 
der Ereigniſſe ſtand, ſondern mehr hinter den Kuliſſen arbeitete, 
wenigſtens ſoweit die Quellen es erkennen laſſen, beſaß bis zum 
Beginn der 90er Jahre das Ohr des Fürſten. Es iſt ſchwer, ja 
unmöglich, bei dem vorhandenen Material zwiſchen ſeiner und des 
Biſchofs Initiative zu trennen. Faſt ſcheint es, als ob Auerſperg 
öfters nur der Anordnende geweſen wäre. Daß der Propſt dank 
ſeiner ſtillen Tätigkeit nicht den Kabalen des Domkapitels, bei dem 
er wegen ſeiner Freiſinnigkeit nicht beliebt war, zum Opfer fiel, 
beweiſt ſein Verbleib auch nach dem Tode Auerſpergs in Paſſau, 
wo ſein Name noch 1802 als einer der höchſt bezahlten Beamten in 
der Liſte des Penſionsſyſtems ſteht. Wie er in dem Teſtament des 
Fürſten bedacht wurde, davon war bereits oben die Rede. — Der 
Propſt war es auch, der einige Männer der Wiſſenſchaft, den 
Naturwiſſenſchaftler Lorenz Hunger, den Hiſtoriker Joſeph Mil⸗ 
biller, den Schriftſteller Ignaz Schmid nach Paſſau zu ziehen wußte, 
die auf das geiſtige Leben der Stadt wenigſtens für die Dauer 
von 10 Jahren entſcheidenden Einfluß gewannen. 

Am in der Reihe der Männer weiterzufahren, die beſtimmen⸗ 
den Einfluß auf das geiſtige Leben in Paſſau ausübten, ſo muß 
hier an erſter Stelle des Grafen Johann Auerſperg gedacht werden, 
der ſchon vor der Wahl ſeines Bruders zum Fürſtbiſchof in Paſſau 


22) H. St. A. M. 832. | 
23) Galerie merkwürdiger Orter in Deutſchland. Ronneburg und 
Leipzig 1803. 
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Domkapitular war. Viele Charaktereigenſchaften hatte er mit 
dieſem gemeinſam: Toleranz, perſönliche Liebenswürdigkeit, Sinn 
für Volksbildung und Volkswohl. Faſt bei allen wichtigen Orga⸗ 
niſierungskommiſſionen war er beteiligt, Präſident der Sanitäts⸗ 
kommiſſion und Vorſtand des Armeninſtituts⸗Konſeſſes, ſowie Mit⸗ 
glied der geheimen Kabinettskonferenz. Seinen Einfluß auf den 
Fürſtbiſchof feſtzuſtellen, iſt vollends unmöglich, denn an ihn, den 
Domkapitular und jüngeren Bruder des regierenden Fürſten, wagte 
ſich die Stimme der Kritik natürlich nicht. Er war überzeugter 
Anhänger des phyſiokratiſchen Syſtems und gab ſeine Überzeugung 
wiederholt in literariſchen Aufſätzen kund. Seinem Privatſekretär 
Carl Seyffert verdanken wir das wichtigſte und aufſchlußreichſte 
Quellenmaterial über die Regierung des Fürſtbiſchofs; ſein 
(Seyfferts) Paſſauiſches Tagebuch iſt ſicher auf die Anregung der 
beiden Brüder Auerſperg entſtanden. Seine Chronik umfaßt leider 
nur die erſten 4 Jahre von Auerſpergs Regierung, er offenbart aber 
darin ſo viel lebendigen hiſtoriſchen Sinn, daß wir ſie als unmittel⸗ 
bares Zeugnis eines Zeitgenoſſen nicht hoch genug einſchätzen 
können. | 

Inwieweit die intimſten Freunde des Fürſtbiſchofs Einfluß auf 
die weltliche Regierung hatten, läßt ſich heute nicht mehr feſtſtellen. 
Der Fürſtbiſchof verlieh einigen von ihnen gleich nach ſeiner An⸗ 
kunft in Paſſau verſchiedene Hofämter: So wurde z. B. der Graf 
Aicholt zum Direktor der deutſchen Schulkommiſſion, der Baron 
Wulffen zum Oberſtallmeiſter, Herr von Renfrode zum Obergarten⸗ 
direktor ernannt. | 


Fürſtbiſchof und Domkapitel. 

Haben wir bis jetzt nur die anregenden und fördernden Kräfte 
aus Auerſpergs Umgebung behandelt, ſo ſteht dieſen eine andere, 
ihnen feindliche Gruppe gegenüber. An ihrer Spitze die Geſtalt 
des Domdechanten und Weihbiſchofs Grafen Thomas Thun. Sein 
Name wurde bereits oben bei der Kandidatur des Jahres 1783 
erwähnt. Unter dem alternden Grafen Firmian hatte er die 
Angelegenheiten des Hochſtifts faſt unumſchränkt geleitet und zwar 
in keiner fortſchrittlichen Weiſe. Nun aber zog mit dem neu⸗ 
gewählten Grafen Auerſperg und ſeinen Getreuen ein neuer. 
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friſcherer Geiſt ein und drängte den Einfluß Thuns in den Hinter⸗ 
grund. Fürſtbiſchof Auerſperg trat als aufgeklärter Regent im 
Stil Maria Thereſias mehr, als im Stil Joſephs II. die Regierung 
des Paſſauer Hochſtifts an. Er kam aus einem Oeſterreich, das 
durch die vermittelnden Verſuche der Reform einer großen Regentin 
und einer feinen Menſchenkennerin bereits für geiſtige Ein⸗ 
ſtrömungen aufgelockert war und freieren Lebensanſchauungen 
huldigte, als das kleine Paſſauer Fürſtentum. War es zu ver⸗ 
wundern, daß Auerſperg dieſen freieren Geiſt, wohlgemerkt im 
Rahmen der katholiſchen Dogmenlehre, auch ſeinem neuen Herr⸗ 
ſchaftsgebiet einzupflanzen beſtrebt war? Eine ſeiner erſten Ver⸗ 
fügungen, die ſogleich den „neuen Kurs“ verrieten, den er einzu⸗ 
ſchlagen gedachte, betraf die Abſtellung der vielen Andachten, die 
auf Koſten der fürſtlichen Kaſſe während der Faſtenzeit im Dom 
ſtattfanden. Damals ſchrieb er noch von Kärnten aus, er wolle 
für dieſes Jahr (1784) alle herkömmlichen Andachten ein letztes 
Mal geftatten; vom nächſten Jahr ab ſollten fie aber alle mit Aus⸗ 
nahme der Andacht des heiligen Johann Nepomuk unterbleiben, 
um alle unnützen Ausgaben zu ſparen: „.. . Nur will ich erinnern, 
daß bei jetzigen aufgeklärten Zeiten und philoſophiſchen (sic) 
Jahrhundert ſo verſchiedene dort (in Paſſau, der Fürſtbiſchof ſchrieb 
noch von Klagenfurt aus) hergebrachte Andachten umſomehr auf⸗ 
fallend ſeyn müſſen, weil hiezu immer der Cameralbeutel die Aus⸗ 
lagen zu beſtreitten hat, da doch die Domkirche ſelbſten aber hin⸗ 
reichende Einflüſſe beſitzet, ſolche Andachten, die fremde und oft 
verſchiedentlich befangene Einbildungen geſchaffen, eigends zu 
unterſtützen“.??) Selbſt im Domkapitel machten ſich für kurze Zeit 
fortſchrittlichere Regungen geltend, geführt von Johann Graf 
Auerſperg und Joſeph Johann Graf Welſperg, dem Präſidenten der 
Hofkammer. Bald aber nahm das Kapitel eine ablehnende Haltung 
gegen die raſch aufeinanderfolgenden Reformdekrete des Biſchofs 
an. Sofort nach Auerſpergs wirklicher Regierungsübernahme gab 
es Differenzen in innerpolitiſchen Angelegenheiten, als Auerſperg 
über die Kapitalien verſchiedener Kongregationen Erkundigungen 
einzog. Dadurch wurden auch Kapitalien des Domkapitels in Mit⸗ 
leidenſchaft gezogen, und dieſes zögerte daher mit der Aufitellung 


24) H. St. A. M. 97. 
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einer genauen Abrechnung, indem es in einem Schreiben vom 
22. März 1786 bat, einen Bevollmächtigten zu der Kommiſſion er⸗ 
nennen zu dürfen, die über die einzuziehenden Gelder verfügen 
ſollte, „als mehrere Vorſchriften uns in die Beſorgnis haben ver- 
ſetzen müſſen, daß höchſt dero beſtgemeinte landesväterliche Ab⸗ 
ſichten in der Folge durch die in benachbarten Landen ſo hoch an⸗ 
gerühmte vermeindliche Aufklärungsgrundſätze, welche ſich gleich⸗ 
ſam auf die gänzliche Zerſtreuung aller wohlhergebrachten und 
beſtfundierten Grundverfaſſung und Einführung einer willkürlichen 
und deſpotiſchen Benehmung in der Folge ſich hinausdehnen dürfen, 
vereitelt, überraſcht und irregeführt werden mögen. Die bereits 
beſchehene Aufhebung der Großen Lateiniſchen Kongregation und 
einiger Bruderſchaften ſind Ereigniſſe, die unſere Aufmerkſamkeit 
haben rege gemacht, und bezeigen, daß der erſte Schritt ſchon ge⸗ 
ſchehen ſei, um dem Landesfürſten ein Syſtem aufzudringen, ſo in 
ſich ſelbſt zerſterrend iſt, und in der Folge die Liebe und das all⸗ 
gemeine Zutrauen des Volks von ſeinem oberſten Seelenhirten 
und gnädigſten Landesfürſten abzuwenden vermag. Wir ſind weit 
entfernt, hierorts für die eingeriſſenen und alt eingewurzelten 
Mißbräuche, abergläubiſche Andächteleyen und aller Art ſoge⸗ 
nannter frommen Täuſchungen das Wort zu führen, vielmehrs aber 
unſer heißes Verlangen mit aller wahrer (?) aufgeklärten ver⸗ 
einigen, damit ſolche mit Verwendung aller Mühe und chriſtlicher 
Klugheit verbeſſert und zernichtet werden mögten, können aber 
nicht abſehen, wie eine mit Wiſſen, Willen, ja auch Beförderung 
mehrerer vorigen höchſten Biſchöfen und Landesregenten einge⸗ 
führte Verbrüderungsgeſellſchaften und Kongregationen plötzlich 
aufgehoben und disjolviert . .. werden mögen, wozu der Wille 
ihrer Vorfahrern niemals gerichtet, noch weniger jener der der⸗ 
malig beſtehenden Glieder“.2) Trotz dieſes Widerſtandes hatte 
Auerſperg die beiden Kongregationen, die lateiniſche und die Wag⸗ 
bruderſchaft, aufgehoben und die Einkünfte der letzteren dem 
deutſchen Schulfond überwieſen. Der Magiſtrat aber ſollte für die 
Errichtung und Unterhaltung einer öffentlichen Stadtwage auf: 
kommen. Damit waren die Differenzen zwiſchen Fürſtbiſchof und 
Kapitel über dieſen Punkt keineswegs beigelegt. Der Biſchof ver⸗ 


25) B. St. A. L. Rep. 91b Berg. 1, Fasz. 10, Nr. 338. 
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bietet ſich dieſen „unanſtändigen Machtton und das Gepräge einer 
eingekleideten Mitregentſchaft“ mit energiſchen Ausdrücken. Das 
Kapitel verlegt ſich nun auf ſeinen vermeintlichen Rechtsſtand⸗ 
punkt, daß es allein das Medium ſei, wodurch der Landesfürſt die 
wahre Geſinnung des Volks erfahren könne; es wirft ihm weiter 
vor, er hätte heuchleriſche Ratgeber in ſeiner Umgebung, die 
„gewiſſenloſe Egoiſten ſeien und ihn zu einer willkürlichen Regie⸗ 
rung verleiten wollten“. Nun verlangt Auerſperg ganz ſchroff die 
Namhaftmachung dieſer Räte durch das nächſte Peremptorium. 
Geſchähe das nicht, ſo werde man dies als eine gehäſſige Verleum⸗ 
dung anſehen und danach zu handeln wiſſen. Das Kapitel dürfe 
nur in Kraft treten, wenn dem Volk neue Laſten auferlegt oder 
wenn neue Kapitalien aufgenommen werden müßten. In den 
Verhandlungen mit dem Kapitel zeigt ſich der Fürſtbiſchof ſeinen 
Gegnern durchaus gewachſen und ſchlägt ſie mit ihren eigenen 
Worten, im vollen Bewußtſein, trotz der unglücklichen finanziellen 
Verhältniſſe, eine gute Finanzpolitik zu treiben; „da wir vermög 
aufhabender landesfürſtlicher Pflichten nur das Wohl des geſamten 
Landes zu unſerem eigenen gemacht haben. Und was wir hierbey 
wünſchen, iſt, daß uns keine Voreiligkeit, keine, obſchon nichts be⸗ 
deutende Schikane von dieſem Weg abhalten ſollte“. Im März 1787 
entſchloß ſich das Kapitel zur Einreichung der Faſſionen, nicht ohne 
vorherige Ausreden mit „verbrannten Akten“ und einem „er⸗ 
krankten Archivar“. 

Hatte ſich das Kapitel von Anfang an durch die allzuperſönlichen 
Verhandlungen Auerſpergs mit dem Wiener Hof zurückgeſetzt und 
nicht oft genug befragt gefühlt, ſo nahmen bei den neuerlichen Vor⸗ 
ſtellungen Auerſpergs über die Paſſauer Refuperationsangelegen- 
heit im Jahr 1790 die domkapiteliſchen Syndikatsprotokolle einer⸗ 
ſeits und die Erwiderungen des Fürſten andererſeits einen ganz 
bedrohlichen Ton an. Die Kapitulare gingen ſo weit, dem Kardinal 
vorzuwerfen, daß zuviele „un verantwortliche Ratgeber Einfluß auf 
die biſchöflichen Entſchließungen“ hätten (von Melchior war nämlich 
diesmal der Bevollmächtigte des Biſchofs in Wien).?“ 

Der Fürſtbiſchof ließ ſich indes durch all das nicht beirren. Das 
Kapitel verſuchte es zwar immer wieder mit kleinlichen Mitteln 


20) H. St. A. M. 638. 
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und Quertreibereien, die Entſchlüſſe Auerſpergs zu durchkreuzen, 
ſeine Bemühungen hatten aber keinen Erfolg. Eine Reihe von 
Verordnungen gelangten ungeachtet ſeines Widerſtandes, den man 
keineswegs gering anſchlagen darf, zur Durchführung. 


Aufklärung auf kirchlichem Gebiet. 


Es iſt der Aufklärung von ihren Widerſachern immer wieder 
der Vorwurf gemacht worden, ſie hätte mit ihren Reformen die 
alte Überlieferung roh angegriffen und liebgewonnene Gebräuche 
zerſtört. Es iſt richtig, daß manche Reformen erbarmungslos in 
das Volksleben und Volksempfinden eingreifen mußten und Jahr⸗ 
hunderte alte Gewohnheiten mit einem Federſtrich beſeitigten. Auch 
im Paſſauer Hochſtift ging man ſo vor. Die Aufklärung forderte 
von dem Fürſten jedoch, daß er ſeine Untertanen zu vernünftigen 
Menſchen mache. Aberglaube aber, der ſich vielfach in die religiöſen 
Gebräuche eingeſchlichen hatte und mit ihnen eng verknüpft war, 
hatte in einem Wohlfahrtsſtaat des 18. Jahrhunderts keinen Platz 
mehr. 


Aus landesfürſtlicher Machtvollkommenheit verhinderte Auer⸗ 
ſperg die Neugründung einer Bruderſchaft „Zur Allerheiligſten 
Dreifaltigkeit“, trotzdem dieſe vom Papſt zugelaſſen worden war 
und ein päpſtliches Breve vorweiſen konnte. Der Fürſtbiſchof nahm 
keinerlei Rückſicht darauf, da „es oftmals nur erſchlichen worden 
ſei“, und verbot überhaupt, eine Bruderſchaft ohne die Bewilligung | 
des Ordinariats zu gründen. „Allein die von Jeſus Chriſtus ein⸗ 
geſetzte Religionslehre reicht zur Wirkung des ewigen Heils hin 
und hat keinen Mangel an ſich, der etwa erſt durch Errichtung einer 
Bruderſchaft oder andere obgenannte Tändeleyen erſetzt werden 
müſſe“. Zuſammenſchlüſſe dieſer Art könnten nur zu leicht in 
Phariläismus ausarten. „Die Eigenſchaft der chriſt⸗katholiſchen 
Religion beſchränkt ſich nicht nur auf Beten und Andächteleyen, 
ſondern zu ihrer ohnumgänglichen Weſenheit gehört, daß alle 
unſere Handlungen mit dem ewigen Ziel übereinkommen und die 
Präge der Rechtſchaffenheit auf ſich tragen, wozu Nächſtenliebe, 
Gehorſam gegen unſere Leiter, Mitleid gegen die Bedrängten, 
täthige Beyhilfe gegen die Armen, Erfüllung ſeiner Pflichten be⸗ 
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hilflich ſein kann“.?) Nur ein ethiſch hochſtehender Menſch kann 
ſolche Worte finden, und wir ſind am wenigſten befugt, über die 
„Frivolität und Gottloſigkeit der Aufklärung“ den Stab zu brechen. 

Das Generale vom 22. Juni 1784 offenbart den echten Geiſt der 
Aufklärung: „. .. Demnach auf höchſten Befehl Ihro hochfürſtliche 
Gnaden das bisher üblich geweſte Wetterläuten nach den Vor⸗ 
gängen Oeſterreichs, Churpfalz Baierns und Salzburgs in Hoch⸗ 
ihro ſämtlichen Hochſtiftslanden außer des gewöhnlichen, zu An⸗ 
rufung des göttlichen Beyſtandes beſtimmten Engliſchen Grußes 
und nach geendetem Gewitter zur Dankſagung abermal gebenden 


Zeichens ein für alle Mal eingeſtellet, und die ſämtlichen Pfarrer 


zur Folge deſſen bereits zu gehorſamſtem Vollzug und öffentlicher 
Verkündigung von denen Kanzeln von dem löblichen Officio eccle- 
siastico und weiters dahin angewieſen werden, daß ſie ſich beſtreben 
ſollen, ihren Pfarrvertrauten das für das Wetterläuten etwa noch 
habende widerſinnige Vorurtheyl zu benehmen und angegen den 
aechten und beſſeren Begriff beyzubringen, alſo wird ſelbe gnädigſte 
Entſchließung den .. . aufgeſtellten hochfürſtlichen Beamten zur 
ebenmäßigen Wiſſenſchaft, und zu dem Ende anmit eröffnet, daß 
ſelbe ihresorts von aufhabender Polizey wegen auf die landesfürſt⸗ 
liche Verordnung genau zu halten und allenfalls denjenigen Unter⸗ 
thanen, die ſich dawider aufhalten oder murren würden, auf andere 
Gedanken mit guter Art zu verleiten, und ihnen ihre diesfalls 
habende Vorurtheyle auf alle mögliche Weiſe durch e 
Vorſtellungen zu benehmen ſich verwenden ſollen“.28) 

Die eben ausgeſprochene Vermutung des Widerſtandes ea 
Seiten der Bevölkerung erwies ſich keineswegs als unbegründet. 
Die Untertanen wollten nicht von ihrem gewohnten Wetterläuten 
ablaſſen und taten alles, um den Ortsmesner zum Läuten zu 


27) Der deutſche Zuſchauer, herausgeg. v. P. A. Winkopp, 1786 ohne 
Druckort, druckte dieſe Verordnung wörtlich ab und fügte hinzu: „Wahr⸗ 
ſcheinlich werden dieſer landesfürſtlichen Verordnung noch mehrere ähn⸗ 
lichen Inhalts nachfolgen und es bleibt dem Freunde der Tugend und 
Religion nichts zu wünſchen übrig, als daß die Paſſauer Volkslehrer 
die ſchönen Abſichten des aufgeklärten Fürſten ebenſo zu befördern ſich 
angelegen ſein laſſen, als andere in anderen Gegenden bemühet ſind, die 
Vollziehung ebenſo heilſamer Verordnungen zu vereiteln.“ 

28) H. St. A. M. 721. 
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bringen. Dieſer, einerſeits durch die fürſtliche Verordnung gebun- 
den, andererſeits materiell von den Dorfbewohnern abhängig, be⸗ 
fand ſich in ſchwieriger Lage. Man verweigerte ihm nämlich die 
Naturalleiſtungen, wenn er nicht läuten wollte. Eine lange Ver⸗ 
handlung zwiſchen dem Hofrat, dem Pfleger und Ortsbürgermeiſter 
entſpann ſich wegen dieſer Frage und es bedurfte der ganzen 
Energie auf Seiten der Hofbeamten, ſich gegen die aufſtändiſche 
Bauernſchaft zur Wehr zu ſetzen. 

Im Dezember 1785 erging ein weiteres Verbot, daß am 
St. Nikolaustag keine „Pelzemärtel“ herumziehen dürften, weil 
dadurch „der ſchwachen Jugend nur unzeitige, ſchädliche Furcht ein⸗ 
gejagt“ werde. 

Zur darauffolgenden Oſterzeit verbot man per decretum den 
Verkauf von gefärbten Oſtereiern bei Leib⸗ und Geldſtrafe: Jede 
Familie ſollte nur 3 Eier färben dürfen und dieſe dann zur Weihe 
bringen. „Überhaupt ſollen alle was immer für Namen habende 
geweihte Sachen niemals zu einer Ware oder Marktartikel herab⸗ 
gewürdigt werden; deshalb iſt aller Kauf, Verkauf, Handel und 
Wandel von ihnen eingeſtellt bei Strafe der Konfiskation“. 29) 

Auch in kirchlichen Gewohnheiten, ſoweit ſich bei ihnen Miß⸗ 
ſtände zeigten, ſuchte man zu reformieren. Beſonders gaben die 
Prozeſſionen zu häufigen „Ausſchweifungen“ Anlaß, da mancherlei 
verkleidete „Charikaturen“ im Zug mitgingen und die Beter von 
der Anbetung des Allerheiligſten abwendig machten. Nur die 
Prieſter ſollten von nun an in ihren Amtskleidern erſcheinen, 
Figuren aber, Zunftſtangen durften nicht mehr mitgetragen werden 
und die Dorfmuſik hatte ganz zu unterbleiben. Selbſt das „Ab⸗ 
brennen von Böllern“ wurde nur am Vorabend der Prozeſſion 
geſtattet. | 

Eine andere Verfügung griff ebenfalls tief in das Volksleben 
und Volksbewußtſein ein: die Kirchen, Pfarrhöfe und Klöſter nicht 
als Aſylſtätten zu benützen. Das weltliche Gericht wurde eigens 
ermächtigt, Verbrecher, Diebe, die ſich an geweihte Stätten geflüchtet 
hatten, auch dort aufzugreifen. Bürger und Prieſter ſollten dabei 
helfen, indem ſie Anzeige erſtatteten, um zur Beſtrafung des Ver⸗ 
brechens beizutragen. Auch dieſe Verordnung konnte nur ſelten 


29) B. St. A. L. Rep. 1131, Verz. 1, Abtl. a, Fasc. 54. 
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in Vollzug gebracht werden, da die Bevölkerung paſſiven Wider- 
ſtand leiſtete. Um das Geſetz anziehender zu machen, entſchloß ſich 
der Hofrat, für jede Anzeige ein „Douceur“ von 10 fl. auszuſetzen. 
Etwas Neues und Unerhörtes für die Zeitgenoſſen bedeutete 
der Entſchluß Auerſpergs, eine Viſitationsreiſe durch das Hochſtift 
zu unternehmen, die vom 25. Sept. bis 28. Okt. 1786 ſtattfand und 
auf welcher „nichts, jo anſtößig ſein konnte, dem Adlersauge des 
Oberhirten entgieng“. Auch die Pfarreien der 3 Stadtgedinge 
unterzog man einer eingehenden Unterſuchung, ſelbſt die Dom⸗ 
kirche, „in welcher ſeit dem Jahr 1661 kein Biſchof eine vorgenohmen 
hatte“, vergaß man nicht. Im Anſchluß daran gewährte der Fürſt⸗ 
biſchof eine allgemeine Audienz für alle Untertanen: In dem 
Kabinettsdekret vom 4. und 8. November 1786 wurde dies mit⸗ 
geteilt: „Da S. H. G. nach der nunmehro in dem hieſigen Reichs⸗ 
fürſtenthum auf dem Land vollbrachten Viſitation in ecelesiasticis 
et politicis geſonnen ſeien, auch in der hochfürſtlichen Reſidenzſtadt 
Paſſau .. eine ſowohl fürſtliche als biſchöfliche Unterfuhung vor- 
gufehren: bei dieſer Gelegenheit unter einem die Bürger und Inn: 
wohner der 3 Stadtgedinge mit ihren allenfallfigen Bitten oder 
Beſchwerden ſelbſten zu hören: ſo eröffnen Hochdieſelbe ſothane 
gnädigſte Geſinnung dem Hofrat zur weiteren Kundmachung durch 
die 3 Gedingsrichter mit dem, daß 
a) ſelbe Viſitation den 13. dieſes in der Ilzſtadt angefangen 
und zwar in unbeſtimmten Tägen jedoch in den laufenden 
Monaten noch fortgeſetzt, hiebei aber jedes Mal von 3 bis 
5 Uhr in dem hochfürſtlichen geheimen Konferenzzimmer der 
Vortrag über weltliche Bitten oder Beſchwerden wird ange⸗ 
nommen werden, dann daß 
derley Bittſteller oder Beſchwerdeführer nach den Gedings⸗ 
gerichten ſo ein⸗ und abgetheilt werden ſollen, daß jene nicht 
auf einmal in zu großer Menge erſcheinen“.“) 

Das Vorbild Kaiſer Joſephs II. mit der Gewährung von 
Audienzen für jedermann war hier offenbar maßgebend. Der Fürſt 
des aufgeklärten Staates ſchloß ſich nicht mehr wie ſeine Vorgänger 
von dem Volk ab und regierte es unperſönlich durch ſeine Beamten, 
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ſondern er wollte ſelbſt an ſeinen Sorgen und Beſchwerden teil⸗ 
nehmen, ihnen nachgehen und Abhilfe ſchaffen. 


Die Viſitation Auerſpergs hatte, wie das Kabinettsdekret zeigt, 
einen doppelten Zweck: Eine Reform auf kirchlichem wie auf welt⸗ 
lichem Gebiet. Es dauerte daher nicht lange und eine ganze Reihe 
von Verordnungen z. B. über Abſtellung der heimlichen Ehebünd⸗ 
niſſe erging. Eine eigene Sponſalienordnung mit einem feſten 
Tarif für die Geiſtlichen wurde ausgearbeitet. In der Stadt Paſſau 
erfolgte die Trennung in Dom⸗ und Stadtpfarrei, da immer Strei⸗ 
tigkeiten und Übergriffe entſtanden waren. 


Im Jahr 1787 erließ Auerſperg endlich auf wiederholte dring⸗ 
liche Vorſtellungen der Bayeriſchen Oberlandesregierung eine Ver⸗ 
ordnung gegen die Illuminaten, die jedoch nur für den bayeriſchen 
Sprengel der Paſſauer Diözeſe Wirkung haben ſollte. Mehrere 
Male hatte der Paſſauer Geſandte am Münchener Hof, Herr 
von Sedlmayer, den Fürſtbiſchof beſchworen, Schritte gegen dieſe 
ſtaatsfeindlichen Elemente zu unternehmen. 


Die Viſitationsreiſe des Fürſten, bei welcher „er väterlich um⸗ 
gienge mit den Schäflein und Lämmern“, hatte nicht nur mancherlei 
Mißſtände und veraltete Einrichtungen aufgedeckt, ſie hatte auch 
das perſönliche Verhältnis zwiſchen Landesherr und Landeskind 
aufs Neue feſtgeknüpft. Überall war Auerſperg begeiſtert empfangen 
worden: „Ihre Herzen wurden gegen Gott durch ſeine geiſtvolle 
Lehren entzündet, die Herzen erweichet, die Augen aber ſtanden 
in Thränen; — und die nach Möglichkeit überall veranſtalteten 
Ehrenbezeugungen ſchienen dem entzückten Volk viel zu gering für 
einen ſolchen goldenen Herrn (denn ſo drückte ſich der gemeine 
Landmann aus) “.) Der Fürſtbiſchof konnte dem Hofrat gegen⸗ 
über nur ſeiner herzlichen Freude und ſeinem Dank Ausdruck geben 
und den Untertanen verſprechen, ihre ungleich verteilten Laſten 
etwas zu erleichtern, da er jedem einzelnen ſo viel wie möglich zur 
Wohlfahrt verhelfen wollte. | 
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Fürſtbiſchof Auerſperg und die franzöſiſche Revolution. 
Die franzöſiſche Revolution, das folgenſchwerſte Ereignis des 
18. Jahrhunderts, traf Fürſtbiſchof Auerſperg in zweifacher Weije; 
zunächſt als Menſch: ſeine Nichte, die Stiftsdame in Belgien war, 
mußte vor dem Anſturm der Revolutionsheere flüchten und kehrte 
mittellos zu ihrer Mutter, der Gräfin Wurmbrand, die am Paſſauer 
Hofe lebte, zurück. Die Revolution erſchütterte aber auch aufs 
heftigſte die Weltanſchauung des Ariſtokraten. Hatte ſich die Ge⸗ 
ſellſchaft des ausgehenden 18. Jahrhunderts auch bereitwillig den 
philoſophiſchen Ideen eines Montesquieu, eines Rouſſeau hin⸗ 
gegeben, hatten die Fürſten dieſer Epoche manche Forderungen 
dieſer Vertreter der Aufklärung in die Tat umgeſetzt, ſo war dies 
doch alles von einer ariſtokratiſchen Baſis aus geſchehen. Nun aber 
ſtand die ganze franzöſiſche Nation auf, um ſich ihr Naturrecht zu 
erkämpfen. Frankreich galt in ganz Europa immer noch als das 
erſte Land, tonangebend in Sprache, Geſchmack, geiſtiger Kultur. 
Die philoſophiſchen Fortſchritte der franzöſiſchen Denker hatten 
überall begeiſterte Anhänger gefunden. Nun ſollte infolge der 
Revolution mit einem Mal jede Verbindung mit dieſem Land 
aufhören? Dieſe Tatſache erſchien unausdenkbar. Die ideelle 
Invaſion der revolutionären Gedanken von Freiheit und Gleichheit 
konnte nur durch ſchärfſte Abwehrmaßnahmen verhindert oder 
wenigſtens zurückgedämmt werden. Der franzöſiſche Geiſt, der ganz 
Europa kraft ſeiner unvergleichlichen propagandiſtiſchen Gewalt 
beherrſchte, ſetzte nun in nie vorhergeſehener Weiſe die Forderungen 
der Philoſophen, die als Spekulation in ganz Europa begeiſtert 
aufgenommen worden waren, in die Tat um. Mit einem über⸗ 
raſchend ſicheren, gleichſam intuitiven Blick erfaßten beinahe alle 
deutſchen Fürſten die Folgerungen, die ihre Untergebenen aus den 
franzöſiſchen Ereigniſſen ziehen konnten. Sie glaubten ihre Stellung 
am beſten dadurch zu verteidigen, daß ſie mit allen Mitteln die 
Reaktion mit Polizeiaufſicht, mit den Gewaltmitteln des abſolu⸗ 
tiſtiſchen Syſtems durchführten. Von jeher hatte man ja die Ge⸗ 
dankenfreiheit nur als ein Privileg für ſich und ſeine adeligen 
Standesgenoſſen betrachtet. Erſt der aufgeklärte Staat hatte dem 
Untertan ein wenig von dieſer Gedankenfreiheit zugeſtanden. Kant 
ſpricht das klar aus. Nach ihm lautet das Motto für den aufge⸗ 
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klärten Staat: „Raiſonniert, Jo viel Ihr wollt und worüber Ihr 
wollt; nur gehorcht!“ Dieſes „Raiſonnieren“ ſollte nun auch mit 
einem Schlag rückgängig gemacht und damit eine beginnende 
Geiſtesfreiheit in Unfreiheit zurüdverwandelt werden. 

Während noch Fürſtbiſchof Firmian und das interregnierende 
Domkapitel wiederholte Erlaſſe gegen „die ärgerliche Freigeiſterei“, 
beſonders auf religiöſem Gebiet, gegeben hatten, hatten dieſe 
Mahnungen unter ſeinem Nachfolger Auerſperg bis zum Ausbruch 
der franzöſiſchen Revolution ganz aufgehört. Erſt um die Wende 
der 80er und 90er Jahre finden ſich wieder allgemein gehaltene 
Verfügungen, die auf die Vorgänge in Paris anſpielten und die 
verboten, aufrühreriſche Schriften zu verbreiten. Von den Kanzeln 
herab ſollten die Geiſtlichen dem Volke die Furcht vor dem Staat 
einzuſchärfen ſuchen. Von da an nahmen Auerſpergs Verordnungen 
infolge der beſorgniserregenden Nachrichten aus Paris an Zahl 
und Schärfe des Ausdrucks immer mehr zu. Sekten zu gründen, 
Verſammlungen einzuberufen, wurde ſtreng unterſagt. Die Er⸗ 
richtung von Freiheitsbäumen ahndete man mit ſchweren Strafen. 
Beſondere Furcht flößten dem Fürſten die neuen Klubs ein, die 
allerorts wie Pilze aus dem Boden ſchoſſen und die man als Brut⸗ 
ſtätten des Freiheits⸗ und Gleichheitsglaubens mit Recht im Ver⸗ 
dacht hatte. Die Mitglieder dieſer Vereinigungen ſollten unfehl⸗ 
bar als Ruheſtörer und Vaterlandsverräter gebrandmarkt und des 
Landes verwieſen werden. Bezeichnend für die Denkweiſe des 
18. Jahrhunderts iſt folgende Verordnung: „Wenn ſchon der ein 
oder andere gottloſe Menſch dieſe (revolutionären) Anſichten jein 
Eigen nennt, ſo iſt es ihm doch verboten, ſie öffentlich zu prokla⸗ 
mieren und andere zu verwirren; auch ſoll er der ſtaatlich aner⸗ 
kannten Religion wenigſtens äußerlich die ſchuldige Ehr⸗ 
furcht erweiſen“.2 Im Jahr 1794 entließ endlich der Fürſtbiſchof 
alle Diener, die „von dem Gleichheits⸗ und Brüderlichkeitstaumel 
der franzöſiſchen Revolution und der Nationalverſammlung er⸗ 
griffen ſind“. Nochmals wurden die Untertanen vor den verruchten 
Glaubensſätzen eines gewiſſenloſen Volkes gewarnt. Jeder neu⸗ 
angeſtellte geiſtliche oder weltliche Untertan ſollte der Obrigkeit 
einen Eid ſchwören, daß er die neuen Ideen, wo er ihnen auch 
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begegne, bekämpfen werde. „Alle diejenige, ohne Ausnahme, 
welche dermalen wirklich in Hochdero Dienſten ſtehen, werden hie⸗ 
mit nachdrücklich gewarnt, die etwa hegende und angenommene 
ſchlechte Religions⸗ und verruchte franzöſiſche Freiheits⸗ und Gleich⸗ 
heitsſätze ohne weiteres abzulegen, auch von ihrer hierinfallſigen 
Thorheit und ihrem Unſinn zurückzukehren“. ) 

Die Verordnung, daß den Untertanen wohl ihre perſönliche 
Überzeugung geſtattet ſei, ſolange ſie nicht andere damit anſtecken 
würden, zeigt die ganze bewundernswerte Toleranz jener Zeit, ob⸗ 
wohl es ſich dabei doch um ausgeſprochen ſtaatsfeindliche Tendenzen 
handelte. 

Mit den revolutionären Grundſätzen war auch eine neue Mode 
über den Rhein vorgedrungen, die denjenigen, der ſie trug, ſogleich 
zum Parteigänger der franzöſiſchen Revolutionäre ſtempelte. Auch 
gegen dieſe neue Mode mußte die Obrigkeit vorgehen. Am 
10. Dez. 1794 erging an alle hochſtiftiſchen Beamten und die fürſt⸗ 
liche Dienerſchaft ein allgemeines Verbot, die von den „Klubbiſten“ 
bevorzugte Friſur und neuartigen Schuhe zu tragen. Die Haare 
dürfen nicht wirr um den Kopf hängen, ſondern müſſen wie bisher 
im Zopf getragen werden. | 

Das Hochſtift Paſſau verſpürte die Wirkungen der franzöſiſchen 
Revolution auch inſofern, als eine nicht unbedeutende Anzahl fran⸗ 
zöſiſcher Emigranten dorthin kam. Typiſch für die Einſtellung 
Auerſpergs iſt das Beiſpiel eines Franzoſen Conti. Johann Baptiſt 
Conti, ein Maler aus Verſailles, war 1794 nach Paſſau geflüchtet 
und hatte den Hofrat um eine Aufenthaltsbewilligung erſucht. Nach 
dem Geſetz durfte er ſich nicht länger als 24 Stunden im Hochſtift 
aufhalten. Da er aber erkrankt war, ſo bat er um Verlängerung 
dieſer Friſt und darum, ſeine Kunſt in der Stadt ausüben zu 
dürfen. Zur Beſtätigung ſeines Talents wies er beglaubigte Zeug⸗ 
niſſe ausländiſcher Höfe auf. Dieſes Geſuch wurde von Auerſperg 
abſchlägig beſchieden: Conti ſei ohnehin ſchon längere Zeit in Paſſau 
und hätte ſich mit ſeiner Kunſt gar wenig Verdienſt erworben. Da 
er ſeine Krankheit doch nur als Ausrede benütze, ſo wurden die 
Hofmedici Guella und Veroneſi zu ihm beordert, um ihn „wegen 
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jeiner Krankheitsumſtände“ zu unterſuchen. Beide Arzte ſtellten 
dem Maler das Zeugnis aus, „er müſſe in längere Kur genommen 
werden und könne erſt in 8 Wochen ſeine Reiſe fortſetzen“. Mittler⸗ 
weile hatte Conti ſchon Aufträge von hohen Herrſchaften in 
Freundenhain erhalten und es wurde ihm auf deren Befürworten 
hin ein weiterer Aufenthalt von 3 Wochen zugebilligt. Zu einer 
Verlängerung dieſer Friſt aber ließ ſich Auerſperg nicht mehr be⸗ 
wegen. Conti ſah ſich gezwungen, nach dem bayeriſchen St. Nikola 
zu ziehen, um dort ſeine Kur zu vollenden.“) 

Nicht alle Franzoſen, die nach Paſſau kamen, erfuhren die gleiche 
ſtrenge Behandlung wie der kranke Maler. Man unterſchied genau, 
welchem Stand die Emigranten in ihrer Heimat angehört hatten. 
Adelige und Geiſtliche ſchienen eine ſichere Gewähr dafür zu bieten, 
daß ſie nicht von dem verſeuchenden Gift des „Klubbismus“ ange⸗ 
ſteckt worden waren. Dank der großherzigen Fürſorge des Paſſauer 
Fürſtbiſchofs gewährte man einigen adeligen Damen aus Frankreich 
ſogar in den ſogenannten bayeriſchen Zimmern des Schloſſes Neu⸗ 
burg am Inn Unterkunft und der Pfleger hatte fie mit Lebens⸗ 
mitteln und Holz zu verſehen. Eine beſondere Vorliebe ſchienen 
die Flüchtlinge für Obernzell, einen kleinen Marktflecken an der 
Donau, gefaßt zu haben. Auch Orte im Bayeriſchen Wald verzeich⸗ 
neten die Ankunft von Franzoſen. Das Kloſter Mariahilf bei 
Paſſau beherbergte zeitweiſe 7—10 franzöſiſche Geiſtliche, denen das 
Ordinariat auch das Meſſeleſen geſtattete. Mit der zunehmenden 
Spannung zwiſchen dem feudalen Oeſterreich und der franzöſiſchen 
Republik wuchs auch die ſchwierige Situation der Emigranten in 
den deutſchen Staaten. Zu Anfang der 90er Jahre ſah man ſich im 
Paſſauer Hofrat genötigt, einen Ausweiſungsbefehl an ſie zu er⸗ 
laſſen, der jedoch infolge des harten Winters, der ſchlechten Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe und nicht zuletzt wegen der mangelnden Barmittel 
der Fremden nicht vollzogen werden konnte. Der Hofrat verlängerte 
alſo notgedrungen die Aufenthaltsbewilligung unter der Bedingung, 
daß möglichſt wenig Aufhebens gemacht werden ſollte, damit keine 
Verwicklungen mit dem Reichsoberhaupt entſtünden. Die von dem 
Hofrat eingeforderten Namens⸗ und Führungsliſten lauteten über⸗ 
einſtimmend gut. Die Paſſauer Bürger ſtanden auf der Seite der 
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Franzoſen und niemand verſagte den armen Flüchtlingen das Mit⸗ 
leid. Der Hofrat ſah ſich daher nicht veranlaßt, rigoros gegen ſie 
vorzugehen. 


Formen wir uns aus allen Einzelheiten, wie ſie in Auerſpergs 
Kabinettsdekreten, in Außerungen ſeiner Zeitgenoſſen über ſeine 
Perſönlichkeit vorliegen, ein Bild von dieſem Menſchen, ſo erſcheint 
ein Ariſtokrat echt öſterreichiſcher Prägung vor uns. Warmherzig, 
gemütvoll und hilfsbereit, tolerant, dabei aber mit einem ſcharfen 
Blick für Einrichtungen, die nicht mehr zeitgemäß und unnütz 
waren, hatte dieſer Fürſt immer das Gute vor Augen, das er zu 
erreichen ſtrebte. Eine ſeiner hervorſtechendſten und liebens⸗ 
würdigſten Eigenſchaften war ſein Familienſinn. In warm⸗ 
herzigen Worten gedenkt er in ſeinem Teſtament ſeiner Freunde, 
die er für ihre Anhänglichkeit mit Andenken belohnen wollte. Bis 
zin die letzten Tage ſeines Lebens nahm der Fürſtbiſchof regſten 
Anteil an Bildungsfragen. Die Verordnungen an die Schul⸗ und 
Studienkommiſſion, die immer noch ſeine Unterſchrift tragen, be⸗ 
weiſen es. Klar erkannte er die Bedeutung der ſtaatlichen Schule 
als der Pflanzſtätte für die Vervollkommnung des Menſchen. Über 
den Anteil, den er an Kunſt und Künſtlern nahm, iſt leider zu 
wenig bekannt, um ein abſchließendes Urteil zu fällen. Vielleicht 
war ſein Intereſſe, dem Zug der Zeit folgend, mehr auf das 
Plaſtiſche, das Architektoniſche als auf das Maleriſche gerichtet. 
Joſeph Bergler, der beliebte Hofmaler Firmians, fand jedenfalls 
durch ihn wenig Förderung. Theater und Muſik dagegen fanden 
in ihm einen wahrhaften Mäzen. Im ganzen kann man Fürſt⸗ 
biſchof Auerſperg am beiten als den Prototyp eines Rokokomenſchen 
mit allen ſeinen liebenswürdigen Vorzügen und ſeinen Schwächen 
charakteriſieren. Einen leiſen Zug der Müdigkeit, der Über⸗ 
feinerung, ja der Decadenz verrät auch das Portrait, das ſein 
Epitaph im Dom ſchmückt. 


es A ne 


II. Abschnitt: | 
Staatliche Reformen. 


1. Auerſpergs Reformen auf dem Gebiete der 
Finanzverwaltung und Juſtiz. 

Auf keinem anderen Gebiet des ſtaatlichen Lebens hat Fürſt⸗ 
biſchof Auerſperg ſo viel reges Intereſſe und ſo viel fördernde Tat⸗ 
kraft gezeigt wie auf dem des Gerichts und der Verwaltung. Mit 
einem fertigen Reformprogramm übernahm er die Leitung des 
Hochſtifts. Noch in den Tagen des Kärntener Aufenthalts er⸗ 
kundigte er ſich lebhaft nach den Einzelheiten des Paſſauer Geſchäfts⸗ 
ganges, ließ ſich regelmäßig Auszüge aus den Hofratsprotokollen 
ſchicken und traf ſchon während dieſer Zeit Entſchlüſſe, die den 
Betrieb im Hofrat und in ſeinen untergeordneten Stellen ſehr 
weſentlich veränderten. Dieſe Umwandlungen durchkreuzten jedoch 
die Pläne und Abſichten des Präſidenten des Hofrats, Domdechanten 
Thomas von Thun, aufs empfindlichſte. Schon während des Inter⸗ 
regnums des Domkapitels im Frühjahr 1783 hatte Thun deſſen 
Vota für fih zu gewinnen geſucht, er, der Neffe und Günſtling des 
verſtorbenen Kardinals Firmian, wollte nun endlich auch der 
offizielle Leiter des Paſſauer Fürſtentums werden. Allein gerade 
ſein etwas ſelbſtherrlicher, ja herrſchſüchtiger Charakter verdarb 
dieſen Plan. Fürſtbiſchof Auerſperg ging als einhellig gewählter 
Herr des Paſſauer Fürſtentums aus der Wahl hervor. Thomas 
von Thun, der ſeit 1766 Präſident des Hofrats war, mußte ſich auch 
weiter mit dieſer Stellung begnügen. Seine Machtbefugniſſe aber, 
die er unter dem verſtorbenen Kardinal und Fürſtbiſchof Firmian 
ganz beträchtlich erweitert hatte, wurden von deſſen Nachfolger in 
ihre Grenzen zurückgeſetzt. Aus den Berichten des Barons Lehr- 
bach, des Kommiſſärs der kaiſerlichen Regierung für die Paſſauer 
Biſchofswahl, an den Staatskanzler Fürſten Kaunitz erfahren wir 
die Einzelheiten der Wahlkapitulation und die Widerſtände, die 
dem neugewählten Fürſtbiſchof Auerſperg entgegentraten. Sebaſtian 
Brunner!) gibt bedauerlicherweiſe nicht Lehrbachs Berichte im 
Wortlaut, ſondern nur in Auszügen. Immerhin geht aus dieſen 
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hervor, wie ſtandhaft der interimiſtiſche Leiter des Hochſtiftes, 
Graf Thun, ſich weigerte, ſeinen einflußreichen Poſten aufzugeben 
und Auerſperg die weltliche Regierung zu übertragen, „bis er end: 
lich von Lehrbach und durch den Beſchluß der Capitularen dazu 
gezwungen wurde.?) Man ſieht, der natürliche Gegner Auerſpergs 
in weltanſchaulicher und machtpolitiſcher Hinſicht zeigte ſich bei der 
erſten Gelegenheit. Und dieſer Widerſtand war nicht nur eine 
äußere Angelegenheit des Zeremoniells, ſondern lag tiefer, denn 
damit war der Kompetenzſtreit noch nicht beendet. Der neue Fürſt⸗ 
biſchof, durch die finanziellen Schwierigkeiten mit Oeſterreich ge⸗ 
zwungen, nach ſeinem Fürſtentum Gurk zurückzukehren, verlangte 
die Einſichtnahme in die Sitzungsprotokolle des Hofrats. Als 
Landesvater wollte er mit allen aktuellen Fragen bekannt ſein 
und ſeine Stellung dazu nehmen. Das Gefühl, fern von ſeinem 
neuen Wirkungskreis leben zu müſſen, bedrückte Auerſperg manch⸗ 
mal ſehr und er ſchrieb einmal an ſeinen Hofkanzler: „. .. Die an: 
gezeigte Nachrichten wegen den durch den ... beträchtlichen Schaden 
und ſonſtigen beſorgenden mehreren traurigen Ereigniſſen leine 
„Katarrhepidemie“ war in Paſſau ausgebrochen) ware für mich 
umſo betrübter und eingreifender, als ich mich noch immerzu außer 
Stande ſehen muß, das Schickſal deren Paſſauer wenigſtens auf eine 
andere Art erleichtern, oder beſſer machen zu können, wozu ich 
jedoch fortan die warmeſten Triebe in mir fühle“.?) Von Molitor 

ſollte als Mitglied des Hofrats regelmäßige Auszüge aus den 
| Sitzungsprotokollen nach Klagenfurt ſchicken und hatte, wie es 
ſcheint, deswegen viel Unbill von dem Grafen Thun und ſeinen 
Anhängern zu erdulden. Ofters klagt er in ſeinen Briefen an 
Auerſperg da rüber, daß die Beſchwerden und die Unzufriedenheit 
über ſeine Perſon kein Ende nehmen wollten. Auerſperg antwortete 
ihm einmal mit den tröſtenden Worten: „Wer iſt wohl auf dem 
Erdenrunde, der allen recht thun kann, wenn er auch nach der 
reinſten Pflicht thätig iſt?“) Der Fürſt hatte bald aus den Pro⸗ 
tokollen entnommen, daß der Geſchäftsgang des Paſſauer Hofrats 
in vielem veraltet war und durch mancherlei gehemmt wurde. 


2) Lehrbach an Kaunitz, Paſſau 30. Mai 1783. 
3) H. Sꝗt. A. M. 97. 
4) H. St. A. M. 97. 
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Teils lag die Schuld bei den umſtändlichen, weitſchweifigen Ein⸗ 
gaben, Gutachten uſw., teils bei dem Beamtenperſonal ſelbſt. In 
einem aufgeklärten Wohlfahrtsſtaat war dies aber unzeitgemäß 
und daher unzuläſſig. Zur raſcheren Erledigung der Regierungs⸗ 
geſchäfte ſetzte Auerſperg daher bald nach ſeinem Einzug in Paſſau 
im Oktober 1784 die „geheime Kabinettskonferenz“ ein, ein Organ, 
das unter ſeinem perſönlichen Vorſitz die Mitglieder Graf Johann 
Auerſperg, von Molitor, von Melchior, von Teng und zwei 
Kanzliſten umfaßte, wohlgemerkt mit Ausſchaltung des Grafen 
Thun. Die Aufgabe dieſer Konferenz wurde dem Hofrat gegen⸗ 
über dahin formuliert, daß fie „zur ordnungsgemäßen Beförderung 
der geiſtlichen und weltlichen Regierungsgeſchäfte“ aufgeſtellt ſei.“) 
Eine weitere Einſchränkung erfuhr die Macht des Hofratspräſi⸗ 
denten durch die Einſetzung einer „Hofkommiſſion“, die unter dem 
Vorſitz des Grafen Johann Auerſperg die geiſtlichen und weltlichen 
Regierungsgeſchäfte des Hochſtifts während der Abweſenheit des 
Fürſtbiſchofs regeln ſollte. Sie beſtand nur aus ſeinen Vertrauens⸗ 
männern, den Hofräten von Molitor und von Teng. 

Der Beamtenapparat, wie ihn Fürſtbiſchof Auerſperg bei 
ſeiner Regierungsübernahme in Paſſau vorfand, muß dem des 
Reichskammergerichts zu Wetzlar ziemlich ähnlich geweſen ſein, 
langſam und ſchwerfällig, umſtändlich und an Formalitäten ſein 
Genüge findend, dabei, wie es ſcheint, nicht ganz unbeſtechlich. 
Reine Verwaltungsangelegenheiten wurden mit Juſtizſachen unter⸗ 
miſcht behandelt. Nicht beſſer ſtand es mit dem Stadtgericht, das 
getrennt vom Hofmarſchallgericht ein verkümmertes und verſtaubtes 
Daſein führte. Auerſperg jah ſofort, daß da durchgreifende Maß⸗ 
nahmen nötig waren. In dem Mangel an Arbeitskräften waren 
die Mißſtände keineswegs begründet, es waren im Gegenteil zu 
viele Räte da, doch nur wenige konnten dem aufgeklärten Fürſten 
an klarem, unparteiiſchem und unvoreingenommenem Arteil, an 
Eifer und Tatkraft entſprechen. Dabei waren einzelne Pflegämter 
ſo ausgedehnt, daß an eine raſche Erledigung von Prozeſſen oder 
gute Steuereintreibung nicht zu denken war. Hier ſchaffte der 
Fürſtbiſchof zunächſt einmal Wandel, indem das Landgericht Ober⸗ 
haus in zwei Banngerichte zu Thyrnau und Rathsmannsdorf auf⸗ 


5) B. St. A. L. Verz. 1. Abtl. a, Fasc. 50, Nr. 227. 
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geteilt wurde. Der Krebsſchaden aber war, und das erkannte 
Auerſperg ſogleich, die mangelnde Ausbildung der höheren Be⸗ 
amten. Es vergingen keine zwei Monate nach ſeiner Ankunft in 
der neuen Refidenz, als ein Dekret an den Hofrat erging, das 
gründlichſte Abhilfe forderte. Es enthält ſo viel wichtige Geſichts⸗ 
punkte und iſt ſo offenſichtlich von dem beſten aufgeklärten Verſtand 
diktiert, daß es der wörtlichen Wiedergabe wert erſcheint: 

„Damit in Zukunft unſere hochſtiftiſche Dienſte auf dem Land, 
welchen eine Juſtizpflege und Gerichtsbarkeitsausübung anklebend 
iſt, nur mit ſolchen Leuten beſetzt wird, welche nicht allein dem 
Rechnungsweſen gewachſen, ſondern auch die gottgeheiligte Juſtiz⸗ 
pflege zum Beſten der ihnen anzuvertrauenden Unterthanen zu 
verwalten ... fähig find, haben wir gnädigſt entſchloſſen, daß von 
unſerer Hofkammer uns in Zukunft kein Subjektum zu unſerer mit 
der Gerechtigkeitspflege und der Gerichtsbarkeitsausübung ver⸗ 
bundenen hochſtiftiſchen Beamtendienſten ohne Ausnahme in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden ſolle, welches nicht vorher bei unſeren Hof⸗ 
rat wegen einer beſitzenden theoretiſch⸗ und praktiſchen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft gründlich geprüft und nach dieſer Prüfung das unpartheyiſche 
Zeugnis erhalten hat, daß er in einem und andern genugſam 
bewandert, ſofort was dieſes Fach anbelange, zu dem anſuchenden 
Dienſt tauglich und anſtändig jen. Wir eröffnen daher dieſe unſere 
Entſchließung unſeren Hofrat andurch, damit derſelbe die ſich um 
derley hochſtiftiſchen Dienſte bei unſerer Hofkammer meldenden, zu 
unſerem Hofrat vorderriſt jedesmalen anzuweiſenden Kandidaten 
hiernächſt in die gehörige Prüfung nehme, ſofort ſelbe wohl über 
die notwendige theoretiſche Rechtsgrundſätze, jedoch mehr über die 
praktiſche Gerichts⸗ und Rechtshandlung in bürgerlichen und 
Kriminalfällen umſtändlich befrage, darüber ein förmliches Pro⸗ 
tokoll, in welchem alle an den Kandidaten geſtellte theoretiſch⸗ und 
praktiſche Rechtsfragen und die darauf von dem Kandidaten ſelbſt 
abgegebenen Antworten mit ſeinen eigenen Worten getreulich auf⸗ 
zuzeichnen ſind, abhalte, hiernach dem Kandidaten über den Befund 
ſeiner Rechtswiſſenſchaft und ⸗erfahrung ein unpartheiiſches Zeug⸗ 
nis ausſtelle, und aber das abzuhaltende, ſogeſtaltige Protokoll zu 
unſerer Einſicht und ſelbſtigem Ermeſſen einreiche“.‘) 


6) H. St. A. M. 721. 
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In dieſem Sinne, zur Gewinnung einer Fachausbildung und 
von dem Geſichtspunkt aus, daß nicht das Geld außer Landes ge- 
tragen werde, errichtete man von neuem an der Paſſauer Hochſchule. 
eine juriſtiſche Fakultät und benannte einige Hofräte und den 
Stadtſyndikus, die Vorleſungen über deutſches und römiſches Recht, 
über Finanz⸗ und Polizeiwiſſenſchaft halten mußten. Für die 
Kameralwiſſenſchaft und den Geſchäftsſtil ſollten die Schriften des 
öſterreichiſchen Profeſſors und Publiziſten von Sonnenfels und die 
Schriften de Lujos maßgebend ſein.“ a) Eine Vereinfachung des 
Stils war ebenfalls eine dringende Forderung der Aufklärung. 
Die Eingaben an die hochfürſtlichen Stellen, ſo war jetzt vorge⸗ 
ſchrieben, durften nur von eigens dafür aufgeſtellten Advokaten 
verfaßt werden; Eingaben von „Stuhl: oder Winkelſchreibern“ da⸗ 
gegen wurden unnachſichtlich zurückgewieſen. Bis zu Auerſpergs 
Zeit war der eigentliche Inhalt eines ſolchen Schriftſtücks durch den 
Wuſt von barocken und zugleich unklaren Redewendungen erſtickt 
worden. Oftmals nahmen die Anreden, Titel und Namen mehr 
Platz ein als die Nachricht ſelbſt. Der Fürſtbiſchof befahl daher die 
Abſtellung dieſes altmodiſchen Formelkrams, „alle unterthänigſten 
Formeln, die Anführung aller Titel am Anfang und Schluß“ 
ſollten fortan gänzlich unterbleiben.) Auch das war ein großer 
Fortſchritt gegenüber der früheren Zeit, wo man ſeine unter⸗ 
tänige Geſinnung in verſchnörkelte Redewendungen kleidete, ein 
Schritt vorwärts zur Demokratiſierung des Behördenbetriebs. Mit 
der Reform der Beamtenvorbildung ging eine gleiche des Amtes 
ſelbſt vor ſich: Das geſamte Kanzleiperſonal wurde von neuem 
eidlich an ſeine Schweigepflicht gebunden. Allen hochfürſtlichen 
Beamten wurde ſtrengſtens unterſagt, in Briefen Mitteilungen 
über die Ratsſitzung zu machen, bevor dieſe ſelbſt offiziell bekannt 
wurde. Käme man einer ſolchen Indiskretion auf die Spur, ſo 
ſollte der Schreiber „ſein Amt, ſeine Würde und Pflicht“ verlieren.“) 
Die Büros waren alle in dem neuen Dikaſterialgebäude ver⸗ 
einigt, und man verſäumte nicht, eine neue Büroordnung dem 
Geſchäftsbetriebe zugrunde zu legen. Das geſamte Kanzlei⸗ 

6a) B. St. A. L. Rep. 1131, Nr. 85, Fasc. 37. 


7) H. St. A. M. 722. | 
8) B. St. A. L. Verz. 1, Abtl. a, Fasc. 50, Nr. 227. 
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perſonal hatte ſich an die Geſchäftsſtunden von 9—12 und von 2—5 
ſtricte zu halten (ſcheinbar hatte man es früher nicht ſo genau da⸗ 
mit genommen). 


Aus allem geht hervor, daß man unter Auerſperg zum erſten 
Mal eine Fachausbildung für die Beamten verlangte, dazu eine 
Eignungsprüfung nach vollendetem Lehrgang an der Hochſchule. 
Die Ausbildung eines mit Herz und Verſtand begabten Beamten⸗ 
ſtandes mußte das Ziel eines jeden aufgeklärten Fürſten ſein. Nur 
mit ſolchen Männern ließen ſich ſo umwälzende Reformen durch⸗ 
führen, wie ſie die Philoſophie des 18. Jahrhunderts von jedem 

Landesherrn forderte. 


Die einſchneidendſte Veränderung ſchuf Auerſperg durch die 
Trennung der Verwaltung von der Juſtiz. Das öſterreichiſche 
Vorbild Maria Thereſias war hier ſicher entſcheidend. 


Finanzverwaltung. 

Die zweckmäßige Verwaltung der fürſtlichen Einkünfte und ihre 
Vermehrung war zur Zeit des Regierungsantritts des Fürſtbiſchofs 
Auerſperg vordringlicher denn je. Die Beſchlagnahme aller fürſt⸗ 
biſchöflichen Einkünfte in Oeſterreich, die hohe Dotationsſumme für 
das neue Linzer Bistum riſſen eine böſe Lücke in die Einnahmen 
des Paſſauer Hochſtifts, die zugleich die des Landesfürſten waren. 
Eine Trennung von öffentlichem und privatem Vermögen war ja 
der damaligen Zeit noch vollſtändig fremd. Sparmaßnahmen ſollten 
wenigſtens zum Teil das erſetzen, was man durch die Abtrennung 
des Linzer Sprengels verloren hatte. Man begann bei den Be⸗ 
amten. Man baute zwar nicht ab, aber auch nicht auf. Die Hof⸗ 
kammer, die offizielle Finanzbehörde des Fürſtentums, ſollte ihre 
Mitgliederzahl beibehalten, weil dieſes Amt ohnehin mit Räten 
überzählig beſetzt und „unſer Hochſtift auch in denen vorhin glück⸗ 
licheren Zeiten ſich nicht mehr befindet“. Eine neue Einrichtung 
Auerſpergs innerhalb der Hofkammer war die Hofrechenkammer, 
die ungefähr gleiche Funktionen hatte und unter dem Vorſitz des 
Herrn von Teng ſtand. Ihr Zweck war jedenfalls (es läßt ſich das 
aus den Akten nicht klar erkennen), die Geſchäftsführung der Hof⸗ 
kammer zu kontrollieren und ſie zu unterſtützen. Erledigte ſich eine 
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Stelle durch Todesfall, dann jollte ein anderer Beamter dieſe 
Funktion mit übernehmen. Die Möglichkeit des Vorrückens wurde 
außerordentlich beſchnitten. Wer nicht „einen auszeichnenden Be⸗ 
weis von einer aechten Kameralwiſſenſchaft und ſonderheitlichen 
Fähigkeiten ... von ſich gegeben hatte“, erhielt keine Gehalts⸗ 
zulage. Die zum Teil in Naturalien beſtehenden Beſoldungen der 
Beamten ſtellte der Fürſtbiſchof gänzlich ab und verwandelte ſie in 
entſprechende Geldbeträge. Die Penſionen von Beamten, die außer 
Landes wohnten, wurden geſperrt, weil dieſes Geld ja nicht dem 
Fürſtentum wieder zugute komme.“) — Man ging noch weiter, auch 
in den Kanzleien ſelbſt zog die Sparſamkeit ein: Statt des teueren 
ſpaniſchen Wachſes ſollte gewöhnliches genommen werden. Mehrere 
Berichte durften von nun an in einem Umſchlag verſchloſſen werden. 
Die Reparaturen in den Dienſtwohnungen der Landrichter, die 
bisher von der Hofkammer bezahlt worden waren, ſollten gänzlich 
unterbleiben. Unnötige Baureparaturen wurden ganz abgeſtellt. 

Das Hauptintereſſe konzentrierte ſich natürlich auf eine ſtraffe 

Steuerverwaltung. Bei der Viſitationsreiſe im Herbſt 
1786 hatte der Fürſt manche unliebſame Entdeckung machen müſſen. 
Die Beamten hatten vielfach ihre Zuſtändigkeit überſchritten und 
mehr Steuernachlaß bewilligt, als zuläſſig war. Um das Perſonal 
ſelbſt an den Angelegenheiten der Regierung zu intereſſieren, erließ 
Auerſperg eine Umfrage an ſämtliche Pflegämter: 

„1. Was findet er erſprießlich bei dem ihm anvertrauten Amt 

| für eine Vergrößerung und Steuererträgniszuwachs? 

2. Was für eine Verbeſſerung an den dermals ſchon beſtehenden 
Zahlungs rubriken? | 

3. Was für eine Erſparung bei den Ausgaben hier und da, 
obſchon kleinweis, doch aber in Betracht, daß viel kleine 
Ausgaben überhaupt immer ein Größeres ausmachen, findet 

er thunlich und erſprießlich? 

4. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei den eröffneten Umſtänden 
weder ein Gebäu noch andere Ausgabe, die ohne größeren 
Nachtheil verſchoben werden könne, dermals keinerdings bei 
ſchwerſter Ahndung zu unternehmen ſei, maßen jedes der⸗ 
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artige Unternehmen des Täters Kaltſinn und Gleichgültig⸗ 
keit gegen unſere allerhöchſte Willensmeinung und unſer 
Hochſtift überzeugend an den Tag legete“. 0) 

Eine ähnliche Umfrage richtete Auerſperg ſpäter noch einmal 
über die Einführung einer Brandſteuerkaſſe an die Pflegämter. — 
Mit ſtrengen Worten befahl der Fürſtbiſchof den Beamten, die 
Ausſtände einzutreiben, ſonſt würden ſie ſelbſt dafür verantwort⸗ 
lich gemacht. Man brauche jetzt jeden Kreuzer, „um die ſchweren 
Irrungen mit dem kaiſerlich⸗königlichen Hof beilegen zu können“. 
Indes vergaß man auch in dieſen unangenehmen finanziellen 
Nöten nicht die Grundſätze, die die Humanität von jedem aufge⸗ 
klärten Regenten forderte. Eigene Tabellen mit den Namen 
und Leiſtungen der rückſtändigen Steuerzahler ſollten angefertigt 
werden; doch erlaubte man denjenigen Untertanen, die durch 
Unglücksfälle geſchädigt waren, ihre Leiſtungen in Naturalien an 
das Pflegamt abzuliefern, das dann für den Verkauf Sorge trug. 
Während man in beſſeren Zeiten noch aus den Überſchüſſen der 
Steuereinkünfte Getreidedarlehensgelder verliehen hatte, wurden 
nun dieſe Kredite in kurzer Zeit alle gekündigt. Als einmal die 
Steuerzahler in dem Bezirk Leoprechting gar zu ſäumig waren, 
ſcheute man ſich trotz „des aufgeklärten Jahrhunderts“ nicht, eine 
Militärabordnung hinzuſchicken, um jene an ihre Pflicht nachdrück⸗ 
licher zu erinnern. 


Es gab in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts im Paſſauer Hoch⸗ 
ſtift 6 ganze Steuern, zu welchen Fürſtbiſchof Firmian noch eine 
anfangs vorübergehende 7., eine „Wegſteuer“ fügte, die ſchließlich zu 
einer ſtändigen Einrichtung wurde und die man auch unter ſeinem 
Nachfolger noch regelmäßig einhob. Die Wegreparaturen hörten 
ja nie auf, trotzdem man die billigen Arbeitskräfte aus dem Zucht⸗ 
haus zur Verfügung hatte. Als in den 90er Jahren eine Eingabe 
an Auerſperg gelangte, man möchte die 7. Wegſteuer doch endlich 
beſeitigen, erwiderte er, dieſe Steuer ſei in dieſer Zeit umſomehr 
berechtigt, als eine Beiſteuer für den Krieg, „in den unſer liebes, 
deutſches Vaterland verflochten iſt“, nicht erhoben wird.) Nach 


10) H. St. A. M. 721. 
11) H. St. A. M. 729. 
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Carl Seyffert beſtanden die indirekten Einkünfte des Landesfürſten 
in den Erträgniſſen der fürſtlichen Brauhäuſer, in den Maut⸗ 
gefällen, „beſonders, ſeit die Straßen im Hochſtift in ſo guten 
Zuſtand verſetzet worden ſind“, in den Waldungen, „wo viele 
tauſend Klafter Brennſcheiter gefället und verkaufet werden und 
die Paſſauer Schopper⸗ (Schiffbau⸗) meiſter große Schiffe daraus 
verfertigen“. Die Publiziſten jener Jahre geben faſt überein⸗ 
ſtimmend die Einkünfte des Fürſten auf 200 000 fl. jährlich an. 


Der aufgeklärte Staat des 18. Jahrhunderts ſuchte natürlich 
mit allen Kräften ſeine Einkünfte aufs höchſte zu ſteigern. Auch in 
Paſſau war man in dieſer Beziehung äußerſt findig. Hier war 
beſonders der Hofratspräſident Graf Thun der gegebene Mann. 
Brachte er es doch ſpäter als neugewählter Fürſtbiſchof fertig, in 
einem Generale ſeine Untertanen zu ermahnen, ſie möchten ihre 
Anhänglichkeit an ihn durch möglichſt reichliche Eier- und Schmalz⸗ 
lieferungen zum Ausdruck bringen. ) 


Das Braurecht in den fürſtlichen Brauhäuſern ging als 
Lehensrecht vom Vater auf den Sohn über. Außer den fürſtlichen 
Brauhäuſern beſaß das St. Johann⸗Spital ein „braunes Bier⸗ 
haus“. Die Wirte im Hochſtift waren zur Abnahme eines be⸗ 
jiimmten Bierquantums von den hochfürſtlichen Brauhäuſern 
verpflichtet. 

Die Mautgefälle zu erhöhen, war ein Hauptpunkt in dem 
Programm zur Verbeſſerung der Einkünfte: Nachdem man den 
Wegbauingenieur Haas einvernommen hatte, errichtete man eine 
neue Mautſtelle auf der Straße, die von der Stadt Paſſau über 
die Ries nach Böhmen führte. Die Domkapitulare hatten freie 
Durchfahrt, nicht aber ihre Lakaien und Bedienſteten.!) Ob die 
Judenmaut, wonach ein jeder die Grenze paſſierende Jude eine 
Leibmaut zahlen mußte, noch zu Auerſpergs Zeit eingehoben wurde, 
iſt fraglich. In dem „Mautvectigal für die geſammte Filialmaut⸗ 
ämter des Fürſtenthums Paſſau“ von 1781, das noch unter Firmian 
die Zolleinkünfte neu regelte, war dafür eine Abgabe von 45 ki. 
vorgeſchrieben. | 


12) H. St. A. M. 729. 
13) H. St. A. M. 720. 


Auf die Wahrung der fürſtlichen Regalien nahm die Hof- 
kammer ſchärfſten Bedacht. Noch immer waren Waſſer, Wald und 
Luft herrſchaftliches Eigentum. Die Fiſchwaſſer wurden neu ver⸗ 
pachtet und die Pflegbeamten wurden angewieſen, ein Verzeichnis 
über diejenigen Untertanen herzuſtellen, die widerrechtlich die 
Bäche abgegraben und ihre Wieſen damit bewäſſert hatten, ohne 
den „Waſſerdienſt“ dafür zu entrichten. Eine weitere Verordnung 
legte den Perlfiſchern das Handwerk. Die kleinen Flüßchen, die 
vom Bayeriſchen Wald zur Donau herabſtrömen, enthalten bekannt⸗ 
lich Perlmuſcheln, die manchmal ſogar ſehr wertvollen Inhalt 
bergen. Hatte man unter Fürſtbiſchof Firmian noch an allen Perl⸗ 
bächen die vermoderten Galgen durch neue erſetzen laſſen, um die 
in flagranti erwiſchten Diebe aufzuknüpfen, ſo ging man unter 
Auerſperg ganz anders vor: Man legte den Ertappten eine Strafe 
von 10 fl. auf; war der Miſſetäter aber mittellos, ſo ſollte die 
Aerarialkaſſe dem Angeber dieſes Douceur verabreichen, jener aber 
mußte die Strafe durch Holzarbeit abbüßen.!“) Hatte ſich der 
Kardinal Firmian durch ſeine unbeherrſchte Jagdleidenſchaft und 
drakoniſche Strafen für Jagdfrevel bei der Bevölkerung mit Recht 
kein gutes Andenken geſichert, ſo erließ Auerſperg bereits in den 
erſten Monaten ſeiner Regierung eine Milderung dieſer Beſtim⸗ 
mungen. Durch ein Kabinettsdekret vom 4. Januar 1790 erfolgte 
die vielleicht folgenſchwerſte Verordnung des Biſchofs, nämlich die 
Freigabe des Waldes für alle Untertanen. Es wurde verfügt, daß 
yl. Jeder Unterthan ſeine eigene, wie mehrere zuſammen ihre 

gemeinſchaftlichen Waldungen zur Hausnothdurft, Bau, 

Kauf .. holzfrei, ſomit ohne Vorzeige, ohne herrſchaftliche 

Bewilligung ſollte von nun an benutzen können und mögen. 
2. Jedoch dabei alle weiteren beſtehenden politiſchen Landes⸗ 

verfügungen als betreff Holzverkauf in das Ausland genau, 

und ſo auch im übrigen der Forſtordnung pünktlich beihalten 
müſſe, er alſo nicht ſeinen Forſt über die Kraft oder gar 
verſchwenderiſch benutze. 

3. Daß jeder Unterthan am Ende des Jahres aus der eigenen 
oder gemeinſchaftlichen Waldungen bezogenen Hausnoth⸗ 
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durft⸗Bau⸗ oder Kaufholz anſagen ſolle, welche alle dieſe 
Ausſagen in eine ganze Tabelle zu bringen und gemäß der 
Anſtalt der Behörden einzureichen habe. 

4. Wo es in Erfahrung kommen ſollte, daß ein oder mehrere 
Unterthanen ihre Forſten entgegen der Forſtordnung oder 
über die Kräfte benutzet haben, der Pflegbeamte mit Bei⸗ 
ziehung zweier Unterthanen von einer anderen Herrſchaft 
den Forſt beſichtigen, den Befund, die Ausſage dieſer zu 
Protokoll aufnehmen und ſelbes der hieſigen politiſchen 
Stelle zur Erkenntnis einſchicken ſolle, die dann den be⸗ 
fundenen Frevler oder Schänder auf ſeine Koſten zu einer 
angemeſſenen Zuchthausſtrafe und Erſatz der erloffenen 
Gerichtsköſten zu verfallen habe. 

5. Endlich die nun verhängte Forſtſtrafen alle an ſich bleiben 

ſollten“. ) 

Die „Reichniſſe“ an die Förſter und Amtmänner aber ſollten 
überhaupt abgeſchafft ſein. 

Es wäre eine intereſſante Unterſuchung, wollte man ſich mit 
der Beſiedelung des Bayeriſchen Waldes zur Zeit Auerſpergs be⸗ 
ſchäftigen. Nahezu alle Biſchöfe des 18. Jahrhunderts waren 
koloniſatoriſch tätig. In den Jahren von Auerſpergs Regierung 
aber finden wir in den Akten nur eine Stelle, die ſich darauf be⸗ 
zieht: Im Jahr 1791 machten 6 Häusler an den Hofrat eine Ein⸗ 
gabe, ſie wollten eine Siedlung im Amt Wolfſtein, die bis⸗ 
her den Namen Eulenberg getragen hatte, in Auerſpergsreut um⸗ 
taufen. Zugleich baten ſie um Steuerfreiheit für die erſten Jahre 
ihrer Anſiedelung. Zwar erhielt jeder dieſer 6 Siedler einen 
Grund für 3 Kühe und 2 Ochſen und 2 Jungrinder, aber Steuer⸗ 
freiheit wurde ihnen nicht gewährt. Sie mußten jährlich 3 fl. 
30 kr. an das Pflegamt zahlen.“) 

Eine weitere Einnahmequelle glaubte die Paſſauer Regierung 
durch das Lotto entdeckt zu haben. Dieſes Lotto war ein Spezifi⸗ 
kum des 18. Jahrhunderts. Fürſtbiſchof Auerſperg beabſichtigte zu⸗ 
erſt, eine Klaſſenlotterie in Paſſau einzurichten, änderte ſeinen Plan 
auf den Vorſchlag eines Hauptmanns von Maurer dann in die 
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Errichtung einer Zahlenlotterie um. Die Aufſicht über dieſes Ge⸗ 
ſchäft ſollte ein Hofrat führen. Als man jedoch die ganze Sache 
dem Hofrat zur Begutachtung unterbreitete, geriet dieſer in die 
heftigſte Entrüſtung; er hatte beſonders gegen die Perſon des 
Lotteriebeſitzers, eben gegen Herrn von Maurer, der ſich als 
k. k. Merkantilrat und Großhändler ausgab, allerhand einzuwenden. 
Trotz ſeiner Proteſte erhielt Maurer die Konzeſſion, zuſammen mit 
einem Herrn von Perghofer die Lotterie zu betreiben. Es wurde 
vereinbart, daß ein Fünftel des Gewinnes der Aerarialkaſſe zu⸗ 
fließen ſollte. Wie ſich dieſes Geſchäft weiter entwickelte, darüber 
ſchweigen die Akten. Das Lotto war auf jeden Fall ein Unter⸗ 
nehmen, das jeden Staat des 18. Jahrhunderts lockte, mit ſeiner 
Hilfe der fürſtlichen Kaſſe aufzuhelfen.““) 

Mit dem Tabakmonopol machte die Regierung, wie es in dem 
Kapitel über den Paſſauer Handel gezeigt werden wird, ſehr 
ſchlechte Erfahrungen. | 

Es ijt am Schluß dieſes Abſchnitts über die Verwaltungs: 
reformen vielleicht nicht unintereſſant, ein Wort über die Ver⸗ 
öffentlichung der Generalien, d. h. die allgemeinen öffentlichen 
Verfügungen, einzuſchalten. Dieſe gingen allein von der Hofrats⸗ 
ſtelle aus und ſollten ab 1790 „erſterhand von den Pflegämtern 
publiziert und hiernach von denen Pfarrern auf den Kanzeln ab⸗ 
gekündiget werden“. Kaum waren einige Monate ſeit dieſer Ver⸗ 
ordung vergangen, als man in einem neuen Kabinettsdekret leſen 
konnte, man hätte ſich entſchloſſen, dieſe Generalien, die auf der 
Kanzel veröffentlicht werden ſollten, zunächſt dem Paſſauer geiſt⸗ 
lichen Rat vorzulegen, der ſie dann ſeinerſeits weiterbefördern 
würde.“) Man geht in der Annahme ſicher nicht zu weit, daß der 
geiſtliche Rat nach dem bekannten Muſter dieſe aufgeklärten Erlaſſe, 
wie die joſephiniſchen Verordnungen in den Jahren vor 1783, 
„diſſimulierte“. | | 


Juſtiz. 
Die Juſtiz war das Gebiet, deſſen Reform Fürſtbiſchof Auerſperg 
am meiſten am Herzen lag. Wir haben dafür bereits aus den 
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Tagen des Kärntener Aufenthalts einwandfreie Zeugniſſe. Die 
Frage einer Juſtizreform tauchte zum erſten Mal im Anſchluß an 
verſchleppte Prozeſſe beim Stadtgericht auf. Damals ſchrieb Auer⸗ 
ſperg an den Hofkanzler in Paſſau, er könne nicht dulden, wie man 
dort wichtige Akten jahrelang bei Gericht liegen laſſe, „maßen ich 
als Landesherr nicht gleichgültig zuſehen kann, daß die Gerechtig⸗ 
keit protraktiert und alſo das Publicum durch eine ſo hinkende 
Juſtizpflege eine halbe Ewigkeit zu ſeinem größten Schaden und 
ſonſt nachtheiligen Folgen unchriſtlich herumgeſchleift werde“. “) 
Molitor mußte daher die Gerichtsordnung der Stadt zur Reviſion 
an den Fürſtbiſchof ſchicken, „Geſtalten in deſſen Gerichtsordnung 
viel ohnnöthig und willkührliches enthalten ſeyn ſolle“. Auch 
das Hofmarſchallgericht, das für die fürſtbiſchöflichen Beamten ge⸗ 
trennt vom Stadtgericht beſtand, fand keine Gnade vor den Augen 
des neuen aufgeklärten Landesherrn. Hier lag die Verſchleppung 
der Prozeſſe offenſichtlich an der Habſucht der Beamten, die will- 
kürliche Taxen und Taggelder einhoben. Dieſe aber ſollten nach 
dem Willen Auerſpergs vollkommen abgeſchafft werden. Aus dem 
gleichen Grund, nämlich um den Rechtsgang zu beſchleunigen, war 
auf ſeinen Befehl ab 1. Januar 1786 die Juſtiz von der Verwaltung 
getrennt worden. Willkürliches Verhalten mußte der Fürſt ſelbſt 
bei der oberſten Gerichtsinſtanz, beim Hofrat, rügen, dem er ein⸗ 
mal ſeine „ungerechtfertigte Schärfe bei Fällen, die es nicht ver⸗ 
dienten“, verwies. Sein Verhalten ſei ordnungswidrig und „eine 
von aller Menſchenliebe entfernte Ungerechtigkeit “.?) Um dieſen 
Mißſtänden vorzubeugen, erließ der Biſchof daher am 10. Weinmond 
1786 eine „Polizey⸗ und Gerichtsordnung“, die in ihren Anfängen 
jedenfalls ſchon in die Klagenfurter Zeit zurückgeht. Er hatte ſich 
nämlich i. J. 1783 von ſeinem Wiener Reſidenten die joſephiniſche 
Gerichtsordnung für die Erblande ſchicken laſſen. Die Paſſauer 
Gerichtsordnung beginnt mit den folgenden einleitenden Worten: 
„Da uns von unſerm Hofrat nicht nur die Anzeige gemachet, was 
für unſchickſame, ja unentſprechende Strafzeichen und Strafmittel 
annoch hierlandes beſtehen, wie unſere Gerichtsbeamten aus Mangel 
einer näheren Vorſchrift in peinlichen Fällen ohne alle Ordnung 
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fürgehen, welches notwendig jo ſchädliche Folgen in jedem Betracht 
nach ſich haben muß; ſondern da uns zugleich von eben demſelben 
zwei entworfene Geſetze, die beiden Gebrechen ſteuern ſollten, zu 
unſerer vollkommenen Zufriedenheit vorgelegt worden find: als 
haben wir es unſerer Regierungspflicht eigen erachtet, dieſe zwo 
Entwürfe in eine Vorſchrift zuſammenzuziehen, und ſowohl in 
Betreff der Verbrechen ſelbſt, als auch der Strafen und Ver⸗ 
fahrungsart folgende Geſetze zur genauen Befolgung zu erlaſſen“. ) 
Die erſte Abteilung befaßt ſich mit der „Behandlung der 
Polizeyverbrechen“ und ſchränkt die Fälle, die bisher als peinliche 
Verbrechen galten (Kuppelei, Verleumdung, Schandſchriften, kleine 
einfache Diebſtähle ꝛc.), beträchtlich ein. Sie werden von nun an 
als Polizeiverbrechen behandelt. Jedem Polizeirichter ſteht es zu, 
die Strafen zu vermindern oder zu verſchärfen (§ 1). Ebenſo gilt 
einfacher Ehebruch von nun an als Polizeiverbrechen: „Um ein 
größeres Übel (als etwa die eheliche Uneinigkeit) zu vermeiden“; 
ebenſo jene Verbrechen, „welche mittelſt einer vermeindlichen 
Zauberei begangen worden ſind“ (§ 2). Der Täter ſoll nur dann 
„gefänglich eingezogen“ werden, wenn er beim Verbrechen ſelbſt 
überraſcht worden war oder fluchtverdächtig ſchien. Bürgſchaft in 
barem Geld ijt zuläſſig (8 4). Die Unterjudung hat am gleichen 
Tag, an welchem das Verbrechen begangen worden iſt oder ange⸗ 
zeigt wurde, vor ſich zu gehen (Vernehmung des Verbrechers, Be⸗ 
ſichtigung des Tatorts) (§ 5). Nach vollendeter Unterſuchung ſoll 
ſogleich die Strafe ermeſſen werden, „doch ſoll ſich der Richter. 
ſoviel möglich, von der Strafe des Arreſtes enthalten und an deſſen 
ſtatt die Geld⸗, Stock⸗ oder Ruthenſtreichſtrafe gebrauchen; oder er 
hat wenigſtens den Arreſt mittels Auferlegung einer ſtrengeren 
Halten abzukürzen; auch ſollen die anerlaufenen Gerichtskoſten, als 
Atzung und dergleichen von dem Täter möglichſt eingehoben 
werden“ (§ 6). (Maßgebend für dieſe letzte Verfügung war ſicher 
die Rückſicht auf die Aerarialkaſſe, der der Verbrecher nicht zur Laſt 
fallen ſollte.) Iſt ſich der Richter über die Größe der verdienten 
Beſtrafung nicht im klaren, ſo hat er ſich an den Hofrat zu wenden. 
Zweifelt auch dieſer, ſo ſoll der ſtrittige Fall dem Landesfürſten 
ſelbſt zur höchſten Entſcheidung vorgelegt werden (§ 7). Über alle 
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Verbrechen hat das Gericht genau Protokoll zu führen und dem 
Hofrat jeden Monat Anzeige zu machen (§ 9), damit „jede über⸗ 
mäßige, nicht angemeſſene oder auch zu gelinde Strafe hindan 
gehalten werde, maßen wir unſerem Hofrat die Macht einräumen, 
ja ihn ſogar verhalten, jeden Polizeyrichter ſtrenge zu beſtrafen, 
welcher hierin dieſem Geſetz entgegenhandelt“. Die Berufung an 
den Hofrat oder an den Fürſten ſelbſt ſteht jedermann frei (8 10). 
„Auch das Nachtſtreifen oder im ganzen Land oder nur in einem 
Gerichtsbezirk gehörten zum Geſchäftsbereich eines Polizeyrichters. 
Jenes ſoll öfters des Jahrs jedoch nur zu ein und der nämlichen 
Stunde, dieſes dagegen nur über etwa erhaltene Anzeige wider 
das herumwandelnde, lüderliche Geſindel und Müßiggänger 
über . .. Auftrag unſeres Hofrats unternommen werden... All⸗ 
zeit aber haben die Gerichte von den vollbrachten Streifereien 
genauen Bericht an unſeren Hofrat zu erſtatten“. 


Die zweite Abteilung „Von Behandlung der peinlichen Ver⸗ 
brechen“ zeigt die Aufklärungsbeſtrebungen des Paſſauer Fürſt⸗ 
biſchofs im klarſten Licht. Hier hat ſich die Philoſophie der Huma⸗ 
nität wohl das größte Verdienſt um die Menſchheit erworben. 
Schon die Vorunterſuchungen über den Täter und ſein Verbrechen 
laſſen den Unterſchied gegen frühere Zeiten erkennen, wo man einen 
Verbrecher jahrelang, ohne ihm ein Verhör zu geſtatten, gefangen 
hielt. Die Zeugen werden beim Summarexamen, das ſogleich nach 
der Verhaftung erfolgt, eidlich vernommen und werden, wenn der 
Täter ſein Verbrechen leugnet, ihm gegenübergeſtellt (§ 18). Eine 
genaue Vorſchrift legt die Fragen feſt, die der Richter an den Ver⸗ 
brecher ſtellen ſoll. Geſteht der Verbrecher ſeine Tat ein, oder iſt 
er überführt worden, ſo wird er ſofort ins nächſte Banngericht 
eingeliefert. Kann er aber ſein Alibi nachweiſen oder iſt ſeine Tat 
nicht einwandfrei feſtgeſtellt, dann muß er ſofort aus dem Arreſt 
entlaſſen werden. Der Bannrichter gibt die Ausſagen nochmals zu 
Protokoll und überweiſt jie dem Hofrat (§ 21). Ein neuerbautes 
Gerichtshaus ſoll die Verbrecher aufnehmen. Die Zeugenverhöre 
geſchehen am Tatort ſelbſt, nicht am Banngericht (§ 25). „Nach 
geendigtem Spezialexamen ſind dem Verbrecher 3 Tage Bedenkzeit 
zu geſtatten; und dann iſt er über die Urſachen, womit er ſein Ver⸗ 
brechen zu entſchuldigen glaube, ebenfalls von dem Bannrichter zu 
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vernehmen .. . zugleich ijt die körperliche Beſchaffenheit des Ver⸗ 
brechers von dem dazu beſtimmten Wundarzt zu verfaſſen und dann 
den Akten beizulegen (§ 26). Der Hofrat erhält mit dem Inquiſi⸗ 
tionsprotokoll das Gutachten des Bannrichters und fällt das Urteil 
und „ſoll dann hiemit ſo geſchwinde als möglich zu Werke gehen, 
das Urteil dem Banngericht zur Kundmachung zu eröffnen“ (§ 27). 
Die wichtigſten Punkte der Polizei- und Gerichtsordnung find 
im 28. und den folgenden Paragraphen enthalten: „Nur dann, 
wenn auf die Todesſtrafe oder auf diejenige, ſo dieſer gleichkommt, 
erkennet worden wäre, ſolle allzeit vorläufig Unſere Höchſte Be— 
gnehmigung angeſuchet werden (8 28). „Obwohlen von der pein⸗ 
lichen Frage durch die Gewohnheit zu unſerem beſonderen Wohl⸗ 
gefallen faſt gänzlich abgegangen ijt; jo wollen wir doch ſolche durch 
gegenwärtige Geſetze nicht ganz aufheben, da ſie hierorts durch die 
peinliche Gerichtsordnung Kaiſer Karls V. einmal eingeführet iſt. 
Jedoch befehlen wir, daß ſie nur in dem ſeltenſten Falle und 
auch dann nicht, außer über unſere vorläufige Begnehmigung an- 
gewendet werden ſolle (§ 29). „Die Strafe des Waſſeruntertauchens. 
des Zervierteilens, der Radebrechens heben wir ganz auf, außer 
daß ein beſonderer Fall dieſelbe erforderte. Auch mit dem Ver⸗ 
brennen und Aufhängen ſoll nur ſelten, dafür aber gemeiniglich 
(wie es bisher üblich war) mit der beſtehenden Lebensſtrafe, näm⸗ 
lich mit Kopfabſchlagen fürgegangen, jedoch dieſe Strafe nach Maß⸗ 
gab der Umſtände verſchärfet werden. Denn einem Staat iſt es 
in Hinſicht auf den Übeltäter eines, auf welche Art er auch aus der 
Welt geſchafft werde, und in Hinſicht auf das abſchreckende Beiſpiel 
kann es kein mehr abſchreckendes Mittel geben, als die Benehmung 
des Lebens ſchon in ſich ſelbſt ijt“ (§ 30). „Die Strafe der Unehr⸗ 
lichkeit ſoll ebenſo wenig mehr Platz greifen. Dort wo ſie mit einer 
andern Strafe geſetzmäßig verbunden ijt, ſoll dem Übeltäter nach 
ausgeſtandener Strafe der gute Ruf durch gerichtliches Zeugnis zu 
ſeinem weiteren Fortkommen wiederum erteilt werden. Denn der⸗ 
jenige, welcher die auferlegte Strafe gehörig ausgeſtanden hat, 
ſcheint nicht mehr verbrochen zu haben“ (§ 31). „Wir heben ferners 
die Strafe der Prechel⸗, Stock-, Geigen-, Schandſäule, des Narren: 
häuſels, Strohkranzes, Maulkorbs, ſpaniſchen Mantels und der⸗ 
gleichen gänzlich auf, und wollen, daß dagegen nach Maßgab der 
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Umitände und nach Ermeſſen des Richters eine andere Leibsſtrafe 
mit Karbatſch⸗ oder Ruthenſtreichen oder eine Geld⸗ auch mit 
Faſten verſchärfte Arreſt⸗ oder öffentliche Arbeitsſtrafe verhänget 
werde“ (§ 32). „Dagegen wollen wir, daß die Strafe des Eſel⸗ 
reitens für die berüchtigten und wiederholten Räufer nicht nur in 
jenen Pfleggerichten, wo fie derzeit üblich war, auch fürohin be- 
ſtehen, ſondern zugleich in jedem anderen Gericht für die erwähnten 
Räufer ungeſäumt eingeführt werden ſolle“ (§ 32). „Auch unſer 
Hofrat hat dieſe Strafe vorzubereiten, womit wir allhier in Fällen 
gewiſſe Übertreter unſerer Polizeigeſetze ganz unvermutet belegen 
laſſen wollen“ (§ 34). Die Gerichte haben Sorge zu tragen, daß 
die Diäten für den Verbrecher richtig eingezahlt werden, damit er 
nicht dem Staat zur Laſt falle (§ 36). „Die Polizei- und Kriminal⸗ 
verbrecher geiſtlichen Standes ſollen, wie es bisher üblich geweſen 
war, von ihrer geiſtlichen Gerichtsbarkeit eingezogen, behandelt und 
abgeurteilt werden: Doch haben auch dieſe ſich gegenwärtige Gejege, 
jo viel möglich, zu Geſicht zu halten“ (§ 38). „Auch die hieſige 
Bürgerſchaft betreffend ſoll es fürohin bei der bisherigen Beob- 
achtung ſein volles Bewenden haben; nur, daß in peinlichen Fällen 
auch ein Summarexamen und zwar ſchon von unſerem Banngericht 
abgeführet werden muß“ (§ 39). „In allen anderen Fällen, die in. 
dieſer Skizze nicht vorgeſehen ſind, gilt die alte peinliche Gerichts⸗ 
ordnung Karls V.“ (§ 40). 

Wenn auch die landesherrliche Gewalt aus dem Prozeßverfahren 
noch nicht ganz ausgeſchaltet war, ſo bedeutet dieſe Gerichtsordnung 
doch einen gewaltigen Schritt in der Entwicklung vorwärts. Nahe: 
zu 3 Jahrhunderte hatte die peinliche Halsgerichtsordnung, die 
Carolina, obſchon mit manchen Abſchwächungen, ihr blutiges, 
finſteres Regiment geführt. Dem Zeitalter der Aufklärung war es 
vorbehalten, ſie zu entthronen und Menſchlichkeit auch gegen ſchul⸗ 
dige Menſchen walten zu laſſen. Tatſächlich iſt in der Zeit von 
Auerſpergs Regierung kein Todesurteil vollſtreckt worden, obwohl 
in der Gerichtsordnung von 1786 dieſe Frage eigentlich offen blieb. 
Daß dieſe reformierte Ordnung ſich trotz ihrer humanen Vorzüge 
beim Volk und ſelbſt bei den Richtern nicht ſogleich durchzuſetzen 
vermochte, dafür iſt eine Verordnung Auerſpergs aus dem Jahr 
1790 Zeuge: Die Scharfrichter ſollten augenblicklich alle öffentlichen 
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Pranger, Narrenbehältniſſe 2c. 1 laſſen, damit man nicht 
mehr in die alten Fehler der öffentlichen Schandſtrafen zurückfalle. 
Der konſervative geiſtliche Rat aber, der ſich dieſe Gerichtsordnung 
ebenfalls „zu Geſicht halten“ ſollte, übertrat ſie noch im gleichen 
Jahr: Als eine Untertanin an einem Faſttag in einem öffentlichen 
Gaſthaus Fleiſch aß, verurteilte er ſie zu einer öffentlichen Kirchen⸗ 
ſtrafe, und zwar ſollte ſie vor der Kirchentür am Sonntag ſtehen 
mit einer Tafel um den Hals, die die Aufſchrift enthielt: „Frevent⸗ 
liche Übeltäterin des 3. Kirchengebots“. Sowohl der Hofrat, wie 
der Fürſt ſelbſt lehnten dieſe etwas mittelalterliche Strafweiſe ent⸗ 
ſchieden ab und wandelten fie in eine Polizei⸗ (jedenfalls eine 
Geld-) ſtrafe um.?) ö 

Überblicken wir das Reformwerk des Fürſtbiſchofs Auerſperg 
auf dem Gebiete der Verwaltung und des Gerichtsweſens noch ein⸗ 
mal im Ganzen, ſo iſt es vielleicht weniger angefochten worden und 
von längerer Dauer geblieben als die Mehrzahl ſeiner übrigen 
Reformen. Das Fürſtentum hatte ihm ein geordnetes, gebildetes 
Beamtenperſonal zu danken, das der Beſtechung umſo weniger zu⸗ 
gänglich war, weil es auf einen feſten Gehalt rechnen konnte. 
Paſſau hatte ihm ferner eine vernünftige, ſtraffe Finanzverwaltung, 
die doch ein allzuſchroffes Vorgehen vermied, zu danken, die es 
inſtand ſetzte, ſich von den ſchweren finanziellen Einbußen in ver⸗ 
hältnismäßig kurzer Zeit zu erholen. Zuletzt aber hatte der Fürſt⸗ 
biſchof mit ſeiner Gerichtsordnung der letzten mittelalterlichen 
Denkungs⸗ und Arteilsweiſe einen entſcheidenden Stoß verſetzt, und 
an ihrer Stelle die humanen Errungenſchaften des aufgeklärten 
und philoſophiſchen Jahrhunderts zum alleinigen N von 
Schuld und a gemacht. 


2. Handel und Gewerbe. 


Anſere Kenntnis von Handel und Gewerbe in dieſer Zeit iſt 
ſehr beſchränkt. Nur wenige Andeutungen von einſchneidenden 
Veränderungen laſſen die Akten erkennen. Immerhin ſcheint ſich 
ein gewiſſer Aufſchwung zu Beginn der Regierung Auerſpergs voll⸗ 


22) B. St. A. L. Verz. 1, Abt. a, Fasc. 51, Nr. 227. 
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zogen zu haben, der jedoch durch den Krieg mit Frankreich raſch 
wieder zum Stillſtand gebracht wurde. Legen wir uns vor allem 
die Frage vor, welchen Anſchauungen der Fürſt ſelbſt huldigte, ſo 
tritt ſeine Neigung zum Merkantilismus mehr in den Vordergrund 
als die zum phyſiokratiſchen Syſtem. Auerſperg ſtand zwiſchen zwei 
Meinungen: Er wurde auf der einen Seite durch ſeinen jüngeren 
Bruder Grafen Johann Auerſperg, der ausgeſprochener Phyſiokrat 
war, entſcheidend beeinflußt, neigte aber andererſeits auch zu den 
Grundſätzen des Grafen Thomas Thun, der allein den Merkanti⸗ 
lismus gelten laſſen wollte. Im übrigen konnten beide Beſtrebungen 
nicht in offenen Widerſtreit Beraten, da das Feld ihrer Wirkung 
ein zu beſchränktes war. 


Den Zuſtand des Handels zu Beginn der 80er Jahre ſchildert 7 


uns der Verfaſſer der „Reife durch den bayeriſchen Kreis“?) in 
ſeiner bekannten gönnerhaften und ironiſchen Art: „Man lebt hier 


(in Paſſau) ſehr wohlfeil. Die Einwohner kennen wie aechte geiſt⸗ 


liche Unterthanen wenig von irdiſcher Induſtrie. Einige kleine 
Speditionsgeſchäfte, die ihnen der Zuſammenfluß der Donau und 
des Inns von ſelbſt in die Hand gibt, und der Verkauf von Töpfer⸗ 
arbeiten aus Hafner⸗ (= Obern) -gell machen faſt alles aus. Das 
übrige Publikum lebt durch die Domherren und ihr Gefolge, durch 
die Hofbedienſteten und Penſioniſten, durch die zahlreiche Geiſtlich⸗ 
keit und die Studenten.“ 

Damit wird die Haltung der Paſſauer Bevölkerung ſicher im 
ganzen richtig charakteriſiert. Die Stadt hatte durch den bayeriſchen 
Salzhandel, der über St. Nikola an die Donau ging und das 
Stapelrecht der Bürger dadurch umging, ſeit dem 17. Jahrhundert 
ſehr viel an Bedeutung verloren. Dazu kamen die fortwährenden 
Abſplitterungen des fürſtlichen Territoriums, beſonders ſeit der 
Abtrennung der oberennſiſchen Diözeſe. 7 

Der Verfaſſer der „Beiträge zur Geographie, Geſchichte und 
Staatenkunde“?“) konnte nach einem Jahrzehnt nicht weſentlich 
anders urteilen als der Anonymus von 1784: „Die Porzellanfabrik, 
durch die Initiative des Handelsherrn Venino und des Dom⸗ 
dechanten Grafen Thun, war wieder hergeſtellt worden. Der Handel 


23) Salzburg⸗Leipzig 1784. 
24) Nürnberg 1794. 
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mit Kaffee und Schokolade war lebhafter geworden durch einen 
Mann, der zwei Kaffeeſchenken beſitzt, auch mit Juwelen handelt 
und ſehr reich war“. Das Kaffeetrinken war ja eine Schwäche der 
damaligen Zeit. Fürſtbiſchof Auerſperg trug ihr dadurch Rechnung, 
daß er in dem Redoutengebäude eine eigene Kaffeeſchenke errichten 
ließ, die einem Pächter zur Bewirtſchaftung übergeben wurde. 
Dieſes Geſchäft ſcheint denn auch glänzend geweſen zu ſein, denn der 
Pachtzins, den dieſer Mann an das Hofbauamt abführte, war von 
beträchtlicher Höhe. Trotz der Beliebtheit des neuen Genußmittels 
fürchtete man ſeine giftige Wirkung faſt abergläubiſch. Die Sani⸗ 
tätskommiſſion ging ſogar ſo weit, den Hofrat zu veranlaſſen, daß 
er ein ſtrenges Verbot an die Wirte und Kaffeehausbeſitzer ergehen 
ließ, ja kein derartiges Getränk an jugendliche Perſonen abzu⸗ 
geben. 25) 

Die Porzellanfabrik beitand ſchon ſeit einigen Jahr⸗ 
zehnten, hatte jedoch zu Beginn der 80er Jahre ſehr an Bedeutung 
verloren. Das Privileg, Porzellangeſchirr herzuſtellen, hatte eine 
Witwe inne. Da richtete im Jahr 1786 ein gewiſſer Ludwig Hoff 
ein Geſuch an den Hofrat, man möchte ihm den Grund auf der 
linken Seite der Straße auf dem „Hangerberg“ für die Erbauung 
eines Brennofens überlaſſen. Da die Gerechtigkeit aber bereits 
in den Händen der Witwe lag, ſo wurde er vom Hofrat an dieſe 
gewieſen, um fic) mit ihr zu verſtändigen. Thomas von Thun war 
für die Neubelebung der Porzellanfabrik ſehr eingenommen und 
auf ſeine lebhafte Unterſtützung hin erhielt Hoff den Grund unter. 
der Verpflichtung, dem „Innbruckamt“ eine kleine Unterſtützung zu 
leiſten, dem dieſer Grund wahrſcheinlich gehörte.) über den 
weiteren Verlauf der Manufaktur findet ſich kein Anhaltspunkt in 
den Akten. Das Beſtehen einer ſolchen entſprach aber durchaus den 
Gedanken des Merkantilismus. 

Auch beſtand ſchon aus den erſten Regierungsjahren des Fürſt⸗ 
biſchofs Firmian eine Papiermühle an dem kleinen Fluß 
Gaiſſa. Um ihre Erzeugniſſe bemühte ſich der Hofrat mehrere Male. 
Als Klagen über ſchlecht verfertigtes Papier bei ihm einliefen, 
drohte er dem Pächter, dem „Papiermüller“, mit Entzug ſeiner 


25) H. St. A. M. 723. 
26) B. St. A. L. Rep. 31b, Verz. 1. Fasc. 32, Nr. 7673. 
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Gerechtigkeit und ließ für ihn Muſterpapier aus der benachbarten 
Stadt Braunau am Inn kommen, um ihn mehr zur Betätigung 
anzueifern. Solange ſollte dieſes ausländiſche Papier in den 
Kanzleien gebraucht werden, bis der Papiermüller ein gleich⸗ 
wertiges ſelbſt herzuſtellen verſtände. ) 

Im allgemeinen hielt Auerſperg an dem Gew erbeſchutz 
feſt und beſtätigte noch zu Beginn der 90er Jahre allen Paſſauer 
Handwerkern ihre Privilegien. Es gab zur damaligen Zeit 
„Gerechtigkeiten“, die uns heute unbekannt ſind, wie z. B. die 
„Kartenmalergerechtigkeit“. Auf eine Beſchwerde des privilegierten 
Kartenmalers, daß er zu viel Konkurrenz durch die Paſſauer Kauf⸗ 
leute habe, die ungeachtet des Verbots ausländiſche Karten ver⸗ 
kauften, erging vom Hofrat an alle dieſe Kaufleute das ſtrengſte 
Verbot, ſolche abzuſetzen, da dieſe Gerechtigkeit allein dem 
Kartenmaler zuſtünde, der ſich mit ſeiner großen Familie ohnehin 
nur kümmerlich ernähre. Mit einem anderen Kaufmann, der eine 
„Tuchgerechtigkeit“ beſaß, verfuhr man in entgegengeſetzter Weiſe. 
Da dieſer Mann durch ſein Monopol ſehr reich geworden war, ſah 
ſich Auerſperg veranlaßt, mehrere Untertanen an einer jo reid: 
lich fließenden Einnahmequelle teilnehmen zu laſſen und teilte 
daher dieſe Gerechtigkeit unter mehrere Kaufleute auf.?) 
Die Tuchhändler hatten eine gefährliche Konkurrenz in den 
ſogenannten „Savoyarden“, den nicht behördlich zugelaſſenen 
Hauſierern. Trotz aller Befehle des Hofrats an die Pflegämter 
konnte man jenen nie vollſtändig das Handwerk legen. Immer 
wieder tauchten ſie mit ihren Trödelwaren auf. Man betrachtete 
ſie beſonders als die Schädlinge des Bauernvolks und der Dienſt⸗ 
boten. Schon Fürſtbiſchof Firmian hatte in den 70er Jahren der 
geſteigerten Lebenshaltung des Landvolks durch eine Kleiderord⸗ 
nung zu ſteuern geſucht, die aber trotz ihrer ſtrengen Maßnahmen 
nicht immer genügend beachtet worden war. Auch Auerſperg erließ 
noch ähnliche Verordnungen. — Im allgemeinen waren zu den 
Jahrmärkten und ſogenannten „gefreiten Märkten“ nur diejenigen 
auswärtigen Händler zugelaſſen, die hofrätliche Päſſe vorzeigen 
und ſich als gebürtige Oeſterreicher oder Bayern ausweiſen konnten. 


27) B. St. A. L. Verz. 1, Abt. a, Fasc. 52, Nr. 227. 
28) B. St. A. L. Hofratsprotofolle 1785. 


u 69: „ee 

Der Verkauf und die Preije der Lebensmittel unter- 
ſtanden ebenfalls der Kontrolle durch den Hofrat. Dieſer 
allein beſtimmte den „Brot⸗, Mehl: und Fleiſchſatz“. Als ſich die 
Paſſauer Metzger einmal nicht dazu verſtehen wollten, den Fleiſch⸗ 
preis zu erniedrigen, verſchrieb man ſich das billigere Fleiſch von 
den Fleiſchern aus Obernzell, verſprach dieſen außerdem eine Be⸗ 
lohnung von 50 fl. und ein Belobigungsdekret des Fürſten und 
ſetzte den ganzen Vorfall ins Intelligenzblatt. Den Paſſauer 
Metzgern aber drohte man mit Stockſchlägen und Entzug ihrer 
Gerechtigkeit, da man die Bürger der Stadt nicht zwingen könnte, 
„ſo teures Fleiſch zu kaufen“. | 

Der Viehkauf und⸗ verkauf in Bayern und nach Oeſter⸗ 
reich war eine ſtete Quelle der Uneinigkeit zwiſchen Händlern und 
Hofrat. Die Viehmärkte des ganzen Hochſtifts ſtanden unter der 
polizeilichen Kontrolle eines eigens dafür aufgeſtellten „Ochſen⸗ 
marktskommiſſärs“, der ein genaues Protokoll über die einzelnen 
Märkte nach Paſſau zu ſenden hatte. Nur in die Nachbarländer, 


mit denen der Hofrat einen Rezeß abgeſchloſſen hatte, durfte Vieh 


ein⸗ und ausgeführt werden und zwar nur mit einem hofrätlichen 
Erlaubnisſchein. Das gleiche Abkommen galt auch für den Ge- 
treideverkauf. Zwiſchen Kurbayern und dem Hochſtift be⸗ 
ſtand z. B. ein Rezeß, wonach die Paſſauer Händler Getreide in 
Straubing und bayeriſche Händler Vieh im Fürſtentum Paſſau 
aufkaufen durften. Beſonders hart mußte ſich die Getreideſperre 
auswirken, die die bayeriſche Oberlandesregierung gegen Ende der 
80er Jahre gegen die Paſſauer Händler verhängt hatte. Paſſauer 
Spekulanten hatten nämlich eine ſolche Menge Getreide in Strau⸗ 
bing und den umliegenden Orten aufgekauft, daß jene Gegenden 
buchſtäblich daran Mangel litten. Eineinhalb Jahre lang dauerte 
das Verbot für die Paſſauer, Getreide aufzukaufen. Es kam nur 
wenig Getreide aus Bayern in das Hochſtift, ſodaß beinahe eine 
Hungersnot bevorſtand. Auf der anderen Seite aber führten die 
bayeriſchen Händler ruhig weiter Vieh, Fleiſch und Hafer in ihr 
Heimatland aus. Alle energiſchen Vorſtellungen des Hofrats halfen 
nichts. Die hochſtiftlichen Brauhäuſer waren nahe daran, ihren 
Betrieb einzuſtellen, da der Ankauf von ausländiſchem Getreide, das 
von entfernteren Märkten bezogen werden mußte, auf die Dauer zu 
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teuer kam. Schließlich legte ſich Auerſperg perſönlich ins Mittel und 
drohte mit dem Reichskammergericht, ſodaß ſich Kurfürſt Karl 
Theodor von Bayern doch zur Umkehr entſchloß. Ein Vertrag vom 
3. Oktober 1792 ſetzte feſt, daß fortan von beiden Ländern Getreide 
mautfrei eingeführt werden dürfte, ebenſo ſollte auch die Vieh⸗ 
einfuhr zollfrei ſein. 0) | 
Nach einem Vertrag mit Oeſterreich aus dem Jahr 1765 war es 
den öſterreichiſchen Händlern geſtattet, im Hochſtift Garn gegen 
Erlag der „Eſſitomaut“ auf den Märkten zu kaufen. Der Flachs 
bildet ja heute noch eine weſentliche Erwerbsquelle für die Be⸗ 
wohner des Bayeriſchen Waldes. Auch dieſer Vertrag wurde über⸗ 
treten. Im Frühjahr 1795 lief eine dringende Beſchwerde der 
Weber von Wegſcheid und den umliegenden Märkten ein, die Oeſter⸗ 
reicher nähmen alles Garn für ſich in Beſchlag, indem ſie es „bei 
den Häuſern“ im Vornherein aufkauften. Die geringe Menge von 
Garn, die übrig blieb, würde dann auf den Märkten für einen 
unerſchwinglichen Preis gehandelt: „1400 Perſonen ſeien durch dieſe 
ausländiſchen Makler am Rand des Abgrunds“. Der Paſſauer Hof⸗ 
rat war in Nöten. Nicht allein deswegen, weil der Verkauf bei den 
Häuſern unterſagt war, ſondern weil dem Aerar dadurch die Markt⸗ 
gebühren entzogen wurden. Es ergingen daraufhin außerordentlich 
ſcharfe Maßnahmen gegen dieſe Vorkäufer, ohne daß die Beſchwer⸗ 
den vollſtändig zum Schweigen gebracht worden wären. 
Der Schmuggel blühte auch in jenen Zeiten, und der Hofrat 
kämpfte gegen ihn vergebens. | 
Wenn wir auf allen anderen Gebieten wenig Beweiſe für die 
deſpotiſche Geſinnung Auerſpergs beſitzen, jo zeigte folgender 
Entſchluß, wie weit die Machtbefugniſſe eines abſoluten Fürſten 
gehen konnten. Zur Hebung ſeiner Einkünfte hatte der Fürſtbiſchof 
den Verſuch gemacht, einem Tabakfabrikanten in Paſſau, namens 
Joſeph Pauer, die geſamte Tabakeinfuhr in das ganze Hoch⸗ 
ſtift für die Dauer von 6 Jahren als ein Monopol zu verpachten. 
Pauer war berechtigt, den verarbeiteten Tabak gegen einen Auf⸗ 
ſchlag von 6% des Einkaufspreiſes an die Händler im Hochſtift 
weiterzuveräußern. Das bedeutete für letztere eine ſehr große 
Schädigung ihres Gewerbes, und ſie wandten ſich deshalb geſchloſſen 
29) H. St. A. M. VIII. 1678. 
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an das Reichskammergericht nach Wetzlar und jtrengten einen Pro⸗ 
zeß gegen ihren Landesherrn an, der in 2 Jahren beendet wurde. 
Das Urteil gab den Paſſauer Händlern das Recht, den Tabak frei 
einzukaufen, und verurteilte den Fürſten zu der Rückerſtattung der 
ſeit 1786 eingehobenen doppelten Tabakmaut, einer Summe in der 
Höhe von 14 233 fl., an die Spezereihändler. Auerſperg dachte 
jedoch nicht daran, nachzugeben, und verordnete, man ſollte die 
Summe einfach den Landkaſſen zuweiſen, die ohnehin „neue 
Einflüſſe notwendig hätten“. Da aber die Kriegskoſten ſich mehr 
und mehr fühlbar machten, ſo entſchloß er ſich, das Duplum des 
Tabakaufſchlags als eine „zur Beſtreitung der Ausgaben notwendige 
Beiſteuer vermög unſtreitig zuſtehenden ius collectandi den Land⸗ 
fallen jo einzuverleiben, daß dieſe das Duplum ſowohl für das ver⸗ 
floſſene als auch für die Zukunft zu beziehen haben ſollen“. Mit 
der erſten Verfügung des Reichskammergerichts wurden die Paſſauer 
Spezereihändler bekannt gemacht; ſie durften nun ungehindert 
den Tabak gegen eine entſprechende Einfuhrmaut im Ausland 
kaufen. Mit der Veröffentlichung der letztgenannten Verordnung 
Auerſpergs aber, daß der doppelte Aufſchlag beſtehen bleiben ſollte, 
zögerte der Hofrat, „um üble Folgen zu vermeiden“, und benach⸗ 
richtigte das Domkapitel, das ſeine Einwilligung zu jeder neuen 
Steuer (denn als eine ſolche mußte man den Aufſchlag betrachten) 
geben mußte. Dieſes kam zu dem Schluß: „Bei der Aerarialkaſſe 
und unerſchwinglichen Koſten zu Zeiten eines Krieges, der viel mehr 
als je andere Reichskriege koſtete, wird wohl die Ausübung des 
dem Landesfürſten zuſtändigen iuris collectandi in keinen Zweifel 
gezogen, ſohin auch die Widmung eines pro praeterito eingehobenen 
doppelten Mautgeldes nicht nur für erlaubt, ſondern der hochrichter⸗ 
lichen Sentenz angemeſſen angeſehen werden können. Da es nun 
einmal um Hilfsquellen für die erſchöpfte Landkaſſe zu tun iſt, da 
Seine hochfürſtliche Eminenz den ſonſt ad cassam cameralem be: 
zogenen doppelten Mautbetrag pro praeterito als pro futuro 
der Aerarialkaſſe, folglich den allgemeinen Bedürfniſſen opfern 
wollte“. s) 

Im allgemeinen hielt man an den Grundſätzen des Merkan⸗ 
tilismus feſt. So z. B. verbot man den bayeriſchen Töpfern. 


30) H. St. A. M. 723 u. 729. 
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den Aufenthalt im Hochſtift und verhinderte zugleich die Ausfuhr 
von Schmelztiegelerde, die man an der Donau bei Pyrawang ge⸗ 
wann, nach den Nachbarſtaaten. 

Das Paſſauer Territorium wäre auch für eine, an dem kom⸗ 
merziellen Leben mehr intereſſierte Perſönlichkeit, wie es Auerſperg 
war, ein zu geringes Betätigungsfeld geweſen. Die Bodenſchätze 
waren gering, der ehemals blühende Salzhandel ſeit Jahrhunderten 
zur völligen Bedeutungsloſigkeit herabgeſunken; und ſchließlich fehlte 
es der Bürgerſchaft ſelbſt an einem großzügigen Betätigungsdrang, 
der Handel und Gewerbe auf eine höhere Stufe gebracht hätte. 


Während man auf allen Gebieten des kulturellen Lebens den 
Widerſtand des Domdechanten Grafen Thomas Thun verſpürte, 
gegen den Auerſperg ſich zur Wehr ſetzen mußte, war jener auf 
dem Gebiet des Erwerbs und der praktiſchen Bedürfniſſe das 
fördernde Element. Es ſcheint, daß ihn Fragen, wie Steigerung 
der Einkünfte, mehr beſchäftigten als den Fürſtbiſchof ſelbſt, deſſen 
Sorge den geiſtigen Fortſchritten ſeiner Untertanen galt. Dieſe 
wollte Auerſperg auf eine höhere Stufe des geiſtigen und e 
Lebens erheben. 


5. Reformen im Paſſauer Polizeiweſen. 

Die Aufklärung hatte dem Staat des 18. Jahrhunderts eine 
Reihe von Forderungen geſtellt, die auf die Wohlfahrt und Glück⸗ 
ſeligkeit der Untertanen abzielten. Dem Staat oblag es nun, ſeinen 
aufgeklärten Reformen durch die Polizei den nötigen Nachdruck zu 
verleihen, die mit dieſen Aufgaben teils wieder vertraut gemacht, 
teils in ſie neu eingeführt wurde. Es mußte daher den Abſichten 
des Landesfürſten entſprechend eine Ordnung für die Paſſauer 
Polizei aufgeſtellt werden, die deren Befugniſſe genau umſchrieb. 
Mit dem 1. Januar 1788 trat ſie in Kraft.!) Vorbedingung 
für die Aufnahme zur hochfürſtlichen Polizei war, daß der Bitt: 
ſteller ein Paſſauer Landeskind war. Die Polizei wurde ſowohl 
als das Organ des Hofrats betrachtet, dem ſie auch unter⸗ 
ſtellt war, wie als dasjenige der Sanitätskommiſſion. Zum erſten 


1) H. St. A. M. Hochſtiftsliteralien 724. 
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Mal, wie es ſcheint, erhielt das Perſonal eine einheitliche Uniform 
und Ausrüſtung, einen grauen Rock mit goldenen Aufſchlägen, 
dazu einen Mantel und neue Patronentaſchen. Waffen waren ein 
Ober⸗ und Untergewehr. 8 Korporale, davon je 2 in der Ilz⸗ und 
Innſtadt, ſollten für Ruhe und Ordnung in der Stadt ver⸗ 
antwortlich ſein. Mit dem Oberaufſeher ſtreifen ſie nachts bis 
1 Uhr durch die Straßen, ſehen zu, daß die Wirtshäuſer zur polizei⸗ 
mäßigen Stunde geſchloſſen werden und haben „in ſelben alles 
Nachtgetöſe abzuſchafen“. Beſonders haben ſie es auf Betrunkene 
abgeſehen, die ſie ſogleich arretieren müſſen und die, wenn ſie zum 
erſten Mal ertappt ſind, zu 14 Tagen Arreſt auf dem Oberhaus 
verurteilt werden; greift man ſie aber öfters in betrunkenem Zu⸗ 
ſtand auf, jo ſchiebt man fie nach Defterreich zum k. k. Militärdienſt 
ab. Das gleiche gilt für die Räufer. Wer den niederbayeriſchen 
Volksſtamm kennt, wird ſich über dieſe an und für ſich drakoniſchen 
Maßnahmen nicht wundern. 

Zu den polizeilichen Befugniſſen gehörte weiterhin die Ordnung 
auf den Straßen und Flüſſen, denn auch dafür iſt die Polizei zu⸗ 
ſtändig: Niemand darf mit ſeinem Gewerbe die Straße in Anſpruch 
nehmen. Die Straßenreinigung beſorgen die Hausbeſitzer und zwar 
jeden Samstag beſonders gründlich. Es iſt ſtreng unterſagt, Heu⸗ 
und Strohwagen nachts vor den Wirtshäuſern ſtehen zu laſſen. Der 
Poliziſt hat nachts unvermutet die Stallungen zu kontrollieren, ob 
nicht jemand dort ſchlafe. „Das Schnellfahren, ſonderbar zur Nacht⸗ 
zeit oder in engfängigen Gaſſen oder über Brücken, iſt unter Strafe 
von 10 fl. verboten“. Nach dem Gebetläuten darf kein beladenes 
Schiff unter den Brücken durchfahren, wenn es nicht die ausdrück⸗ 
liche Bewilligung des Polizeikommiſſärs hat, oder es iſt in einer 
mondhellen Nacht. „Dieſe Verfügung iſt auf ſchwarze Tafeln zu 
ſchreiben und vor den Brücken bei dem Ufer an Seilen aufzu⸗ 
hängen“. Die Polizei hat ferner darüber zu wachen, daß keine ver⸗ 
dorbenen Speiſen, keine unreifen Früchte ꝛc. feilgeboten werden. 
Endlich iſt ſie zuſtändig für alle öffentlichen Veranſtaltungen, die 
in der Stadt Paſſau vor ſich gehen: „Affen⸗ und Bärentreiber, 
Taſchenſpieler, Seiltänzer, Springer und derley Charikaturen ſind 
gänzlich verboten“. „Irrende Muſikanten“ dürfen nur mit polizei⸗ 
licher Einwilligung ſpielen und jede Nachtmuſik, außer bei Standes⸗ 


u Ho 


perjonen, muß der Polizei vorher angezeigt werden. Im Jahr 1789 
verordnete der Hofrat, daß alle Marionettenſpieler und Gaukler 
ihre Künſte zuerſt vor der Polizeibehörde zu produzieren hätten, 
„da ſie öfters und bei weitem nicht jenes produzieren, was ſie an⸗ 
geben“. Der Bericht des Kommiſſars ſollte dem Hofrat dann zur 
höchſten Begutachtung und Entſchließung vorgelegt werden.?) 

Den Hauptbereich der polizeilichen Tätigkeit umfaßte aber der 
Fremdenverkehr. Alle ankommenden oder wegziehenden 
Handwerksburſchen ſind verpflichtet, ſich beim Kommiſſar auf der 
Hauptwache zu melden. Ohne den Erlaubnisſchein dieſer Behörde 
darf kein Zunftmeiſter oder ⸗wirt (denn jede Zunft hatte ihre be⸗ 
ſondere Herberge, deren Name an den Kirchtüren angeſchlagen war) 
einen Geſellen aufnehmen. Ebenſo find alle Wirte der Stadt ver⸗ 
pflichtet, ihre Gäſte der Polizei mittels eines „Nachtzettels“ zu 
melden, den der Poliziſt einzufordern hat. Von dieſer Verordnung 
nahm man aber Freunde, Verwandte oder „Fremdlinge von 
Charakteur und entſchiedenem Leumund“ aus. Nach dem Ausbruch 
der franzöſiſchen Revolution verſchärfte der Hofrat dieſe fremden⸗ 
polizeilichen Maßnahmen erheblich. Zu der Ausforſchung über die 
Fremden und ihre Vermögensverhältniſſe geſellte ſich noch eine 
ſolche über ihre Weltanſchauung und ihre Stellung zur Revolution. 
In einem Kabinettsdekret vom 6. Sept. 1786 belobt der Fürſtbiſchof 
den Hofrat wegen ſeiner vorſichtigen Vermögensausforſchung, er 
läßt aber nicht zu, daß von den Fremden die Auswanderungsbefug⸗ 
niſſe abgefordert werden dürfen, „da einestheils zur Auslieferung 
ſolcher Emigranten keine Verbindlichkeit beſtehe, anderntheils dieſe 
Lizenzforderung ſo manchem ſonſt annehmlichen Ausländer den poli⸗ 
tiſchen Maßnahmen zuwider die Anſiedlung erſchweren würde und 
vielleicht wegen anderen verdrießlichen Folgen oder angedrohten 
Strafen ſich ein jeder derley Privater nur ſelbſt vorzuſehen habe“. 
Darauf das Conclusum des Hofrats: „Gereicht zur Nachachtung, 
wiewohlen viele und beſonders jene, welche ihre Mitteln zuhaus 
annoch zu ſuchen haben, ohne daß ſie ihre Entlaſſung erwirken, auch 
ihr Vermögen nicht werden außer Landes bringen und ſich damit 
anhier anſäſſig zu machen zeigen können“. Kaum 4 Jahre ſpäter 
veranlaßt der gleiche Fürſt, daß man Späher auf die Straßen und 
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in die Gaſthäuſer ſchicke, um die Fremden wegen ihrer etwaigen 
revolutionären Geſinnung auszuhorchen, und durch Landesver⸗ 
weiſung unſchädlich zu machen. Nachdem aus Ungarn die Nachricht 
gekommen war, daß ein „Barbar“ dort ſchon die Leute aufhetze und 
die franzöſiſche Konſtitution predige, wurde jedem Fremden, be⸗ 
ſonders Franzoſen verboten, länger als 24 Stunden in der Stadt zu 
bleiben. Solche und ähnliche Weiſungen an die Polizeibehörde 
häufen ſich im Lauf der 90er Jahre. Über die Einhaltung der 
Polizeiſtunde ſollte ſtrenge gewacht werden und ſogar auf die 
Hebung der Sittlichkeit mußten die Polizeiſpitzel wachſame Augen 
haben. 

Im übrigen war der Polizeikommiſſion die Führung der Ci n= 
wohnerliſten, „Seelenbeſchreibung“ nannte man ſie in jener 
Zeit, übertragen, in die Einheimiſche und Fremde getrennt einge⸗ 
tragen werden ſollten. Je nach ihrem Verdienſt wurden die 
Paſſauer in ſolche, die ſich ganz oder zum Teil ſelbſt erhalten, ſolche, 
die von andern erhalten werden, und ſolche, die nichts verdienen, 
rubriziert. Jedes Jahr ſollte eine ſolche Konſkriptionsliſte erneuert 
werden. Trotz dieſer Verfügung war man ſich auch jetzt noch nicht 
klar über die genaue Einwohnerzahl der Reſidenzſtadt. Obwohl 
Fürſtbiſchof Firmian ſchon 1770 eine Volkszählung und Einteilung 
der Bevölkerung nach ſtändiſchem Geſichtspunkt (Herrſchaft, Inleute, 
Geſinde) angeordnet hatte, konnte Johannes Pezzl im Jahr 1784 
in ſeiner „Reiſe durch den bayeriſchen Kreis“) ſchreiben: „Bis jetzt 
iſt es noch unmöglich, in den meiſtens ſo kleinen katholiſchen Fürſten⸗ 
thümern die Zahl der Einwohner, Landesrevenuen 2c. genau zu er⸗ 
fahren. Dem Anſchein nach mag Paſſau gegen 9000 Einwohner, 
der Fürſtbiſchof gegen 200 000 fl. haben“. Dieſe Zahl ſcheint unge⸗ 
fähr gleich geblieben zu ſein, denn auch der Verfaſſer der Gallerie 
merkwürdiger Oerter in Deutſchland gibt ſie an. Bei der Ein⸗ 
führung der Konſkriptionsliſten unter Fürſtbiſchof Auerſperg hatte 
man ſicher mit dem Mißtrauen der Paſſauer gegen eine ſolche 
Statiſtik zu kämpfen, denn die Gedingsrichter ſollten im Fall eines 
Widerſtandes zugezogen werden. Die Vollzugsorgane ſelbſt arbei⸗ 
teten keineswegs zur Zufriedenheit des Fürſten: ſie reichten die 
Liſten zu ſpät und nur mangelhaft geführt ein und erhielten des⸗ 


3) Reiſe durch den bayeriſchen Kreis, Salzburg⸗Leipzig 1784. 
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wegen von Auerſperg eine ſcharfe Rüge, die der Hofrat ihnen mit⸗ 
teilte. | 

Die Haupttätigkeit und Sorge der Stadt: und Landpolizei aber 
ſollte ſich nach dem Auftrag des Hofrats auf die Bettler und 
„Müßiggänger“ erſtrecken. Das Vagabundenweſen oder beſſer 
zunweſen, wie es im 18. Jahrhundert beſtand, muß nach allen Be⸗ 
richten zu ſchließen ungeheuer geweſen ſein, der Grenzſchutz war 
dagegen noch wenig durchgreifend, ſodaß das Streben einer jeden 
Regierung dahin ging, ſich dieſer läſtigen „Schwärmer“ möglichſt 
raſch zu entledigen, und fie mit Gewalt auf einmal in das Nachbar⸗ 
land zu befördern. Während der Regierung Auerſpergs z. B. 
gingen mehrere Landſtreichertransporte von Oeſterreich durch das 
Hochſtift nach Bayern, wobei fie von Grenzſtation zu Grenzitation 
von der hochfürſtlichen Gendarmerie und dem Stadtrichter eskortiert 
wurden. In Wahrheit aber ſchob man ſich dieſe Bettlerhorden nur 
wechſelweiſe zu und kam auch durch die „geſchärfteſten“ Maßnahmen 
nie damit zu Ende. Durch den Reichskrieg mit Frankreich waren 
natürlich noch mehr Menſchen unterwegs, die aufrühreriſche Reden 
über Freiheit und Gleichheit führten und wiederholt des Straßen⸗ 
raubs verdächtig waren. Um dieſem Übel etwas zu ſteuern, ent⸗ 
ſchloß man ſich daher in Paſſau, im Einverſtändnis mit den an⸗ 
grenzenden öſterreichiſchen und bayeriſchen Gerichten, zu einer ein⸗ 
tägigen allgemeinen Landſtreife, die am 11. Auguſt 1794 vor ſich 
gehen ſollte. Jeder Landſtreicher, der ſich nicht genügend ausweiſen 
konnte, ſollte „gefänglich eingezogen“ werden. Da aber dieſes Vor⸗ 
haben der Regierung in der Bevölkerung bereits vor dem anbe⸗ 
raumten Termin ruchbar geworden war, blieb der erhoffte Erfolg 
aus. 

Die Verſorgung und Nutzbarmachung der Bettler in Paſſau war 
natürlich einer der Hauptpunkte in dem Fortſchrittsprogramm des 
Fürſtbiſchofs Auerſperg und ſeiner Ratgeber. Die erſten Maß⸗ 
nahmen gegen das Bettelweſen waren ſchon unter Fürſtbiſchof 
Firminan getroffen worden, der verordnete, daß die einheimiſchen 
Bettler Bettelzeichen offen zu tragen hätten, um ſie vor andern, 
fremden kenntlich zu machen, damit man ſie unterſtützen könne. 
Auch wurde der Armenfond dadurch vermehrt, daß von jedem 
ererbten Kapital von 1000 fl. in der Stadt, von 500 fl. auf 
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dem Land, ½ fl. Prozent an die Armenkaſſen gegeben werden 
mußte, je nach dem Verwandtſchaftsgrade des Erblaſſers zum 
Erben mehr oder weniger. Bei jedem Kauf⸗ oder Ver⸗ 
kaufskontrakt mußte ferner eine freiwillige Spende an die 
Armenkaſſen gegeben werden, „da die bisherige Erfahrung über⸗ 
zeugend genugſam gelehret hat, daß nicht alle Menſchen in gleicher 
Maas die Regungen des Mitleidens über den Nothſtand und die 
Bedürftigkeit ihres Nebenmenſchens und die Schuldigkeit des Bei⸗ 
trags zu deſſen Unterhalt empfinden“.“) Die Verwaltung der auf 
dieſe Weiſe ſich anſammelnden Gelder oblag den Pflegämtern im 
Hochſtift, der „chriſtlichen Liebesverſammlung“ in Paſſau. Die Funk⸗ 
tion der letzteren wurde von Fürſtbiſchof Auerſperg neuerdings da⸗ 
hin formuliert, daß ſie die Armen auswählen, die Höhe der Almoſen 
beſtimmen, die Armenliſten prüfen und neue Arme vorſchlagen 
ſollte. Im ganzen Hochſtift wurden von den Pflegämtern Bettel⸗ 
vögte ernannt, die die Armen auf die verſchiedenen Gehöfte ver⸗ 
teilen mußten. Um den Staat in ſeiner Unterhaltspflicht zu ent⸗ 
laſten, griff man unter Auerſpergs Leitung zu durchgreifenden 
Mitteln: die Almoſenempfänger wurden im Arbeitshaus unter⸗ 
gebracht, damit ſie ſich ihren Unterhalt erarbeiteten. 


Der Fortſchritt gegenüber den Anſtrengungen Firmians iſt un⸗ 
verkennbar: Brachte man noch damals nur ſolche Bettler ins Ar⸗ 
beitshaus, die ſich etwas hatten zuſchulden kommen laſſen, während 
man alle andern ohne Gegenleiſtung in Geſtalt von Arbeit und 
ziemlich wahllos unterſtützte, ſo ſchaffte man unter Firmians aufge⸗ 
klärtem Nachfolger das Betteln (wenigſtens in der Theorie) über⸗ 
haupt ab, indem man die Bettler von ſtaatswegen in nutzbringender 
Arbeit beſchäftigte. In dieſem Streben errichtete man im Jahr 1789 
ein Armeninſtitut, das ſich in ein Arbeits⸗ und Zuchthaus gliederte. 
In den dafür aufgeſtellten Statuten vom 1. Jan. 1789 werden fol⸗ 
gende Grundſätze fejtgehalten’): Das Armeninſtitut gibt dem⸗ 
jenigen Arbeit, der arbeiten will, Arbeitsunwillige dagegen werden 


4) H. St. A. M. Hochſtiftsliteralien 715, Patent v. 6. März 1770. 

5) B. St. B. München, Verordnung des Biſchofs und regierenden 
Fürſten zu Paſſau, Joſeph, die Einrichtung des dortigen allgemeinen 
Zucht⸗ und Arbeitshauſes betreffend. Paſſau 1788. 
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zur Arbeit angehalten. Das Inſtitut nimmt bereits Kinder auf, um 
ſie zu tätigen Untertanen heranzubilden. Das Zuchthaus iſt im Nie⸗ 
derhaus, das Arbeitshaus im alten Gerichtsgebäude untergebracht. 
Die Verpflegungskoſten werden von der Armenkaſſe vorgeſchoſſen. 
Die Aufſicht führt der Armeninſtitutskonſeß. Ein Verwalter mit 
einem Jahresgehalt von 50 fl. hat für die Beiſchaffung des Roh⸗ 
materials im Arbeitshaus zu ſorgen, ſeine Frau muß die Kinder an⸗ 
leiten im Spinnen von Baumwolle und Flachs, im Strumpfſtricken 
und Nähen. Die Verkaufsart der jo gewonnenen Erzeugniſſe, die Be: 
ſtimmung des Lohns wird vom Direktor und Verwalter gemeinſam 
feſtgeſetzt. Jeden Samstag muß die Fertigware abgeliefert werden. 
„Fremden Parteyen, als Strickern, Tuchmachern, Kaufleuten, ſteht 
es frei, ja vielmehr ſie werden menſchenfreundlich und nachdrücklich 
hierzu aufgefordert, alle in das allgemeine Arbeitshausgeſchäft ein⸗ 
ſchlagenden Arbeiten dem Verwalter einzuliefern“. Der Verwalter 
nimmt Kinder von 6 Jahren an auf und erhält zu ihrer Verpflegung 
monatlich 3 fl. Er iſt verpflichtet, ſie zur Schule zu ſchicken und 
ihren Verdienſt dem Armeninſtitut zugut zu rechnen. „Vielleicht 
wird ſich aus dem Arbeitshaus eine Fabrik entwickeln zur Her⸗ 
ſtellung von gemeinen, zum Landesverbrauch geeigneten Waren“. 
„Fügte es ſich, daß ein Privatmann inzwiſchen eine Fabrik aufftellt, 
ſo hoffe man allerdings, daß er die Arbeit dem Inſtitut zuſchanzen 
werde, daß ihm ſelbe jederzeit gewährt, und um billigen Lohn ge⸗ 
liefert werden würde“. Damit dem Paſſauer Arbeitshaus aber ein 
genügendes Abſatzgebiet verſchafft wird, müſſen ſämtliche Pfleger, 
Amtsleute ꝛc. ihren Bedarf an Leinwand nur aus dieſem Arbeits⸗ 
haus beziehen. Aus allen dieſen Verordnungen geht klar der Unter⸗ 
ſchied hervor, welcher zwiſchen dieſen und den Maßnahmen Firmians 
beſteht. | Ä 

Die Sträflinge des Zuchthauſes werden ebenfalls zu nutzbringen⸗ 
der Arbeit herangezogen, damit ſie nicht dem Staat zur Laſt fallen. 
Die Verbrecher teilte man in eine „peinliche“ Gruppe im Strafturm 
des Oberhauſes und in eine „politiſche“ im Niederhaus ein. Die 
„peinlichen Strafperſonen“ ſollten vor allen andern bei den Bau⸗ 
arbeiten (Innpromenade, Freundenhain, Straßenreparaturen) Ver⸗ 
wendung finden und erhielten für ihre Arbeit täglich 10 fr., die 
dem Amtmann als dem Wärter übergeben wurden. Wären die 


Arbeiter ſtörriſch, jo jollte fie der Amtmann auf ſchmale Koſt und 
ſchließlich auf Faſten ſetzen; verdienten dagegen fleißige Arbeiter 
mehr als ſie brauchten, ſo fiel ihnen die Hälfte des Überſchuſſes zu. 
Bei den politiſchen Verbrechern traf man die Anterſcheidung in die 
höheren Standes, die auf dem Oberhaus untergebracht waren, und 
die niederen Standes, die im Niederhaus ſaßen. 


Ein bewundernswerter Verſtand und Wille hatte dies alles aus⸗ 
gedacht und dafür geſorgt, daß alle Räder der Staatsmaſchine gut 
ineinander griffen. Auch das Paſſauer Publikum ſollte ſich von der 
Nützlichkeit des Armeninſtituts und der Rührigkeit ſeines Vorſtands 
durch die Anzeigen im Zeitungsblatt überzeugen, die deutlich er⸗ 
kennen laſſen, wie das ganze Armenweſen gegliedert und finanziert 
wurde. 


„Ausweis 


über die Einflüſſe und Ausgaben des Stadtpaſſauiſchen Armen⸗ 
inſtituts vom 1. Jänner bis Ende März 1792. 


1. Empfänge 

An mit Ende Chriſtmonats 1791 beſtandenen Kaſſenreſten 
fl. kr. 

4512 33 

An Zinſen 1204 37 
an hochfürſtlichem Beitrag 767 — 
„ anderen beſtändigen Beiträgen | 286 33 
„ Vermächtniſſen — — 
„ Erb⸗ und Sterbſteuer 41 32 
„ Kirchenſammlungen 13 40 
„ Reſidenzbüchſenſammlung 515 24 
„ anderen Hausſammlungen 314 25 
„ Gaſſenſammlungen 15 31 
„ zufälligen Sammlungen 144 53 


Summe des Empfangs 7816 8 
jenſeitige Summe abgezogen mit 3336 37 


bleibet mit Ende März ein Kaſſenreſt von 4479 31 


ee, JOR. wes 
2. Wusgaben 
der höheren Klaſſe 


der niederen 


der höheren Klaſſe 
der niederen 


auf Ganzarme 


auf Halbarme 


Im Dompfarrbezirke 716 fl. 59 kr. 
Im Stadtpfarrbezirke 839 „ 49 „ 
Im Inſtadtpfarrbezirke 679 „ẽ 24 „ 
Im Ilzſtadtpfarrbezirke 313 „ 44 „ 
Auf reiſende Handwerksburſchen 36 „ 40 „ 
„ andere reiſende Arme 20 „ — » 
„ Medikamenten und Begräbnisunkoſten 60 „ 43 „ 
„ Beſoldung und Polizeylöhnung 217 „ 23 
„ Titularfeſt⸗Jahrtäge 69 „ 23 „ 


„ insgemein und außerordentliche Köſten 382 ,, 32 „ 
Summe der Ausgaben 3336 fl. 37 kr. 


Es gab in der Stadt Paſſau an Armen mit Ende März 1792 
in der Dompfarrei 


‘an ganz Armen der höheren Klaſſe | 7 
„ „ „ der minderen „ 52 
„ halb „ der höheren 8 3 

ae as „ der minderen „ 21 
an Kindern 4 
Im Stadtpfarrbezirke 116 
im Inſtadtpfarrbezirke 111 
im Ilzſtadtpfarrbezirke 52 

366 


Die Gaſſenſammlungen geſchahen durch die Armen ſelbſt mit 
verſchloſſenen Büchſen. Die Gaben wurden nur an ortsanſäſſige 
Arme gegeben, die in Paſſau geboren waren oder hier das Aufent⸗ 
haltsrecht erworben hatten. Der Penſionsfond oder irgend eine 
Armen⸗ oder Waiſenhausſtiftung hatten keine Verbindlichkeit gegen⸗ 
über den Armen. Das Armeninſtitut gewährte Mittel für durch⸗ 
reiſende Handwerksburſchen, für Fremde, die in Paſſau krank ge⸗ 
worden waren, für verunglückte Reiſende, die von ihm einen Zehr⸗ 
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pfennig erhielten. Die würdigen Armen, d. h. die zu unterſtützen⸗ 
den, ſind eingeteilt in die 1. Klaſſe, die alle Leute vom Bürger auf⸗ 
wärts einſchließt, die 2. Klaſſe vom Bürger abwärts. Das Zeichen 
für die ganz Armen beſteht in einem zweifachen, der Halbarmen in 
einem einfachen Blechkreuz, welches ſich durch die Farbe nach den 
Stadtbezirken unterſchied: Ilzſtadt grün, Paſſau weiß, Innſtadt gelb. 
Das Kreuz trug den Namen des Trägers. Die höheren Armen 
brauchten es nicht öffentlich zu tragen, wohl aber die niederen Armen. 
Wenn Mütter betteln gingen, wurden ihnen zur Strafe die Kinder 
entzogen. | 

Getrennt von dieſer ſtädtiſchen Bettelordnung erſchien zur 
gleichen Zeit eine ſolche für das Land. Die Landarmen erhalten 
ihr Almoſen nicht in Bargeld, ſondern es werden ihnen Wohnung, 
Koſt und Kleidung zugewieſen. Auch ſie tragen ein Abzeichen als 
würdige Arme. Der Armenrat hat auch für die unehelichen Kinder 
Sorge zu tragen. Die Handwerksburſchen haben ſich bei Gericht zu 
melden. Die auswärtigen Bettler werden ausgewieſen, die ein⸗ 
heimiſchen zur Arbeit angehalten. Als einmal 2 Kloſterfrauen aus 
München in Paſſau erſchienen, um hier für ihr Kloſter zu betteln, 
wurden ſie ſchleunigſt vom Hofrat zur Verantwortung gezogen, 
weil ſie eine Sammlung ohne behördliche Genehmigung vorge⸗ 
nommen hatten. 

Damit noch nicht genug. Die Fürſorge des Fürſtbiſchofs ging ſo 
weit, die Mildtätigkeit ſeiner Untertanen durch die Polizei⸗ 
behörde kontrollieren zu laſſen. Der Almoſengeber mußte ſich 
dazu bequemen, der Polizeikommiſſion ſeinen und des Empfängers 
Namen anzuzeigen und die Höhe der Summe zu nennen, die er 
ſtiften wollte. Der Polizeiſtaat des 18. Jahrhunderts mußte über 
die Einnahmen der einzelnen bettelnden Untertanen genau unter⸗ 
richtet ſein, um ſeine ſtaatliche Unterſtützung danach zu bemeſſen. 

Eine andere Verordnung finden wir bei Carl Seyffert in ſeinem 
Paſſauiſchen Tagebuch: „Den 27. Jenner 1788 wurden auf höchſten 
Befehl zu Paſſau an allen öffentlichen Plätzen der Stadt ſchwarze 
Tafeln .. . aufgerichtet, an welchen geſchrieben war, daß der Gaſſen⸗ 
betler an Leib und der diesfallſige Almoſen⸗ Geber um 1 Dukaten 
ſolle geſtrafet werden“. Damit war die private Mildtätigkeit ganz 
unterbunden und dem Staat die geſamte Sozialfürſorge übertragen. 
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Den Franziskanermönchen aber ließ man mehrere Male Ermah⸗ 
nungen zukommen, armen Leuten eine warme Suppe zu reichen; 
reiche Privatleute wurden angewieſen, arme Studenten zu ver⸗ 
köſtigen. 5 | 


Alle dieſe in Einzelheiten angeführten Verordnungen jollten 
unter polizeilicher Aufſicht durchgeführt werden, ein äußerſt weit⸗ 
läufiges Gebiet für 8 Korporale! 


Und daneben nahm auch die Sanitätskommiſſion denſelben Arm 
des Geſetzes für ihre Verfügungen in Anſpruch. Die Polizei hatte 
die Aufſicht über die Feuerlöſchapparate, ihr oblag es, den Hofrat 
auf feuergefährliche oder baufällige Häuſer aufmerkſam zu machen. 
Bei ausbrechenden Bränden mußte ſie die zudrängende Menge vom 
Brandplatz fernhalten. Damit nicht genug. Selbſt bei feſtlichen 
Veranſtaltungen hatte ſie darüber zu wachen, daß das Publikum 
in Sicherheit ſein Vergnügen genieße. 

Alle dieſe Ausführungen zeigen die Aufklärungsbeſtrebungen 
am Paſſauer Hof in ſelten klarem Licht: das Volk ſollte zu ſeiner 
eigenen Glückſeligkeit an der Hand des Polizeiſtaates geführt 
werden, eine väterliche Fürſorge ſollte alle ſeine Handlungen über⸗ 
wachen, und menſchliche Leidenſchaften und Unregelmäßigfeiten des 
Volks in geordnete, vorgeſchriebene Bahnen lenken. Wenn manche 
Verordnungen uns überflüſſig dünken mögen, ſo wollen wir doch 
nicht vergeſſen, in welchem Zuſtand das ſoziale Hilfswerk vor der 
Aufklärungszeit war, wo der Fürſt und nicht das Volk im Mittel⸗ 
punkt des Intereſſes ſtand. Eine ungeheure Umwälzung in der 
Weltanſchauung, eine Verſchiebung des Schwerpunkts der Intereſſen 
hatte innerhalb weniger Jahre veränderte Verhältniſſe und Lebens⸗ 
bedingungen für eine Geſamtheit von Menſchen geſchaffen. 

Ganz neuzeitig berühren uns die Maßnahmen des Fürſtbiſchofs 
Auerſperg, die er auf dem Gebiet der Altersfürſorge für 
ſeine Beamten traf. Bis 1784 hatte es keine eigentlichen Gehälter 
für die Beamten gegeben, ſie waren verpflichtet, einen beſtimmten 
Betrag der öffentlichen Einnahmen, Taxen, Sporteln an die 

Ararialkaſſe abzuliefern. Der Überſchuß gehörte ihnen. Der Will: 
kür und dem Eigennutz war durch ein ſolches Verfahren natürlich 
Tür und Tor geöffnet. Die Gerichtsbeamten insbeſondere konnten, 
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um ihre Einnahmen zu erhöhen, den Gerichtsgang verlangſamen 
und auch die Höhe der Taxen beſtimmen. 

Noch ſchwieriger und unſicherer geſtaltete ſich die Lage der 
perſönlichen Dienerſchaft des Fürſtbiſchofs. Bei jedem Regie⸗ 
rungswechſel waren ſo und ſoviele Familien für einige Zeit 
brotlos. Der neue Herr konnte ſie wieder in Dienſt nehmen 
oder an ihre Stelle ſeine eigene Dienerſchaft ſetzen. Einigen 
Dienern wurde bei einem ſolchen Regierungswechſel immer der 
Abſchied gegeben. Wehe, wenn einem von ſeinem früheren Herrn 
aus deſſen Privatvermögen kein Gnadengehalt ausgeſetzt war! Bei 
den Akten des Hauptſtaatsarchivs München liegen hunderte von Ge⸗ 
ſuchen ſolcher „verbrodeter Diener“, die neu verpflichtet, und in den 
Dienſt genommen werden wollten. Anter Fürſtbiſchof Firmian war 
nun die Dienerſchäft ziemlich angewachſen. Der Fürſt hatte ſich mit 
einem zahlreichen Gefolge umgeben, welches Amter innehatte und 
Titel führte, die uns lächerlich vorkommen. Johannes Pezzl konnte 
1783 folgendes darüber berichten‘): „Der jetzige Fürſtbiſchof, der 
die bekannte Prachtliebe und das große Herz aller Firmians hat, 
gab dem Platz (Paſſau) eine zeitlang ziemlich viel Lebhaftigkeit. 
Aber die Revenuen ſeines Erdkreiſes reichten nicht lange hin, den 
großen Plan fortzuſetzen. Die Schulden häuften ſich, man ſchränkte 
ſich alſo wieder ein und zur Zeit divertiert ſich der Hof beinahe bloß 
noch mit der Jagd“. Als Fürſtbiſchof Auerſperg im Jahr 1784 die 
Regierung des Hochſtifts unter den ungünſtigſten finanziellen Um⸗ 
ſtänden übernahm, war er darauf bedacht, überflüſſige Dienerſchaft 
zu vermeiden. Die geſamte Dienerſchaft wurde daher einer Prüfung 
unterzogen, ob ihr Amt entbehrlich oder unentbehrlich ſei, ob der 
Einzelne etwas leiſtete oder nur der Staatskaſſe unnütz zur Laſt 
fiele. Auerſperg bemerkte ſelbſt einmal in einem Dekret, daß Leute, 
die ſich nur auf verwandtſchaftliche Beziehungen ſtützten und oft⸗ 
mals keine Ahnung von den Geſchäften hätten, bei ihm keine Aus⸗ 
ſicht auf Anſtellung und Unterſtützung hätten. Alle diejenigen, die 
von ihren Landkaſſen Penſionen zu beziehen hätten, ſollten um 
Beſtätigung dieſer Beſoldung beim Hofrat „bittlich“ einkommen. 
Im übrigen aber waren ſeit März 1783 alle Bezüge bis zur Klärung 
der Rekuperationsangelegenheit in Oeſterreich geſperrt. Auerſperg 


6) Reife durch den bayeriſchen Kreis. Salzburg⸗Leipzig 1784. 
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beauftragte ſofort den Hofkanzler von Molitor, eine Lifte über die 
von ſeinem Vorgänger mit einer Penſion bedachten Beamten auf- 
zuſtellen. Dieſe Tabelle offenbarte nun, wie man vermutet hatte, 
allerlei Mißſtände: So hatten ſich die Penſionen auch auf die 
Beamtenkinder ausgedehnt, die daher trotz ihrer Jugend und ihrer 
Arbeitsfähigkeit „müßig gingen“. Dieſem Mißſtand ſollte durch die 
Penſioniſtenordnung des hochfürſtlichen geheimen Rats Matthias 
Edlen von Teng abgeholfen werden, die am 1. Januar 1787 in 
Kraft trat. Der Gedanke eines ſolchen Syſtems aber bewegte den 
Fürſtbiſchof Auerſperg bereits 3 Jahre lang. In einem Brief an 
Molitor vom Mai 1784 ſprach er die Abſicht aus, ſeine Beamten 
durch Penſionen ſicherzuſtellen. Das Beſoldungsſyſtem, 
das für die einzelnen Amter (Hofmarſchallamt, Oberſtjäger⸗ 
meiſter⸗ und Küchenmeiſteramt, Leibgardeperſonal) getrennt er⸗ 
lajin wurde, hatte mit dem 1. Juli 1786 ſeinen Anfang ge: 
nommen: Die Beamten erhalten weiter zwar ihre Beſoldungs⸗ 
zulagen, die ihnen von früher her zuſtanden, aber dieſe ſind nur 
ad personam und gehören nicht zur Berufsbeſoldung, der Nach⸗ 
folger im Amt hatte alſo keinen Anſpruch darauf. — Der ewige 
Gegenſatz von Theorie und Praxis, der beſonders der Aufklärungs⸗ 
zeit vorgeworfen wird, machte ſich auch hier fühlbar: Der feſtgeſetzte 
Gehalt konnte nicht ausgezahlt werden, da „es die finanziellen 
Umſtände des Hochſtifts dermals nicht zuließen“. Doch ſollten die⸗ 
jenigen, Die ſich durch „Verwendung und Unbefangenheit“ aus⸗ 
zeichnen, die Ausſicht auf eine Perſonalzulage haben. Alle Akzi⸗ 
denzien des Kanzleiperſonals haben ab 1. Juli 1786 aufzuhören. 
Für die Kommiſſionsgebühren, Pflichtgelder ſollte eine eigene 
Taxordnung erlaſſen werden. Von je 20 fl. eines Defizits ſollte 
der verantwortliche Beamte 1 fl. Strafgeld an die Hofrechenkammer 
zahlen. Ebenſo hören die Diäten auf; die Beamten erhalten nur 
die notwendige Zehrung vergütet. 

Die Penſioniſtenordnung vom 20. Dezember 1786 ent⸗ 
hielt folgende Vorſchläge“): Man errichtete zunächſt einen Fond, 
der ſich aus den Zinſen der Klara Kaiſeriſchen und Freiin von 
Jodoziſchen Vermächtniſſe und aus den Beiträgen zuſammenſetzte, 
die die Kameral⸗ und Ararialkaſſe aus den Gehaltsabzügen der 


7) B. St. A. L. Rep. 158, Verzeichnis 1, Fasc. 44, Nr. 360. 


Beamten gewann und aus den Stiftungen eines hochfürſtlichen 
Beitrags. Dieſe „Einflüſſe“ beliefen ſich zu Anfang des Jahres 
1787 auf 22 865 fl. 23 kr. 3 Pf. Dagegen betrugen die geſamten 
Penſionsbezüge, die der Fond leiſten mußte, 27 496 fl. 3 kr. 2 Pf. 
Davon wieder waren die Gnadenbezüge abzuziehen, die die „Chriſt⸗ 
liche Liebesſammlung“ übernehmen mußte, ſowie die „Gratiale“, 
die andere Amter auszuzahlen hatten, ſodaß die reine Summe des 
Penſionsfonds insgeſamt 25 947 fl. 54 kr. 2 Pf. betrug. Der Fehl⸗ 
betrag von 3082 fl. 20 kr. 2 Pf. wurde einſtweilen zu einem Fünftel 
aus der Ararial⸗ und zu vier Fünfteln aus der Kameralkaſſe gedeckt. 
Der § 4 der Penſioniſtenordnung ſetzt feſt: „Um dieſem Fond oder 
die hinreichenden Kräfte oder auch noch mehrere Kräfte zu ver⸗ 
ſchaffen, ſo hat jeder, welcher von den zu dieſem Fond geeigneten 
Individuen ſich verehelichen will, ſoviel an baarem Geld einzu⸗ 
werfen, als die ſeine Gattin gemäß Syſtems betreffende Penſion 
zur Zeit der Heirat betrüge; welche ſogleich bei ein oder der anderen 
Kaſſe gegen 3½ %% Zinjen auf Name des Penſionsfonds angelegt 
werden ſolle. Dieſen Betrag haben auch derzeit ſchon diejenigen 
zu leiſten, denen das Heiraten gegen einſtweilige Erlegung einer 
Kauzion bewilliget worden iſt: obſchon die dermals verheiratete 
Dienerſchaft von dieſer Einwerfung losgezählt iſt, ſo auch hat das 
betreffende Individuum dieſelbe zu leiſten, wofern es nach etwaigem 
Ableben ſeiner dermaligen Gattin zur zweiten Ehe ſchreiten wollte, 
und auch dann muß dieſe Einwerfung geſchehen, wofern etwa eine 
Wittwe, für die bereits eingeworfen worden iſt, von einem anderen 
Bedienſteten, der noch nicht eingeworfen hat, geheiratet werden 
wollte. Doch hat derjenige, welcher einmal die betreffende Summe 
eingeworfen hat, dieſe Einwerfung nicht mehr zu leiſten, wenn er 
auch zur zweiten, dritten Ehe ſchreiten wollte“. 

Die Ordnung enthält in den übrigen 33 Paragraphen kurz 
folgendes: Da der Fond nicht die ſyſtemmäßige Höhe hat, ſo behält 
vorerſt jeder ſeine Penſion bei, wenn ihm auch nach der Ordnung 
eine höhere zuſtünde (§ 6). Penſionen erhalten nur die wirklichen. 
Hofbedienſteten, nach ihrem Tod ihre Gattinnen und diejenigen 
minderjährigen Kinder, die ſich noch nicht ſelbſt erhalten können; 
die großjährigen Kinder dagegen werden bei nachgewieſener Un- 
fähigkeit, ſich Geld zu verdienen, der „Chriſtlichen Liebesverſamm⸗ 
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lung“ überwieſen, denn dieſe allein zahlt Gratiale aus. Nur bei 
beſonderen Verdienſten der Väter werden die Kinder, die von ihren 
Eltern kein Vermögen erhalten haben, mit beſonderen Bezügen 
verſehen. Für Penſionen nicht geeignet ſind ſolche, die in keiner 
„wirklichen Bedienſtung“ ſtehen, ſondern nur eine jährliche „Be⸗ 
ſtallung“ beziehen, z. B. die Titularräte, Agenten, Anwälte, das 
geſamte Ritter⸗ und Beutellehensperſonal, alle Meier⸗ oder Wirt⸗ 
ſchaftsleute, das geſamte Militär vom Feldwebel abwärts, die als 
Invaliden ihre Gnadengelder von der Militärverwaltung zu be⸗ 
ziehen haben (§ 7). Die Höhe der Penſion richtet ſich nach Dienſt⸗ 
jahren und Verdienſtlichkeit und wird erſt bei nachgewieſener 
Dienſtuntauglichkeit des Beamten ausgezahlt. Bei 10 Dienſtjahren 
erhalten die „verbrodeten Diener“ ein Viertel, von 10—20 Dienſt⸗ 
jahren die Hälfte, von 20—30 Dienſtjahren drei Viertel, und nach 
vollendeten 30 Dienſtjahren den ganzen Betrag der zuletzt ge⸗ 
noſſenen Beſoldung (§ 8). Der feſtgeſetzte Penſionsbetrag wird 
von dem reinen Gehalt, abzüglich aller Akzidentien, berechnet, die 
der Beamte vorher in einer Faſſion vorlegen muß. Eine Alters⸗ 
grenze iſt nicht feſtgeſetzt. Die Perſonalbezüge werden durch die 
Penſion nicht aufgehoben, ſondern werden von der bisherigen 
Stelle weiter ausgezahlt werden (§ 10). Ein verdienſtvoller Be⸗ 
amter, der vor der Zeit arbeitsunfähig wird, ſoll nicht dem 
Penſionsfond zur Laſt fallen, ſondern ein Gratial aus der betreffen⸗ 
den Kaſſe erhalten (§ 11). Die Penſionen für die Witwen werden 
nach 9 Klaſſen mit 600, 500, 400, 300, 200, 150 fl. ꝛc. ausbe⸗ 
zahlt (§ 12). Zur erſten Klaſſe gehören die 4 unmittelbaren wirk⸗ 
lichen Chargen, zur zweiten die Vicehofchargen, die Witwen des 
Gardehauptmanns und der wirklichen Kabinettsräte, zur dritten 
Klaſſe gehören die Witwen der übrigen Geheimräte, der Direktoren, 
des Geſandten zu Regensburg, des Refidenten zu Wien und des 
Feſtungskommandanten (§ 13). Alle Witwen ohne Unterſchied, ob 
ſie Vermögen haben oder nicht, erhalten dieſe Penſionen, da ihre 
Männer zu dem Penſionsfond eingezahlt haben und für ihre Ver⸗ 
dienſte belohnt werden müſſen (§ 18). Die Hofrechenkammer hat 
die Penſionen auszubezahlen ohne weiteres Geſuch von Seiten der 
Witwen (§ 19). Die Penſionen gelten auch für die Paſſauiſchen 
Untertanen in Oeſterreich, jedoch werden dieſe nicht vom Paſſauer 
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Penſionsfond, ſondern von dem betreffenden oeſterreichiſch⸗ 
paſſauiſchen Amt ausbezahlt (§ 20). Auch die Gratiale für die 
Männer bleiben für die Witwen beſtehen (§ 21). Die unmündigen 
Kinder erhalten in der 1., 2. u. 3. Klaſſe, wenn ſie ganz verwaiſt 
ſind, 100 fl., wenn ſie halb verwaiſt ſind, 50 fl., die Waiſen der 
4., 5. u. 6. Klaſſe erhalten 50 fl. (§ 22). Von dieſem Gnaden⸗ 
gehalt ſind alle Kinder der im Ausland befindlichen Beamten aus⸗ 
geſchloſſen „wegen der landesfürſtlichen Obliegenheit, die verwaiſten 
Kinder der im Land geſtandenen verbrodeten Diener zu unter⸗ 
halten“ (§ 23). Erſt bei „auffallender Erholung des Penſions⸗ 
fonds“ werden die Einſätze herabgeſetzt und die Penſionen erhöht 
(8 24). Sonſt aber haben die Beamten keinen Anſpruch auf Er⸗ 

höhung. Zwei oder mehrfache Penſionen ſind unzuläſſig, es wird 
die kleinere durch die höhere aufgehoben (§ 30). Zur Schlichtung 
der finanziellen Angelegenheiten wird der Hofrechenkammer ein 
eigener „Penſionsfondkaſſier“ beigegeben (§ 32). Die Ordnung 
ſchließt mit den Worten: „Gleich wie man nun aus dem allen über⸗ 
zeugt wird, wie daß ſeine hochfürſtliche Gnaden keine landesväter⸗ 
liche Sorge außer Acht laſſen, den verbrodeten Dienern auch für 
den Fall ihrer Dienſtunfähigkeit, nach deren Hinſterben aber ihren 
Wittwen und Kindern den angemeſſenen Anterhalt ſonder Zweifel 
und für alle Zukunft verbürgen: ſo dürfte dieſes für die geſamte 
Dienerſchaft das Sigill jo vieler vorhergegangenen höchſten Auf⸗ 
forderungen ſein, durch Handlung ganz ihrer Put unverſtellt zu 
entſprechen.“ 

Wenn man ſich nun die Frage örleg ob die e ſich 
dieſem für ſie ſo heilſamen Syſtem auch richtig anpaßte, ſo findet 
man auch hier mancherlei Klagen, die vielleicht nicht ſo ungerecht⸗ 
fertigt waren, die aber natürlich erſt nach 1795, nach dem Tod des 
Kardinals laut wurden. Bemerkenswert ſind die Geſuche der Hof⸗ 
räte von Jäger, von Waidmannsdorf und Dr. Berghofer, die alle 
ihren ſyſtemmäßigen Gehalt nicht erhalten hatten und unter 
Auerſperg mit ihren Geſuchen um Gehaltserhöhung beſtändig ab⸗ 
gewieſen worden waren. Dieſe genannten Beamten nahmen aber 
die höchſten Stellen im Hofdienſt ein; wie mag es dann mit den 
niederen Beamten beſtellt geweſen ſein, die den reinen Gehalt ohne 
Zulagen erhielten? 
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Wie auf fait allen anderen Gebieten jo trat auch in dem 
Penſionsweſen nach dem Tod Auerſpergs eine Stagnation und 
Reaktion ein. An ſeinen Nachfolger Grafen Thomas Thun traten 
zunächſt wieder alle Bittſteller heran, die ſich unter dem Ver⸗ 
ſtorbenen mit Recht oder Unrecht benachteiligt gefühlt hatten. Ein 
Berg von Geſuchen liegt jetzt noch bei den Hochſtiftsakten im Haupt⸗ 
ſtaatsarchiv München. Selbſt die Empfänger von Gnadengehältern, 
die der Kardinal Firmian gewährt hatte, wagten ſich wieder her⸗ 
vor. Thomas von Thun war empört über dieſe Zumutung und 
ſprach den Bittſtellern jedes Recht ab. In einem Dekret vom 
24. April 1796 erklärte der Neugewählte die Ordnung ſeines Vor⸗ 
gängers für zu Unrecht beſtehend, da das Domkapitel ſeine Ein⸗ 
willigung niemals gegeben hätte: „Wir erklären hiermit förmlich, 
daß wir uns an dieſes Penſionsſyſtem, welches überhin wegen der 
willkürlichen Beobachtung zu männigfaltigen Klagen und ſelbſt zu 
Rechtsſtreitigkeiten . .. Anlaß gegeben hat, keineswegs gebunden 
erachten“. Zwar äußerte Thun dann die Abſicht, den Penſions⸗ 
fond neu zu fundieren, richtig zu ſtellen und zu dotieren, doch 
hinderten ihn Krankheit und Tod an dieſem Vorhaben. Nach ſeiner 
Geſamteinſtellung läßt ſich dieſer Wille auch bezweifeln. Es wäre 
ihm während einer 30jährigen Tätigkeit als einflußreichſte Perſön⸗ 
lichkeit im Hofrat ein leichtes geweſen, ſchon unter Kardinal 
Firmian Reformen auf dieſem Gebiet durchzuführen. N 

Einen glänzenden Einblick in die Anſchauungen der damaligen 
Zeit gewährt die umfangreiche Beſchwerdeſchrift des Hofrats⸗ 
direktors und Vicehofmarſchalls von Waidmannsdorf an Fürſtbiſchof 

Leopold von Thun aus dem Jahr 1802.5) Er führte zunächſt über 
die ſchlechte Behandlung Klage, die ihm von Auerſperg zuteil ge⸗ 
worden war, der ihm alle Naturalzulagen, wie Wein, Bier, Holz, 
geſperrt und ihm den Betrag dafür in Geld angewieſen hätte. 
Beſonders ſchmerzlich aber hätte es ihn berührt, daß die Frei⸗ 
quartiere weggefallen wären und daß ihm der Kardinal ſogar die 
von Fürſtbiſchof Firmian gewährte Hofkutſche ſamt den Pferden 
geſtrichen hätte, die doch für Kommiſſionen und Spazierfahrten 
unbedingt nötig wären. All das hätte für ihn einen jährlichen 
Verluſt von 900 fl. bedeutet. 


3) B. St. A. L. Rep. 1131, Fasc. 1, Nr. 4. 
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Fürſtbiſchof Leopold von Thun ſetzte nun das Penſionsſyſtem neu 
feſt, erhöhte die Gehälter und Penſionen, da die Geldentwertung 
durch die Kriege mit Frankreich fortgeſchritten war und re alle 
Zulagen (1802). | 

Hier iſt noch an letzter Stelle der ſegensreichen Tätigkeit des 
Fürſtbiſchofs Auerſperg auf dem Gebiet des „Pupillen⸗ 
weſens“ zu gedenken, welches ebenfalls einer gründlichen Reform 
unterzogen wurde. Im Jahr 1786 wurde ſie mit einer gedruckten 
Verordnung vom 13. Januar eingeleitet, die alle weſentlichen 
Geſichtspunkte klarlegte'): „Wenn es jedem Landesfürſten obliegt, 
für das Wohl ſeiner Unterthanen möglichſte Sorgfalt zu tragen: 
ſo zeichnet ſich dieſe Obliegenheit vorzüglich dort aus, wo es ſich um 
das Beſte der unvogtbaren und minderjährigen Unterthanen, um 
das Wohl der frommen Stiftungen, Vermächtniſſe und des ganzen, 
dahinſchlagenden Weſens zu thun iſt. Anſerer Regierungspflicht 
aber liegt dieſe landesväterliche Sorgfalt umſo mehr ob, als wir 
bisher durch wiederholte Erfahrung leider überzeugt worden ſind, 
wie ungleich und unwirtſchaftlich mit dem Vermögen dieſer aller 
manchmal gebahrt (sic!). 

Da wir in Anſehen der erſten, bereits rn eine an alle Obrig⸗ 
keiten und Gerhaben ſchriftlich erlaſſenen Verordnung den Weg zur 
gehörigen Pflege ihrer Habſeligkeiten geöffnet haben, den wir 
unermüdet fortſetzen werden, ſo kommt es nun darauf an, daß in 
Anſehen des ganzen im Fürſtenthum befindlichen milden Stiftungs⸗ 
weſens gleich⸗heilſame Anſtalten vorgeſchrieben werden. Gleich wie 
wir nun zur Erfüllung dieſer Regierungspflicht und richtiger Er⸗ 
zweckung dieſes höchſten Anſehens feſtgeſetzt haben, daß erſterhand 
alle die im Fürſtenthum befindliche milde Stiftungen, ihr Ver⸗ 
mögensſtand, ihre Laſten und wie immer Namen habende Be⸗ 
ſtreitungen, ihre Verwaltung, ihre Art der Gebahrung, der Rede 
nung und Reviſion genau erhoben, dann erſt ihre etwaigen Ge⸗ 
brechen verbeſſert, die Mängel und Nachtheile hindan geſetzt und 
für die Zukunft eine im allgemeinen und ſonderheitlich entſprechende 
Ordnung eingeführt: und daß dieſes ganze Geſchäft, da wir es von 
unſerem geiſtlichen Rath bereits abgerufen haben, durch eine eigene 
aufgeſtellte Mildenſtiftungskommiſſion zuſtande gebracht werden 


9) B. St. A. L. Rep. 91b, Verz. 1. Fasc. 10, Nr. 338. 
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jolle, jo eröffnen wir: „... 1. allen im Fürſtenthum befindlichen 
Verwaltern, Vorſtehern, Vogtherren, Seeljorgern und Benefiziaten 
und Zechpröbſten, kurz allen oder jeden unſerer Unterthanen, unter 
deren Obſorge ſich je eine Verwaltung oder wie immer Namen 
habende Gebahrung, fromme Vermächtniſſe befindet ohne allen 
Unterſchied und geringſte Ausnahme .. . und befehlen 2. daß jeder 
derley Verwalter gemeinſchaftlich mit dem betreffenden Seelſorger 
oder den Zechpröbſten (wo dieſe nämlich eintreffen) binnen 
2 Monaten von Kundmachung dieſes Geſetzes gerechnet, an unſere 
neu aufgeſtellte Mildenſtiftungskommiſſion zu Handen des Direktors 
derſelben, unſeres Geheimen Raths von Melchior mittels cee 
der Ausweiſung einberichten ſolle 

1. was für Stiftungen er in ſeiner Verwaltung habe, worauf ſie 
ſich gründen, welche Stiftungsbriefe vorhanden ... welche abgängig 
ſeien, wie dieſe Stiftungen aus Akten erhoben und die Stiftbriefe 
nachgetragen werden können? 

2. in welchen Kapitalien, Realitäten oder Meublen und 
etwaigen Koſtbarkeiten jede Stiftung beſtehe.“ 

Dann wird weiter ein Verzeichnis gefordert, wie dieſe Koſtbar⸗ 
keiten benutzt werden, unter weſſen Verwaltung ſie ſtehen oder ob 
jie verpachtet find ujw. „Um nun dieſem jo heilſamen Geſetz allen 
möglichen Vorſchub zu geben: ſo ſetzen wir jedem obgenannten 
Verwalter, Seelſorger, Zechmann ꝛc. eine Strafe von 24 species- 
Dukaten als ſchlechterdings fällig an; wofern ein oder der andere 
dieſem Geſetz nicht die genaueſte Folge leiſten oder in der vor⸗ 
geſchriebenen Faſſion etwas gefliſſentlich verhehlen oder nicht Punkt 
für Punkt aufrichtig und redlich zu Werke gehen ſoll. Dieſe an⸗ 
geſetzte Strafe ſoll bei jedem Individuo, das fic) jo eines Ber- 
brechens ſchuldig gemacht, unnachſichtlich und unverzüglich mittelſt 
Exekution eingetrieben, ein Dritteil von dem Anzeiger (deſſen Name 
allzeit verſchwiegen, und welcher zugleich, falls er ſelbſt ein Mit⸗ 
ſchuldiger wäre, ungeſtraft bleiben ſolle) das andere Dritteil dem 
Mildenſtiftungsfond und das letzte dem Benefiz ſelber zugeteilt 
werden. ... Wir verſichern uns der genaueſten Befolgung dieſes 
heilſamſten Geſetzes, dieſes unſeren landesfürſtlichen Willens umſo 
mehr, als es dabey einzig auf die Berichtigung und Handhabung 
der frommen Vermächtniſſe, auf Hindanhaltung jeder ſchädlichen 
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Gebahrung oder niedrigen Verkürzung, auf genaue Erfüllung 
frommer Anordnungen der Stifter und eigentlich genommen auf 
Aufrechterhaltung der wahren chriſt-katholiſchen Religion ab: 
geſehen iſt“. N 

Im Anſchluß daran entſtand der oben berührte Streit Auerſpergs 
mit dem Domkapitel wegen der verzögerten Einreichung der 
Faſſionen und deſſen ausfällige Reden über „unverantwortliche 
Ratgeber“ ꝛc. Die ganze Polemik aber ſollte natürlich den Vor⸗ 
fand der Mildenſtiftungskommiſſion Philipp von Melchior treffen. 

Anbeirrt ging indes der Fürſtbiſchof ſeinen von Vernunft und 
Menſchenliebe vorgeſchriebenen Weg. Die „Verordnung vom 
27. Weinmonat 178760 das Pupillenweſen betreffend“ hob jede 
geiſtliche oder private Verwaltung von Mündelgeldern oder 
ſonſtigen Stiftungen ein für allemal auf und unterſtellte ſie der 
Verwaltung des Pfleggerichts. Dieſes ſollte auch in dem Fall, wo 
kein Vormund ausdrücklich ernannt worden war, einen ſolchen für 
die Waiſe ernennen. Erſt nach der Großjährigkeitserklärung (mit 
24 Jahren) erliſcht die Befugnis des Vormunds und der Eigen⸗ 
tümer darf ſein Vermögen ſelbſt verwalten. Das Gericht beſtimmt 
ebenſo den jährlichen Geldbeitrag zur Erziehung des Mündels. Die 
Mündelgelder, welche außer Landes gehen, werden einer „Nach⸗ 
ſteuer“ unterworfen, die 2% der Hauptſumme beträgt und dem 
Armeninſtitut überwieſen wird; 7½ fr. von jedem Gulden der 
Nachſteuerſumme erhält der Stadtgerichtsdiener als ſogenanntes 
„Nachricht“. 

Für die Einforderung der Nachſteuer erging bereits am 
30. Oſtermond 1786 ein eigenes Patent des Fürſtbiſchofsr !), wonach 

„1. alle Eltern oder die Erben ſelbſt, die ihren außer Landes 
gehenden Kindern ohne Unterſchied ihres ledigen oder verheirateten 
Standes ihr Eigentum hinausgezahlt haben und die Nachſteuer 
bisher nicht entrichtet haben, dieſes bei dem nächſten Pfleggericht 
getreulich anzeigen ſollten und dieſe ſogleich entrichten; 

2. Das Gleiche gilt für künftige Fälle. Wer dieſes Geſetz nicht 
befolgt, muß die dreifache Summe der Nachſteuer unnachſichtlich 
bezahlen. Die Namen der Anzeiger werden ſtreng geheimgehalten, 


10) H. St. A. M. Hochſtiftsliteralien 602. Tom. 3. 
11) H. St. A. M. Hochſtiftsliteralien 692. Tom. 3. 
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welche für ihre Entdeckung ein Viertel der Strafe zur Belohnung 
und zum auffordernden Beiſpiel verabfolgt erhalten.“ 

Schließlich gründete man eine Brandkaſſe, die ſich zu einer 
UAnfallverſicherung bei Waſſerſchäden, Vieh⸗ und Getreide⸗ 
ſchäden erweitern ſollte. Nach einem Vorſchlag des Pflegers von 
Waldkirchen ſollte der Steuerfuß zur Baſis für die Abgabe ge⸗ 
nommen werden und zwar wollte man von jedem Gulden einen 
Heller abziehen. Bei 1000 fl. ſollte ein jährlicher Beitrag von 
2 fl. 5 kr. gefordert werden. Dadurch würde ein Fond von einigen 
1000 fl. entſtehen, der durch freiwillige Spenden des Fürſten ver⸗ 
mehrt werden könnte. Ob dieſer Vorſchlag ausgeführt wurde, iſt 
nicht erſichtlich. In den Akten findet das Projekt keinen weiteren 
Niederſchlag. | | 

Überbliden wir die Maßnahmen Auerſpergs auf dem Gebiet der 
Sozialfürſorge in ihrer Geſamtheit, ſo iſt das Ergebnis das gleiche 
unvollſtändige wie auf anderen Gebieten des kulturellen Lebens. 
Die nötige Energie der maßgebenden Stellen und der gute Wille 
der Beamten reichten nicht aus, um den Widerſtand der Bevölke⸗ 
rung zu überwinden und ſo geriet das Hilfswerk ins Stocken und 
alles blieb Stückwerk. Auch hier offenbart ſich wieder der Mangel 
einer einheitlichen, konſequenten, auf eine lange Reihe von Jahren 
beſtimmten Regierung, die ihren Maßnahmen den nötigen Nach⸗ 
druck verleihen konnte. Die 12 Jahre von Auerſpergs Regierung 
bedeuten immerhin einen gewaltigen Schritt vorwärts. Blieb ſein 
Werk auch in der Praxis unvollendet, ſo bildete es doch eine Grund⸗ 
lage für die Beſtrebungen der Folgezeit: der Gedanke einer um⸗ 
faſſenden Sozialfürſorge hatte Wurzel geſchlagen, die Errungen⸗ 
ſchaften der Aufklärung ließen ſich auch durch die ſtärkſte Oppoſition 
nicht mehr rückgängig machen. 


4. Das Sanitätsweſen. 


Es iſt das Verdienſt der Aufklärung des 18. Jahrhunderts, den 
Staat zum erſten Mal auf ſeine Aufgaben als verantwortlicher 
Leiter der Hygiene für eine Geſamtheit von Untertanen hingelenkt 
zu haben. Gewiß kennt bereits das Mittelalter umfaſſende ſanitäre 
Einrichtungen, die aber einen weſentlich temporären Charakter 
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zeigen. Dabei beſchränkte ſich jene Zeit in der Hauptſache auf Ab⸗ 
wehrmaßnahmen gegen die Peſt und andere anſteckende Krank⸗ 
heiten. Daß aber ein Staat mit bewußtem Intereſſe tatkräftig 
die Geſundheit und Wohlfahrt des Volks überwacht, dieſen Fort⸗ 
ſchritt bringt erſt die Aufklärung als Folge des erweiterten Blick⸗ 
feldes für ſoziale Fragen und Forderungen der Humanität. Der 
Staat des 18. Jahrhunderts war an der Hebung der Geburten⸗ 
ziffer ebenſo intereſſiert wie an der Herabminderung der Sterbe⸗ 
fälle. Dabei leitete ihn nicht nur die Rückſicht auf erhöhte Steuer: 
einkünfte, auch ideelle Forderungen der eudämoniſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung mußten in dieſem Staat erfüllt werden. Die neuen 
Erkenntniſſe, wie man fie durch den Aufſchwung der Naturwiſſen⸗ 
ſchaften gewonnen hatte, kamen dieſem Beſtreben entgegen. Eine 
ſyſtematiſche Kontrolle der ſanitären Verhältniſſe durch den auf⸗ 
geklärt abſolutiſtiſchen Staat begann. Viele Mißſtände galt es 
abzuſchaffen, großem Aberglauben, wie ihn die Kurpfuſcherei her⸗ 
vorrief und nährte, zu ſteuern. Ein weites Betätigungsfeld für 
einen Fürſten wie Auerſperg, der mit einem entſchiedenen, feſt um⸗ 
riſſenen Programm auch auf dieſem Gebiet die Regierung des 
Paſſauer Hochſtifts übernahm. 


ar ann ch-anatomifche und Hebammenfunjtichule 
in pajfau. 

Bereits in den 60er Jahren des 18. Jahrhunderts war die Frage 
nach einer Neugeſtaltung des Sanitätsweſens in Paſſau akut ge⸗ 
worden. In einem Geſuch an das interregnierende Domkapitel vom 
Jahr 1763 erbot ſich der aus Wien zurückgekehrte „Medicinodoktor“ 
Georg Berghofer, die Leitung an einem collegium anatomicum zur 
Heranbildung eines praktiſch und theoretiſch geſchulten Perſonals 
für das Krankenhaus zu übernehmen: Die Kurſe könnten im Ge⸗ 
wölbe des bürgerlichen Lazaretthauſes am Sand ſtattfinden, wenn 
ſich das Kapitel bereit erklärte, für die Koſten der zum Unterricht 
notwendigen Inſtrumente aufzukommen. Bürgermeiſter, Richter 
und Räte unterſtützten Berghofers Geſuch aufs wärmſte. Aller⸗ 
dings wäre es der Stadt unmöglich, etwas an Geld beizutragen 
„wegen des täglich abnehmenden commerziums“, dagegen wollten 

ſie es gerne übernehmen, das Anatomiegewölbe inſtand zu halten 
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und für den Unterricht herrichten zu laſſen. Das Kapitel überließ 
die Entſcheidung dieſer Frage dem inzwiſchen gewählten Fürſt⸗ 
biſchof Grafen Firmian, der ſogleich auf Berghofers Vorſchläge ein⸗ 
ging. Es iſt ein eigentümlicher Charakterzug im Weſen dieſes 
Fürſten, daß er keine Mühe ſcheute, um den Geſundheits⸗ 
zuſtand der Bevölkerung zu heben. In dieſem Sinn kann man ihn 
wohl als aufgeklärten Herrſcher bezeichnen. Gleich zu Beginn ſeiner 
Regierung wurde der Neubau eines großangelegten Krankenhauſes 
beim Heiligen Geiſtſtift in Angriff genommen, eine für die da⸗ 
malige Zeit hervorragende Kulturtat. 

Dr. Berghojer hatte mit ſeinem Vorſchlag für das collegium 
anatomicum zugleich den Lehrplan eingereicht, den er einzuhalten 
gedachte. Es iſt dies eine 2 m lange Tabelle, in der eine Ein⸗ 
teilung für einen ganzen Jahreskurs getroffen iſt. Wenn man 
dieſen ausgedehnten Lehrplan überblickt, überkommen einen wohl 
berechtigte Zweifel, ob die Zuhörer den Ausführungen des Doktors 
über Neurologia, Spanchnologia, Ojteologia 2c. haben folgen können 
auf Grund ihrer damals ſicher mehr als dürftigen Allgemein⸗ 
bildung. Berghofer ſetzte zunächſt die Beiſchaffung der nötigen 
„Machinen“ aus Wien im Wert von 300 fl. durch; es befanden ſich 
darunter eine Sektionstafel, zinnerne Tafelleuchter, Sägen uſw. 
Das Holzgerät im Wert von 120 fl. 17 kr. anzuſchaffen erbot ſich 
die „gemeine Stadt“.!) An den Leichen von Hingerichteten ſollten 
praktiſche Demonſtrationen vorgenommen werden. Deren Bei⸗ 
ſchaffung machte während der Regierung Auerſpergs große 
Schwierigkeiten, da in dieſer Zeit keine Hinrichtungen im Hochſtift 
ſtattfanden. Man verſchrieb ſich die Leichen deshalb aus der nahen 
bayeriſchen Hofmark Hals. | 

Dieſes collegium anatomicum, bas mit jo gutem Willen bez 
gonnen worden war, ſcheint im Lauf der 20jährigen Regierung 
Firmians nach und nach ziemlich in Vergeſſenheit geraten zu ſein, 
denn Auerſperg weckte es aus ſeinem Dornröschenſchlaf. Bereits 
aus Klagenfurt ſchrieb er unterm 11. Januar 1784 an den Hof⸗ 
kanzler von Molitor”): „Der betrübte Vorgang meines ſelig ver⸗ 
ſchiedenen Hofraths ... ſetzet immer das Zutrauen der dortigen 


1) B. St. A. L. Rep. 1131, Nr. 86, Fasc. 37. 
2) H. St. A. M. Sostifslit Nr. 97. 


Physicorum mehr herab . .. daß ich mir einen eigenen medicum 
gewählt, geſchah nicht bloß wegen meinem perſönlichen, ſondern 
auch aus warmem, menſchenfreundlichen Rückbetracht auf die ſämt⸗ 
lichen paſſauiſchen Unterthanen, deren Leibeswohl mir allerdings 
als Landesvater ſehr nahe mit am Herzen liegt, dann weiters in 
der heilſamen Abſicht, um endlich einmal in dem daſigen medi⸗ 
ciniſchen Fache Ordnung, Ruhe, Frieden und eine aedhte Geitalt 
dauerhaft herzuſtellen“. An den Hofrat erging folgendes Dekret“) 
„Da dieſe chirurgiſche und anatomiſche Schule ſeitdem faſt ganz 
vernachläſſiget worden iſt, Wir aber ſelbe zum Beſten des gemeinen 
Weſens durchaus wieder in den gehörigen Gang gebracht und fort⸗ 
geſetzt haben wollen, ſo befehlen Wir hiemit gnädigſt, daß unſer 
Hofrat dieſetwegen die weitere behufige Vorkehrung treffe.“ Man 
beachte, daß diesmal die Initiative nicht von einem mediziniſchen 
Fachmann, ſondern vom Landesfürſten ſelbſt ausgeht. Schon am 
10. Dezember 1784 erhielt Profeſſor Berghofer den Befehl, eine 
Aufſtellung über die vorhandenen und die noch abgängigen Inſtru⸗ 
mente an den Hofrat einzureichen. Die Auslagen für dieſe Neu⸗ 
anſchaffungen wurden diesmal von der landesfürſtlichen Steuer⸗ 
kaſſe gedeckt. Bei den Sitzungsprotokollen der Sanitätskommiſſion“) 
liegt ein „Conto von Joſeph Hauptmann, chirurgiſchen Inſtru⸗ 
mentenmacher in Wien, über die anhero überſendeten verſchiedenen 
chirurgiſchen, anatomiſchen und Sektionsinſtrumenten, welche 149 fl. 
47 kr. beziffert iſt“. 

Die eben erwähnte neu gegründete Sanitätskommiſſion war 
dem entſchiedenen Willen Auerſpergs zufolge gegen Ende des 
Jahres 1784 zum erſten Mal zuſammengetreten und zählte 
unter dem Vorſitz des Domkapitulars Johann Grafen von 
Auerſperg zu ihren Mitgliedern den Geiſtl. Rat Andreas Gruber, 
den Hofrat Anton Prugger von Grünberg,, den Hofrat und Leib⸗ 
medikus Eligius Alexander von Savoye, den Bürgermeiſter Ignatz 
Lackner und einen Aktuarius. Das Gebiet ihrer Tätigkeit umfaßte 
folgende Reſſorts“): Oberaufſicht über das neue Krankenhaus, Be⸗ 


3) O. A. P. San. Kom. Dekreten⸗Buch Nr. 1. 

4) O. A. P. Sitzungsprotokolle der San. Kom. 

5) Georg Weinholzer, Paſſauiſches Medizinalweſen unter Fürſtbiſchof 
Joſeph von Auerſperg (Oſtbaieriſche Grenzmarken Ig. 13, 1924). 
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handlung und Verfügung (mit Genehmigung des Landesherrn) 
aller in das Sanitätsweſen einſchlägigen Fragen, Prüfung der 
Apotheker und ihrer etwa verdorbenen Arzneien durch Savoye und 
den Stadtphyſikus Dr. Bauer, Leitung der neu errichteten chirur⸗ 
giſch⸗anatomiſchen und Hebammenſchule. Unſtreitig die bedeutendſte 
Rolle in der Kommiſſion ſpielte Elig. Al. v. Savoye, der nach 
einem Kabinettsdekret vom 14. Auguſt 1784 als Leibmedicus mit 
einem Jahresgehalt von 1000 fl. angeſtellt worden war. Als Arzt 
für das Hofperſonal war ſchon unter Fürſtbiſchof Firmian Franz 
Veroneſi mit 350 fl. ernannt worden, der von Auerſperg eine Auf⸗ 
beſſerung von 150 fl. erhielt. Als v. Savoye im Jahr 1794 ſtarb, 
rückte an ſeine Stelle der Landphyſikus Joſeph Großi mit einer 
Beſoldung von 1200 fl. Im gleichen Jahr erfolgte eine neue 
Beſoldungsregulierung für die Hochfürſtliche Arzteſchaft: Danach 
erhielt der Hofmedicus des neuen Krankenhauſes Julius de Quella 
jährlich 1336 fl. 28 kr. von der Kameralkaſſe, der Leibarzt Veroneſi 
700 fl. von der Aerarialkaſſe, Dr. Alex. Bauer rückte in die Stelle 
eines Hofmedicus mit einem Gehalt von 400 fl.) 

Der Wirkungskreis der Sanitätskommiſſion war ein ken. 
ordentlich weiter und umfaßte Gebiete, die man heute der Polizei 
überlaſſen würde. Die Kommiſſion war Geſundheits⸗ und Sicherheits⸗ 
polizei zugleich und hatte ein ſehr ausgedehntes Arbeitsfeld. Ihr 
Hauptaugenmerk richtete ſie zunächſt auf eine ſach⸗ und fachgemäße 
Einrichtung der Anatomie⸗ und Hebammenſchule. Eine ganze Reihe 
von Neuanſchaffungen wurde vorgenommen. Die neue Schule ſollte 
nach dem Beſchluß der Kommiſſion allwöchentlich viermal zwei⸗ 
ſtündig gehalten werden, wovon die erſte Stunde zu der anato⸗ 
miſchen Demonſtration, die zweite aber zu den chirurgiſchen Vor⸗ 
leſungen beſtimmt war. Die hochſtiftiſchen und ſtädtiſchen Bader 
und Hebammen ſind zum Beſuch der Demonſtrationskurſe ver⸗ 
pflichtet. Ferner werden Vorleſungen über „Phyſiologie oder die 
Lehre von den Verrichtungen der Teilen (sic!) des Körpers im 
geſunden Stand, Lehre der Heilmitteln der innerlichen Krank⸗ 
heiten“ ſtattfinden, ſowie am Sonntag nachmittag chirurgiſche 
Operationen durch die geprüften Wundärzte Girold und Garavetti. 
„Alle Jahre wird in ſolcher Ordnung ein Kurs vollendet, und der 


6) B. St. A. L. Rep. 1131, Fasc. 9, Nr. 14. 
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ſich mit ganzem Fleiß zwei Jahrgänge verwendet, wird die ſchärfeſte 
Prüfung aushalten können. Alle Quartal wäre in Gegenwart der 
löbl. San. Kom. eine öffentliche Prüfung, zu Ende des 2. Jahrgangs 
allzeit eine ſehr ſcharfe zwei Tage nacheinander, den erſten theore⸗ 
tiſch, den andern praktiſch andauernde Prüfung vorzunehmen, hier⸗ 
über zwei Praemia auszuteilen, ſo in einer ſilbernen 1, dann 
goldenen 2 Thaller werthen Medaille beſtehen könnten“. Zum 
Lehrer der Hebammenſchule wurde Vigil Garavetti ernannt, der 
in Wien auf der hohen Schule ſeine Ausbildung genoſſen hatte und 
in Paſſau zugleich die Dienſte eines Garniſonschirurgus mit einem 
Geſamtgehalt von 150 fl. verſah. Alle Bader und Hebammen, die 
ihren Beruf ausüben wollen und eine „Gerechtigkeit“ dazu beſitzen, 
müſſen dieſe Schule abſolviert haben. Sie ſind von Beginn der 
Praxis an verpflichtet, einen Rapport über Krankheits-, Geneſungs⸗ 
und Sterbefälle an den Hochf. Landphyſikus Großi einzuſenden. 

Nachdem nun die Wundarznei⸗ und Hebammenſchule i. J. 1785 
ihren Anfang genommen hatte, ſtellte die San. Kom. eine umfang⸗ 
reiche Statutenſammlung auf, nach welcher ſich Lehrer und Schüler 
ſtreng zu richten hatten: Wer die Schule nicht regelmäßig beſuchte, 
mußte auf der Feſtung Oberhaus Schanzarbeiten verrichten. Man 
war, nach dieſer drakoniſchen Maßnahme zu ſchließen, ſchon auf 
einen paſſiven Widerſtand gefaßt. 

Um aber das Sanitätsweſen im ganzen Hochſtift zu heben, ent⸗ 
ſchloß ſich die Kommiſſion zu einem durchgreifenden Vorgehen. In 
Hauzenberg, Hutturm, Freyung und Obernzell fand alsbald wöchent⸗ 
lich ein 2fjtündiger Kurs für Hebammen ſtatt, die ſich dann alle 
6 Wochen in Paſſau zur Prüfung vor der Kommiſſion einzufinden 
hatten. Die weltlichen wie die geiſtlichen Stellen ſollten für die 
genaue Durchführung dieſer Verordnung ſtrenge Sorge tragen; 
nur ſolche Frauen ſollten zum Unterricht zugelaſſen werden, die ſich 
guter Sitten befleißigten und wenigſtens „den Druck leſen können“. 
Die Prüfung war obligatoriſch, und die Pfleger hatten die Weiſung, 
ungeprüfte Hebammen wegen Pfuſcherei beim Paſſauer Hofrat an⸗ 
zuzeigen, der ſie manchmal ſogar zu Zuchthausſtrafen verurteilte. 
Die Wundärzte aber mußten die Doktorwürde erlangt haben, im 
Beſitz aller vorgeſchriebenen Bücher, Bandagen, Inſtrumente und 
einer Hausapotheke ſein und durften ihren Beruf nur nach Ab⸗ 
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legung einer „Hauptprüfung“ ausüben. Es war ihnen ſtrenge 
unterſagt, innere Krankheiten zu behandeln. Sie waren verpflichtet, 
nach allen Kranken in ihrem Pflegamt Umſchau zu halten und 
ihnen zu helfen. Ihre vorgeſetzte Behörde in Paſſau war der Land⸗ 
phyſikus Großi, deſſen Stellung der eines heutigen Bezirksarztes 
entſprechen würde. Sie mußten ihm alle Monate Anzeige über 
gefährliche Krankheiten in ihrem Gebiet erſtatten. 

Auch ihre Beſoldung ſetzte die Kommiſſion feſt: Sie hatten das 
Recht, Fahrgeld, Zehrung und Diäten von vermöglichen Kranken 
erſetzt zu erhalten, waren aber verpflichtet, arme Kranke unentgelt⸗ 
lich zu behandeln. Dieſe Neuordnung der mediziniſchen Taxvor⸗ 
ſchriften erging am 15. November 1785. Die Zahl der Wundärzte 
war für die damalige Zeit erſtaunlich groß. Es gab in Paſſau 
allein 8, im Hochſtift 16 und zwar in Hauzenberg, Griesbach, Obern⸗ 
zell, Wegſcheid, in der Freiung, in der Neuen Welt, in Wollaberg, 
in Röhrnbach, Perlesreut, Hutturm, Tiefenbach und Windorf, Neu⸗ 
burg a. J. und Neukirchen, in Waldkirchen gab es ſogar zwei. In 
der Stadt Paſſau waren 7 geprüfte Hebammen tätig, im ganzen 
Hochſtift jedoch nur 4. Aus dieſer Tatſache läßt ſich ſchließen, daß 
der Kurpfuſcherei immer noch ein breiter Spielraum gelaſſen war. 
Die Sanitätskommiſſion bemühte ſich eifrig um Aufklärung der 
Bevölkerung und um Abſtellung der Kurpfuſcher, die alljähr⸗ 
lich das Land durchzogen und beſonders auf den Jahrmärkten 
heimiſch waren. Sie verbargen ihr dunkles Gewerbe meiſt unter 
dem Beruf eines Komödianten, eines Topfflickers; ſogar Scharf⸗ 
richter verkauften Arzneien. Immer wieder wies die San. Kom. den 
Hofrat an, folgende Verordnung an die Pflegämter „geſchärfteſt“ 
hinauszuleiten: „. . . und find die ſchon öfter erlaſſenen Verord⸗ 
nungen vermög deren denen Ol- und Theriacträgern überhaupt, 
beſonders da ſelbe öfters Arzneien zur Abtreibung der Leibesfrucht 
abgeben, denen Gewürzkrämern und Materialiſten der Verkauf der 
Arzneien alla minuta eingeſtellt, dann denen Ärzten, Operateurs, 
Comödianten, Gauklern und Glückshafnern, Bären: und Affen⸗ 
treibern der Aufenthalt bei den hieſigen Hochf. Landen, oder wohl. 
gar ein ſo andere Operation vorzunehmen oder Medicamenten auf⸗ 
zuteilen verbotten.“) Wird bei herumziehenden Mausfallkrämern 


7) B. St. A. L. Hofratsprotofolle v. J. 1785, Verz. 1, Abt. A, Fasc. 51. 
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ein Arzneimittel entdeckt, jo konfisziert es die Behörde und es wird 
dem Eigentümer erſt an der Landesgrenze gegen eine gehörige 
Strafe wieder ausgehändigt. Außer den Apothekern iſt es niemand 
im Hochſtift geſtattet, Medicamente zu verkaufen. Alle dieſe Be⸗ 
ſchlüſſe der Kommiſſion, die zur Aufklärung der Bevölkerung dienen 
ſollten, faßte Dr. Alex. Bauer in den „Mediciniſchen Polizei⸗ 
Einrichtungen vom 30. Dezember 1785 zufammen?): 

„a) Den Stadtbadern iſt die Vornehmung innerlicher ans und 

Führung einer eigenen Hausapotheke abgeſchafft. 
b) Die Viſitationen der Häuſer wegen der Verfertig⸗ und Aus⸗ 


gebung und des Gebrauchs verſchiedener e ſoll vor⸗ 
genommen werden, dagegen aber 


c) ein Wetterableiter aus angezeigten Urſachen eingeführt werden 


d) 


und vielmehr 

die Türen im Opernhaus auf die angegebene Art, wenn es 
tunlich, abgeändert und diesfalls bei unſerem Hofamt das 
Nötige veranlaßt werden. 


e) Die Vorrichtungen der in den Gaſſen noch nicht vorhandenen 


Hauptſchläuche dem hieſigen Stadtmagiſtrat gegen Wieder⸗ 


vergütung der Bürgerſchaft oder Belegung derſelben mit einer 


verhältnismäßigen Abgabe aufgetragen. 
Auf die Reinigung der Waſſerröhren, wodurch das Waſſer 
zum allgemeinen Gebrauch des publici in die hieſige Rohr: 


brünnen fließt, dann auf die Säuberung der Stadtbrunnen, 


welches dem Stadtmagiſtrat dahier obliegt, ein obachtſames 
Auge beſtändig gehalten werden. 


g) Die Führ⸗ und Verkaufung verſchiedener auswärtiger Arca- 


norum ſchärfeſt verbotten und auf dieſem Verbot genaueſt 
und ſorgſam beſtanden, zu dieſem Ende ſofort öftere Unter- 
ſuchung, auch von ungefähr angeſtellet, weiters unverzüglich 


das Hauptmautamt und der allhieſige Stadtrichter, allwo 


ſelbſt derlei Importata am erſten angemeldet werden müſſen 
zur ſelbſtigen ſtrengſten Unterſuchung und Konfiskation der 
Importatorum durch Behörde gemeſſenſt und bei ſchwerſter 
Ahndung im Anterlaſſungsfall angewieſen, 


8) O. A. P. San. Kom. Dekreten⸗Buch 1785. 
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h) die betreffenden Frevler in betreff der verbottenen Ausfüh⸗ 
rung und Liegenlaſſung des Tungets nach Wohlmeinung der 
Kommiſſion beſtrafet, 

i) die Kudelwaſcher unter gewiſſen Bedingniſſen aufgeſtellt, 

k) die vorgeſchlagene Taxordnung für die Stadtbader und 
Medicos, wenn ſelbe in denen Baueriſchen Exhibitis noch nicht 
enthalten iſt, allerdings entworfen und uns zur Gutheißung 
vorgelegt. Dann endlich 

1) die Großiſche Landapotheke, wie wir bereits letzthin befohlen 
haben, gedruckt, kundgemacht und in die Ausübung gebracht 
werden ſollte“. 


Damit die Kommiſſion die Befolgung aller ihrer Verordnungen 
leichter kontrollieren könnte, ſollten die Pflegämter zum beſſern 
Überblick und zur Verhütung von Seuchen einen monatlichen 
Rapport an Großi einſenden. Auch glaubte ſich die Kommiſſion 
dadurch im Stande, unerfahrenen und ungeſchickten Wundärzten 
eher das Handwerk zu legen. Die Ortsbader hatten dieſe Liſten 
zu führen, die Krankheiten ſelbſt, ihre Heilmittel und ihren Verlauf 
genau zu beſchreiben. Auch dieſe Verordnung konnte nur mangel⸗ 
haft durchgeführt werden, denn die Liſten wurden unvollſtändig 
geführt oder überhaupt nicht eingereicht. 

Wie ſich dieſe Verordnungen aber in der Praxis auswirkten, 
wie alles ſchließlich in der Theorie ſtecken blieb, zeigt das Gutachten 
von Dr. Bauer aus dem Jahr 1800, worin er ſich über die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Anatomie⸗ und Hebammenſchule äußern ſollte. Da⸗ 
nach war die ganze Einrichtung trotz des beſten Willens der Kom⸗ 
miſſion illuſoriſch geblieben. Für Dr. Bauer ſtand die Zweckloſigkeit 
und Erfolgloſigkeit der Schule von vornherein feſt. Beweis dafür 
ſei der Mangel an tüchtigem Perſonal im ganzen Hochſtift. Der 
Anterricht in der Schule hätte nicht regelmäßig ſtattfinden können, 
da der Profeſſor Dr. Berghofer einen ſo ungenügenden Gehalt be⸗ 
kommen hätte, daß er ſeine Haupttätigkeit der Stadt⸗ und Land⸗ 
praxis zugewandt hätte, nur um für den Unterhalt ſeiner Familie 
ſorgen zu können. Eine oberflächliche Vorbereitung der Schüler bei 
der öffentlichen Prüfung wäre die Folge des lückenhaften Unter⸗ 
richts geweſen. Der Anterricht ſei außerdem zu theoretiſch, zu 
wiſſenſchaftlich geweſen, auch wären die Schüler zu unvernünftig 
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geweſen, um die Schulordnung zu befolgen. Die praktiſchen Bor: 
führungen hätte man völlig außer acht gelaſſen. Dr. Bauer ſei 
daher der Meinung, man hebe am beſten dieſe ganze Lehrkanzel 
vollkommen auf und laſſe dafür einen geſchickten Wundarzt oder 


eine Hebamme „dieſe hohe Kunſt“ richtig erlernen. Oder man 


könnte auch einen gutbeſoldeten Arzt anſtellen, der im Kranken⸗ 
haus ſelbſt unterrichten und am Krankenbett demonſtrieren könnte. 
Vorausſetzung für einen ſolchen ſei, daß er die Nationalſprache voll⸗ 
kommen beherrſche, daß er die alte und neue Literatur gut kenne, 
keine Nebenbeſchäftigung habe und ein guter Medicus ſei. 


Sozialfürſorge im paſſauer Krankenhaus. 
Wenn in dem folgenden Kapitel von der Einrichtung des 


Paſſauer Krankenhauſes gehandelt wird, ſo müſſen dabei ver⸗ 


ſchiedene ſoziale Verfügungen ihren Platz finden, die mit dem 
Krankenhaus in engſter Verbindung ſtanden, die jedoch ſtreng ge⸗ 
nommen zu dem Abſchnitt über die Paſſauer Sozialfürſorge im 
allgemeinen gehören: Es iſt die Einrichtung der Chriſtlichen Liebes⸗ 
verſammlung. Krankenhaus wie Liebesverſammlung ſind der 
Initiative des Kardinals Firmian zu verdanken. Beide fanden in 
ſeinem Nachfolger Fürſtbiſchof Auerſperg den verſtändnisvollſten 
Förderer und Helfer. Die Einrichtung der Chriſtlichen Liebesver⸗ 
ſammlung entſpricht ungefähr einer modernen Ortskrankenkaſſe. 
Auch ſie wurde von den Bürgern der Stadt unterhalten und ſie 
unterſtand dem Fürſtbiſchof unmittelbar. Die Arbeitgeber hatten 
für ihre Angeſtellten einen monatlichen Beitrag zu entrichten und 
waren dann im Krankheitsfall der Obſorge für ſie überhoben. In 
einer Verordnung an den Hofrat vom Sommer d. J. 1785 ſetzte 
Auerſperg folgendes für fie feit?): 

„Daß 1. ſämtliche Handwerksburſchen beſchrieben und nach Maß 
ihres Wochenlohns in eine Claſſifikation, ſowie die, welche wöchent⸗ 
lich 1 fl. Lohn oder mehr haben, in die 1. Klaſſe und ſo jene, die 
wöchentlich 30 kr. oder 15 kr. Lohn erhalten, in ihre Klaſſen gebracht. 

2. Jene, welche wöchentlich 1 fl. Lohn haben, allmonatlich 4 kr., 
jene welche 45 kr. haben, monatlich 3 kr., jene welche 30 kr., monat⸗ 


9) B. St. A. L. Hofratsprotofolle 1785, 1. Bd., Verz. 1, Abt. A, Fasc. 51. 
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lich 2 und endlich die, jo 15kr. wöchentlichen Lohn haben, monatlich 
1 kr. für die Verpflegung und Heilung der Handwerksgeſellen und 
Knechte beizutragen vermögen. 

3. Dieſe durch eine eigene in der Perſon eines 5 Hofraths, des 
Bürgermeiſters und Stadtrichters, dann Actuarii niedergeſetzte 
Kommiſſion mit Zuziehung der Zunftkommiſſarien bewirkt. 

4. Die ſogeſtaltigen Beiträge von denen Zunftkommiſſa rien 
monatlich richtig eingebracht und von ſelben dem Bürgermeiſter 
nebſt einer Verzeichniß und von dieſem der ee eee 
nebſt der Verzeichniß eingeantwortet (sic!). 

5. Endlichen vor die hieſigen Dienſtbothen den Beitrag auf die 
nämliche Art und nach Maßgab des Jahreslohns beſtimmt und 
monatlich von denen Dienſtherren oder -Frauen eingebracht und 
der ordentlichen Obrigkeit richtig erlegt, von denen Obrigkeiten 
aber der Krankenhausverwaltung übergeben werden ſollen.“ 

Dieſe Verordnung, die auch nach unſerer modernen Beurteilung 
auf einer hohen Stufe des ſozialen Empfindens ſteht, wurde durch 


Trommelſchlag öffentlich kundgemacht und im Paſſauer Intelligenz⸗ 


blatt eingerückt. In einer anderen Verfügung Auerſpergs wurden 
diejenigen Kranken, die mit einem chroniſchen Übel behaftet waren, 
nicht für ſpitalfähig erklärt und der Krankenhausarzt mußte ihre 
Aufnahme verweigern. Die ſchon eingelieferten unheilbaren 
Kranken transportierte man kurzerhand wieder nach Haus. Eine 
ſtrenge Kontrolle wurde eingeführt, wonach für jeden aufgenom⸗ 
menen Kranken ein Meldezettel ausgeſtellt und der Sanitätskom⸗ 
miſſion eingeliefert werden mußte, „wie es in dem wieneriſchen 
Krankenhaus üblich jei“. „Pro Futuro aber wird von uns hiemit 
gnädigſt verordnet, daß kein bürgerlicher Dienſtboth in das Kranken⸗ 
haus mehr aufgenommen werden ſolle, wenn er nicht einen Zettel 
aufzuweiſen habe, worin ſein Dienſtherr ſelbſt auf deſſen Aufnahme 
anſucht und zugleich die Kur⸗ und Verpflegungskoſten nach der 
Maaß und der Klaſſe ſeines Vermögens für ihn zu zahlen durch 
eigene Handunterſchrift ſich anheiſchig macht“. ) „Damit man aber 
ſolche Koſten (i. e. zur Kur und Verpflegung) zum vornherein ſchon 
wiſſe, als verordnen Wir dahier gelegenheitlich, daß in Zukunft 


10) O. A. P. San.⸗Kom.⸗Dekretenbuch Nr. 15. 
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jeder in das Krankenhaus eintrettende kranke Bürger oder deren 
An⸗ und Zugehörige in 3 Klaſſen, nämlich der ganz armen, mittel⸗ 
mäßig bemittelten und wohlvermöglichen, eingeteilet werden und 
daß, die in der erſten Klaſſe, worunter auch jene verſtanden, die 
entweder bereits dahin eine Stiftung gemacht haben oder noch 
machen oder ſonſt etwas namhaftes verehren und eine ſolche Bei⸗ 
hilfe leiſten, gar nichts, die in der zweiten 10 kr., dann die in der 
dritten 15 kr. täglich für Kur und Verpflegung zahlen, der Bürger⸗ 
meiſter oder Stadtrichter aber jedesmal pflichtmäßig atteſtieren 
ſolle, zu welcher Klaſſe eigentlich der einzunehmende Kranke zu 
rechnen ſei, weswegen denen ſelben das behörige mitzugeben iſt“. 1) 


„Damit aber diejenigen hierortigen Kranke, welche mit der Ver⸗ 
pflegung zu unſerer hieſigen Chriſtlichen Liebesverſammlung ge: 
hören und ihrer kränklichen Umſtände wegen in das hieſige 
Krankenhaus überſetzt werden wollen, in der gebührenden Ordnung 
dahingebracht werden, und hierunter nichts willkürliches unter⸗ 
laufen möge, befehlen Wir hiemit, daß der Medicus der Chriſtlichen 
Liebesverſammlung alle jene arme Kranke, welche er ihres Zu⸗ 
ſtandes halber in das hieſige Krankenhaus geeigenſchaftet zu ſein 
erachtet, bei unſerem Präſidenten der Liebesverſammlung jedesmal 
vorhero anzeigen ſolle und auf desſelben Verordnung denen 
Kranken ein Vorweis, daß ſie mit Verwilligung der Verſammlung 
in das Krankenhaus geſchickt und vor ſelbe die normalmäßige Be⸗ 
zahlung wird geleiſtet werden, auszufertigen ſei, mit welchem ſie 
ſich ſodann bei dem Medico und dem Verwalter des Krankenhauſes 
zu legitimieren haben, und ohne welchen Vorweis weder der 
Medicus noch der Verwalter ſelben Kranken aufnehmen ſollen.“ 2) 


Dies war eine ſehr planmäßige Ordnung für die Aufnahme in 
das Krankenhaus. Das Publikum ſollte mit allen dieſen Verord⸗ 
nungen bekanntgemacht werden, um ihre Nützlichkeit zu begreifen. 
So lautete Auerſpergs Verordnung vom 27. Jänner 1785: „Da es 
zur immer mehreren Gewinnung des Vertrauens des hieſigen 
publici auf das hieſige Krankenhaus und die in demſelben beſtehen⸗ 
den beſſeren und nützlicheren Einrichtungen gereichen wird, wenn 


11) O. A. P. San. Kom. Dekreten⸗Buch Nr. 11. 
12) O. A. P. San. Kom. Dekretenbuch Nr. 4. 


Zus QM’ A 


zu Ende jeden Monats in dem dahier jetzo wöchentlich heraus⸗ 
kommenden Intelligenz-Blat zu jedermanns Nachricht eingeſchaltet 
wird, wieviele Kranke unentgeltlich und wieviele Kranke vor die 
Bezahlung in dasſelbe das Monat hindurch aufgenommen und darin 
verpfleget werden, dann wieviele davon etwa geſtorben oder von 
ihren kränklichen Zuſtänden geheilt und geſund wieder ausgetretten 
ſeien: So tragen Wir Unjerer in Sanitätsſachen und über das 
Krankenhaus aufgeſtellten Kommiſſion hiemit auf, in deſſen Gemäß⸗ 
heit ſogleich die Verfügung zu treffen und auf deren gebührenden 
Vollzug die erforderliche Obſicht und zwar ferner auch dahin zu 
tragen, daß in dem letzten Monat jeden Jahres nebſt der monat⸗ 
lichen diesfallſigen Anzeige jedesmal auch die Totalſumme aller das 
ganze Jahr hindurch in das Krankenhaus, ſowohl männlichen als 
weiblichen Geſchlechts unentgeltlich und auch gegen die normal⸗ 
mäßige Bezahlung eingenommenen Kranken, dann der Dahin⸗ 
geſtorbenen und der wieder geſund Ausgetretenen in das Intelli⸗ 
genzblatt einverleibt wird“. 13) 

Bereits 2 Monate jpäter, am 15. April 1785, ſchreibt Fürſtbiſchof 
Auerſperg an die Sanitätskommiſſion: „Nachdem wir ſchließlichen 
unter der Hand ſehr mißfällig zu vernehmen gehabt, daß unſerem 
Publico von der dermaligen Einrichtung und Verfaſſung des 
Krankenhauſes ganz ungleiche, irreführende und vielleicht in der 
Folge ſchädliche Begriffe durch ein oder anderen ſchwachen und 
niederträchtig Denkenden beigebracht worden ſeien, uns hingegen 
vielmehr äußerſt daran gelegen iſt, daß das ganze Volk hievon 
richtig, gründlich und deutlich unterrichtet werde: ſo hat Kommiſſion 
dem Hofrat von Prugger in unſerem Namen den gnädigſten Auf⸗ 
trag zu machen, daß er allſogleich aus allen von uns bishero er⸗ 
laſſenen, und das Publikum betreffenden Verordnungen, Befehlen, 
und Reſolutionen einen kurzen ſuccincten und weſentlichen Auszug 
verfertigen und ſelben per commissionem an uns in Bälde gehor⸗ 
ſamſt einſenden ſolle; damit wir dadurch inſtand geſetzt werden 
mögen, unſerem publico von der ganzen und wahren Lage des 
Krankenhauſes aufklärende Nachricht und ächte Kenntnis allenfalls 
durch öffentliche Druckſchriften ohne den mindeſten Rückhalt mit⸗ 
zuteilen“. 


13) O. A. P. San. Kom. Dekreten-Buch Nr. 7. 
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Man ſieht, auch bei dieſen Verordnungen, die ſo eindeutig gut 
und dem Volke nützlich waren, zeigte ſich deſſen mißtrauiſche Ab⸗ 
neigung gegen Neuerungen, die von irgend einer Seite her auch 
noch geſchürt wurde. Um die von dem Hofrat von Prugger ver⸗ 
langte Aufſtellung der „neuen Krankenhausordnung“ wirkſamer zu 
machen, war die Kommiſſion befugt und beauftragt, öfters unver⸗ 
mutete Viſitationen vorzunehmen, um alles, was gegen die Ver⸗ 
ordnung verſtieß, mit Nachdruck zu beſtrafen. Eine vierteljährliche 
Hauptviſitation war vom Kabinett des Fürſten vorgeſchrieben, und 
der Bericht darüber mußte Auerſperg ſelbſt vorgelegt werden. 

Eine der früheſten Verfügungen des Fürſtbiſchofs betraf die 
Verſorgung der Irrſinnigen, die bisher ebenfalls im Krankenhaus 
untergebracht geweſen waren. Sie wurden nun vorläufig in ver⸗ 
ſchiedene Spitäler verteilt, bis dieſem unhaltbaren Zuſtand mit 
der Errichtung eines neuen Tollhauſes auf der Feſtung Oberhaus 
ein Ende gemacht wurde. Im 1. Juni 1792 wurde es eröffnet. 
Auerſperg hatte dazu auf eigene Koſten Räume auf der Feſtung 
für die Bedauernswerten herrichten laſſen und ſetzte als Medikus 
Franz Veroneſi und als Kommiſſär in Tollhausſachen den Hofrat 
Adam Erthel ein. Dieſes Tollhaus war für Stadt⸗ und Land⸗ 
bevölkerung beiderlei Geſchlechts beſtimmt. Auch hier regelte eine 
eigene „Ordnung“ die Aufnahmebedingungen: Die Verwandten 
waren zum Unterhalt ihrer Angehörigen verpflichtet, die je nach 
ihrem Vermögen in 3 Klaſſen eingeteilt wurden. Bedingung für 
die Aufnahme war, daß das mitgebrachte Eigentum der Unglüd- 
lichen dem Tollhaus nach deren Tod verbleiben ſollte. Zum Unter- 
halt der Anſtalt ſchoß die Kameralkaſſe jährlich 400 Gulden bei. 
Der Biſchof, der ihr in ſeinem Teſtament dieſe Summe „für ewige 
Zeiten“ ſicherte, dotierte ſie außerdem mit einem Legat von 12 000 
Gulden. 

Dieſer Regelung der Finanzen war eine längere Differenz 
des Fürſten mit der Schiffleutbruderſchaft vorausgegangen. Dieſe 
weigerte ſich nämlich hartnäckig, einen Beitrag zur Neuerrichtung 
des Tollhauſes zu entrichten. Da Auerſperg nach dem Geſetz macht⸗ 
los gegen ſie war, da ſich überdies die Bürgerſchaft offenſichtlich 
auf die Seite der widerſpenſtigen Bruderſchaft ſtellte, mußte der 
Hofrat auf Auerſpergs Geheiß eine andere Geldquelle und zwar die 
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Kameralkaſſe ausfindig machen, die denn auch die Herſtellungs⸗ 
koſten in der Höhe von 922 Gulden 29 Kr. beftritt.1*) 


Wenn auch der Begriff eines Tollhauſes für unſere modernen 
Empfindungen viel Rohes und Schreckenvolles in ſich geſchloſſen 
haben mag (der Name Tollhaus ſagt allein ſchon genug), ſo muß 
man in dem Vorhandenſein eines ſolchen doch eine ſehr wohltätige 
Neuerung ſehen und darf dem Landesfürſten und ſeiner aufge⸗ 
klärten Fürſorge für ſeine Untertanen den Zoll der Achtung und 
Dankbarkeit entrichten. | | 


Bereits ſeit 1785 war das Garniſonsſpital ebenfalls in de: 
Feſtung Oberhaus untergebracht worden und wie das Tollhaus 
unterſtand auch dieſes der Aufſicht der Sanitätskommiſſion. Von 
Zeit zu Zeit mußte ſie auch dort Kontrolle über Medizinen, Art der 
Verpflegung ꝛc. vornehmen. Ein Offizier, der für Wartung, Medi⸗ 
kamente verantwortlich zeichnete, verwaltete dieſe Anſtalt. Eine 
„Traitteurin“ verpflegte Tollhaus und Garniſonsſpital gemeinſam. 
Bis in die unbedeutendſten Einzelheiten hatte auch für dieſes Spital 
die Kommiſſion Statuten auszuarbeiten. Einen eigenen Opera⸗ 
tionsſaal kannte die damalige Zeit noch nicht. Die Operationen 
wurden im Krankenzimmer im Beiſein ſo und ſo vieler anderer 
Kranker hinter einem Portativvorhang gemacht. Die Sanitäts⸗ 
kommiſſion hatte dieſe Neuerung in Anregung gebracht. 


Die ſicherheitspolizeilichen Maßnahmen 
der Sanitätskommiſſion. 

Es wurde bereits erwähnt, daß die Sanitätskommiſſion nicht 
nur mit der Erledigung ſanitärer Fragen betraut war, ſie mußte 
auch die ſicherheitspolizeilichen Maßnahmen treffen. Bei dem 
Flüſſereichtum, der der Stadt den Namen eines bayeriſchen 
Venedigs eintrug, konnten bei den damaligen ungeſicherten Wegen 
Unglüdsfälle, beſonders von Kindern, nicht ausbleiben. Eine 
ſyſtematiſche Abhilfe mußte daher im Sinne des hilfsbereiten, 
gemütvollen Fürſten liegen. Nachdem wieder einmal einige Per⸗ 
ſonen „in den hieſigen Gewäſſern“ ertrunken waren, erhielt die 


14) B. St. A. L. Hofratsprotofolle 1792, 1. Bd. 
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Kommiſſion den Auftrag, eine „Waſſerordnung“ auszuarbeiten, die 
folgende Punkte enthielt: daß“) | 
„1. bei jedem der hieſigen Hauptwaſſerthoren ein kleines Schiffel 
mit ein oder zwei Handrudern zur Hilfe m die in das Waſſer 
Gefallenen vorhanden jei, 


2. die Fiſcher und Schiffmüller und andere des Waſſerfahrens 
kundige Leute bei derley Unglücksfällen ſich als thätige und 
ſchleunige Retter des in Gefahr ſtehenden Nebenmenſchen zu 
zeigen nachdrücklich ermahnt, 

3. zur mehreren Aufmunterung demjenigen, der ſich zur Rettung 
einfinde und einen in Lebensgefahr im Waſſer befindenden 

Menſchen rettet, jedesmal, bei minderer Waſſersgefahr eine 
eigene Belohnung von 15, bei größerer Lebensgefahr aber 
30 Gulden verſprochen, welche hiernächſt auf zuverläſſige An⸗ 
zeige verabfolgt wird, 

. an denen im Waller untergegangenen, darauf aber hervor⸗ 
gekommenen Menſchen die möglichen Verſuche, ſie wiederum 
zum Leben zu bringen, jedesmal ſchleunig gemacht, zu dem 
Ende denen Medicis und Chirurgis die benötigte Anweiſung 
ertheilet und anbei bei denen nächſt denen Waſſerthoren 
wohnenden Badern die Anſtalten dermaßen vorgekerret werden 
ſollen, daß die hierzu erforderlichen Mitteln immer in Bereit⸗ 
ſchaft ſtehen, und 

endlichen nebſt denen vorhanden ſeyn ſollenden kleinen 
Schiffeln auch bei denen Stadtcorporalen lange und ſtarke, 
eigens beizuſchaffende Stricke verwahrlich ee wer⸗ 
den ſollen“. 

Im Hofratsprotokoll wird hinzugefügt: „Von dieſer höchſten 

Entſchließung dem Stadtrichter mit dem Auftrag Nachricht zu 

geben, „ſothane Verordnung zu jedermanns Wiſſenſchaft mit dem 

Anhang, daß die Eltern bei Vermeidung der ſchärfeſten Einſicht auf 

ihre zumalen noch kleinen Kinder unausgeſetzt die pflichtſchuldigſte 

Aufſicht tragen und ſelbe in Sonderheit an jenen Orten, wo ſie der 
Gefahr in das Waſſer zu fallen und zu ertrinken ausgeſetzt ſind, 


15) B. St. A. L. Hofratsprotkolle 1785, 1. Bd., Verz. 1, Abt. A, Fasc. 51, 
Nr. 227. 
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nicht herumlaufen zu laſſen, gewöhnlichermaßen angekündigt 
wird“ . . Weiters iſt dieſe höchſte Verordnung ergangen an die 
Pfleggerichte Obernzell und Windorf.“ 

Damit war die Tätigkeit der Sanitätskommiſſion aber noch nicht 
abgeſchloſſen, ſie mußte auch eine Inſtruktion an die Bader wegen 
der Wiederbelebungsverſuche aufſtellen, die ebenfalls an die Pfleg⸗ 
ämter hinausgegeben wurde. 8 

Auch die ſanitären Anlagen der Häuſer in der Stadt gehörten 
zu dem Wirkungskreis der Kommiſſion. Jene waren beim Re⸗ 
gierungsantritt des Fürſten Auerſperg in einem ſehr unbefriedigen⸗ 
den Zuſtand. Paſſau ſcheint damals noch mehr einem Dorf als 
einer hochfürſtlichen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt geglichen zu haben. 
Mehrmals ermahnte man von amtswegen die Bürger in ihrem 
eigenen Intereſſe und zur Verhütung von Epidemien, auch zur 
Verſchönerung des Straßenbildes, die nötigen Vorkehrungen zu 
treffen. — Die Sanitätskommiſſion hatte weiter die Obſorge für 
die durch das alljährliche Eintreten des Hochwaſſers aus ihren 
Wohnungen vertriebenen Bürger. Sie befahl den Hausbeſitzern, 
bei denen die Obdachloſen Zuflucht gefunden hatten, ſie ſolange zu 
behalten, bis die Kommiſſion die Wohnungen wieder freigegeben 
hatte. Auf ihre Weiſung ſollten alle dieſe Wohnungen vorher von 
einem Maurermeiſter auf ihre Baufälligkeit und Einſturzgefahr 
unterſucht werden, und ſie mußten zweimal mit Wachholder aus⸗ 
geräuchert werden, bevor ſie bezogen werden durften. — Selbſt den 
Zuftand der öffentlichen Brunnen hatte die Kommiſſion zu beauf- 
ſichtigen. Mit großem Stolz verzeichnet der Chroniſt des Paſſauiſchen 
Tagebuchs, Carl Seyffert, die Eröffnung eines neuen Brunnens 
beim Waiſenhaus: „Den 10. Juni 1787 ward zu Paſſau in dem 
Orthviertel bei dem bürgerlich⸗paſſauiſchen Salzſtadelhaus gegen⸗ 
über, an der Gartenmauer, nach daſelbſt durch Hineinſetzung dieſer 
erweiterten Straße, ein neuer Rohrbrunnen zu allgemeinem Nutzen 
errichtet und vollendet, dahin das Waſſer in bleiernen Rohren und 
von dort in das bürgerliche Waiſenhaus hinabgeleitet wird.“ 

Der Kommiſſion oblag auch die Entſcheidung über die Geſuche 
von durchreiſenden Arzten. Da Paſſau an der großen oſtweſtlichen 
Verkehrsſtraße Wien, Holland und Belgien lag, ereignete es ſich 
öfter, daß durchreiſende auswärtige Arzte einige Tage hier Station 
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machten, um ihre Künſte an dem Paſſauer Publikum zu verſuchen. 
Mit Genehmigung der Sanitätskommiſſion und des Hofrats konnte 
man in der Zeitung das Avertiſſement leſen, daß ein berühmter 
Oculiſt ſich im Gaſthaus zum Wilden Mann aufhalte, der auch mit 
Augengläſern, künſtlichen Augen, Augenwäſſern und Bruchbinden 
Handel treiben würde, oder daß „der hochfürſtlich Anspachiſche 
examinierte Zahnkünſtler N. N.“ dem verehrlichen Paſſauer Publi⸗ 
kum ſeine Dienſte anbot. 

Zum Schluß ſei noch darauf hingewieſen, daß die Kommiſſion 
es ſich ſehr angelegen ſein ließ, gemeinverſtändliche aufklärende 
Schriften unter dem Publikum zu verbreiten. So ſchickte einmal 
die Kommiſſion an die Pflegämter verſchiedene Exemplare eines 
Wiener Vorſchriftenbuchs: „Allgemeine Anleitung zur Heilung der 
Hundswuth“. Den weitaus größten Raum nehmen in den Sitzungs⸗ 
protokollen der Sanitätskommiſſion die Verfügungen über Horn⸗ 
viehſeuchen, Sperre von Märkten und Bekämpfung der Seuchen ein. 

Es iſt eine Lücke in dieſer Arbeit, daß wir für die Beurteilung 
des Sanitätsweſens nur auf das eine vorher erwähnte, wahrſchein⸗ 
lich ſehr ſubjektive Urteil des Dr. Bauer, eines Kollegen, angewieſen 
ſind. Die zeitgenöſſiſchen Berichte über das Paſſauer Sanitätsweſen 
ſchweigen ſich über die Tätigkeit und Wirkſamkeit der Sanitäts⸗ 
Kommiſſion ganz aus. Deren beſter Wille zur Hebung der ſanitären 
Verhältniſſe in Paſſau darf nicht in Zweifel gezogen werden, aber 
vielleicht waren ihre Mittel nicht ausreichend, ihre Energie nicht 
zielbewußt genug, um die Widerſtände ſachlicher und perſönlicher 
Art zu brechen. Nach eineinhalb Jahrhunderten iſt es ſchwer, ein 
richtiges Urteil in dieſer Angelegenheit zu fällen. Jedenfalls legt 
das Gutachten Dr. Bauers über das Sanitätsweſen mit den 
Schwächen des Paſſauer Sanitätsweſens zugleich die Schwächen 
aller aufkläreriſchen Reformen jener Zeit bloß: eine zu einjeitige, 
theoretiſche Durchführung eines an und für ſich großartigen und 
nützlichen Gedankens. Andererſeits war der Boden, auf dem dieſe 
Gedanken ſich verwirklichen ſollten, dafür noch ganz unvorbereitet. 
An der Theorie ging die praktiſche Durchführung zugrunde. Man 
nahm keinerlei Rückſicht auf die Menſchen, die dieſe Ideen verwirk⸗ 
lichen ſollten, wenn es nur galt, den Zweck einer möglichſt raſchen 
Abſtellung von Rückſtändigkeiten und den Zweck einer möglichſt 
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raſchen Heranbildung eines gelehrigen und aufgeklärten Arzte⸗ 
ſtands zu erreichen. Darüber aber die Vorzüge und Fortſchritte, 
die das menſchliche Denken aus der Aufklärung gewonnen hatte, 
die Humanität ſchlechthin, zu vergeſſen, wäre eine unverzeihliche 
Undanfbarfeit der Gegenwart, die vielfach in ihrem Denken gerade 
in jener 2ten Hälfte des 18. Jahrhunderts wurzelt. Eine Entwick⸗ 
lung nahm damals ihren Anfang, die mit den großen Errungen⸗ 
ſchaften auf dem Gebiet der Sozialhygiene des 19. und 20. Jahr⸗ 
hunderts in engſtem Zuſammenhang ſtand. 


III. Abschnitt. 


Kulturelle Reformen. 
1783 —95 


1. Allgemeines. 
Zeitungen. 

Das Paſſauer Intelligenzblatt. | 

Die Aufklärungsmaßnahmen des Fürſtbiſchofs Auerſperg brach⸗ 
ten neben vielen anderen Neuerungen dem Paſſauer Fürſtentum 
auch die Neuheit einer ſtändigen, periodiſch erſcheinenden öffent⸗ 
lichen Zeitung. Während in den anderen Territorien die öffentliche 
Nachrichtenvermittlung durch ein Wochenblatt ſchon viel früher 
einſetzte (man nimmt an, daß das Erſcheinen einer erſten perio⸗ 
diſchen Zeitung mit dem Beginn des 18. Jahrhunderts zuſammen⸗ 
fällt), konnte ſich Paſſau dieſer Neuerſcheinung erſt gegen Ende des 
Jahrhunderts rühmen. Als Grund dafür kann einerſeits die ver⸗ 
hältnismäßig geringe Ausdehnung und Geſchloſſenheit des Fürſten⸗ 
tums, andererſeits das geringe Intereſſe aller Geſellſchaftskreiſe 
Rund die einengende Zenſur des Paſſauer geiſtlichen Rats angeführt 
werden. Das erſte Argument erhält dadurch ſeine Beweiskraft. 
daß auch noch nach 1784, nach dem Erſcheinen des Intelligenzblattes, 
die für die Allgemeinheit beſtimmten Ankündigungen durch „Ver⸗ 
ruf“ geſchahen, d. h. die Nachricht wurde auf einem öffentlichen 
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Platz, der zentral gelegen war, unter aufſehenerregendem Trommel⸗ 
ſchlag kundgemacht. Oder es wurden Verordnungen, wie es bei 
Carl Seyffert zu leſen iſt, z. B. die Bettelordnung, auf ſchwarze 
Tafeln geſchrieben, die auf hölzernen Pfählen an allen öffentlichen 
Plätzen der Stadt aufgerichtet waren. Das geringe Intereſſe der 
Bevölkerung läßt ſich daraus erklären, daß es zur damaligen Zeit, 
alſo nach der Mitte des 18. Jahrhunderts, noch ſehr viele unge⸗ 
bildete Untertanen (Analphabeten) im Hochſtift gab. Die gebildete 
Schicht beſchränkte ſich auf den kleinen Kreis der Beamten und 
adeligen Hofkavaliere, die ſich in der Reſidenzſtadt aufhielten und 
unter denen ſich Neuigkeiten leicht mündlich verbreiten ließen. 
Man kann mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit feſtſtellen, daß ſich die 
Nachrichtenvermittlung beſonders auswärtiger Ereigniſſe bis zum 
Jahr 1783 auf Briefe, die in dem kleinen Kreis zirkulierten, oder 
Bulletins, d. ſ. geſchriebene Zeitungen, die nicht unter Zenſur⸗ 
zwang ſtanden, beſchränkte. Bei den Akten des Ordinariatsarchivs 
in Paſſau liegt z. B. eine ſolche geſchriebene Zeitung über das Erd⸗ 
beben von Liſſabon vom Jahr 1755, die von einem Augenzeugen 
publiziert worden war. Manche der an den Weltbegebenheiten 
intereſſierten Gebildeten hielten ſich die größeren Tageszeitungen 
von Wien oder München. Der geiſtlichen Zenſurbehörde aber war 
daran gelegen, die Untertanen möglichſt wenig mit den geiſtigen 
Strömungen des Jahrhunderts bekannt zu machen, die ihrer 
Gläubigkeit Eintrag tun und einen aufgeklärten Kritizismus zur 
Folge haben konnten. Man geht nicht zu weit, wenn man behauptet, 
daß das Intelligenzblatt, wie es ſeit 1784 in Paſſau herauskam, 
nicht zugelaſſen worden wäre, wenn nicht das Zenſuramt vorher 
dem geiſtlichen Rat genommen und der weltlichen Behörde über⸗ 
tragen worden wäre. Wir dürfen uns jedoch dieſes Intelligenz⸗ 
blatt, deſſen Redakteur der Hauptnormalſchullehrer Johann Ellix⸗ 
hauſer war, noch keineswegs als Zeitung vorſtellen, die eine konſe⸗ 
quente und ſelbſtändige Stellungnahme zu den Fragen der inneren 
und äußeren Politik einnimmt. Das Intelligenzblatt war völlig 
neutral, war lediglich Nachrichtenvermittler ohne Tendenz oder gar 
Raiſonnement über die Maßnahmen der Regierung. Man kann 
nicht einmal ſagen, daß das Intelligenzblatt des Paſſauer Fürſten⸗ 
tums kaiſerlich eingeſtellt geweſen wäre. Der kaiſertreuen Geſin— 
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nung tat das zweideutige Verhalten Oeſterreichs bei dem Sequeſter 
der Paſſauer Einkünfte in Oeſterreich einigen Eintrag. Da Paſſau 
an den öſterreichiſch⸗-preußiſchen Kriegen jo gut wie nicht beteiligt 
geweſen war, blieb ſeine Haltung gegenüber dem n 
Preußen gleichgültig. 

Mit der wachſenden Anteilnahme des Bürgertums an öffent⸗ 
lichen Fragen ging ein geſteigertes Bedürfnis nach der Kenntnis 
der Ereigniſſe der großen Welt Hand in Hand. Man war als 
Menſch, als Weltbürger verpflichtet, über die neueſten Aufhellungen 
und Verfinſterungen am politiſchen Himmel unterrichtet zu ſein. 

Dieſem Verlangen entſprach das Generale des Fürſtbiſchofs 
Auerſperg, das er am 13. Dezember 1784 an die öffentlichen Stellen 
im Hochſtift ergehen ließ: „J. H. G., unſer allerſeits gnädiger 
Herr 2c. haben dem hierorts angeſtellten Hauptnormalſchullehrer 
Johann Ellixhauſer auf ſein unterthänigſtes Bitten hin die landes⸗ 
herrliche Verwilligung ertheilet, daß von demſelben in der hieſigen 
Reſidenzſtadt ein wöchentliches Intelligenzblat (!) nach dem Bei⸗ 
ſpiel anderer Städten verfaßet, ihm ſohin alles jenes, was ſonſt 
anderwärts in Intelligenzblättern einzuſchalten gewöhnlich ijt, als 
da find die zu jedesmanns Wiſſenſchaft kommen ſollenden Verord⸗ 
nungen, Zitationen und dergleichen mitgetheilt, ſelbiges ſodann 
drucken gelaſſen und herausgegeben werden möge, jedoch dergeſtalt, 
daß ſothanes Intelligenzblat jedesmal vorher erſt dem hochfürſt⸗ 
lichen Hofrat zur Einſicht und Zenſur vorgelegt werden ſolle. Dieſe 
höchſte Verwilligung wird demnach den nachſtehenden Beamten 
andurch zur Wiſſenſchaft und um ſich hiernach allenfalls benehmen 
zu können anmit unverhalten“.') | 

Auch in dieſem Fall ſtocken die direkten Sueden denn es gelang 
mir nicht, dieſes Intelligenzblatt in irgend einem Archiv oder 
einer Bibliothek zu finden.) Auch die Nachforſchungen bei Privaten 
blieben leider ergebnislos. Wir können uns daher nur auf Ver⸗ 
mutungen und Wahrſcheinlichkeitſchlüſſe beſchränken. Sicher iſt, daß 
dieſes Intelligenzblatt in erſter Linie Amtsblatt der fürſtlichen 
Regierung war. Das geht einmal aus dem Wortlaut der eben 
angeführten Verordnung hervor, dann aber aus dem Abkommen, 


1) H. St. A. M. Hochſtiftsliteralien 721. 
2) Siehe Vorwort Seite 4. 
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das der Hofrat mit dem Herausgeber traf und das in den Hofrats⸗ 
protokollen ſeinen Niederſchlag fand: Ellixhauſer erhielt nämlich 
ein jährliches Fixum von 20 fl., wogegen er ſich verpflichten mußte, 
alles zu drucken, was von den hochfürſtlichen Stellen publiziert: 
werden ſollte, außerdem durfte er für jede Einſchaltung von den 
Herrſchaften und anderen Gerichten in Parteiſachen 12 kr. ver⸗ 
langen. 2b) Die Stelle „alles jenes, was ſonſt anderwärts in 
Intelligenzblättern einzuſchalten gewöhnlich iſt“, kann zu vielen 
Vermutungen führen. Denn die Intelligenzblätter der damaligen 


Zeit waren ſehr verſchiedenartig. Sie konnten fic) einerjeits zu . 


Zeitungen für den gemeinen Mann entwickeln oder waren anderer⸗ 
ſeits Träger von Reformvorſchlägen auf kulturellem Gebiet ge⸗ 
worden, die die Gebildeten zu ihren Leſern zählten. Das letztere 
ſcheint indes bei dem Paſſauer Intelligenzblatt nicht zuzutreffen, 
denn die einzige Differenz, die zwiſchen Ellixhauſer und dem Hof⸗ 
rat entſtand, war die über den ſchlechten Druck und Stil und die 
miſerable Orthographie. Eine Zeitung, die ſich mit geiſtigen 


Fragen beſchäftigte, hätte doch wohl die Anfangsgründe der Recht⸗ 


ſchreibung bereits überwunden gehabt. Um zu keinen Beſchwerden 
Anlaß zu geben, beauftragte der Hofrat einen „Mittelsrath“, Herrn 
von Födransberg, „Verfügungen, ſo zum Druck befördert werden 
ſollen, ehevor ... in das reine Deutſch zu bringen und ihm weiters 
den Korrekturbogen zur Überſicht und allenfallſigen Verbeſſerungen 
ebenfalls wieder vorzulegen“. Eine hohe geiſtige Haltung iſt danach 
von dem Paſſauer Intelligenzblatt nicht zu erwarten. Es blieb 
jedenfalls nur Amtsblatt. Über den Preis, über die Anzahl der 
Ausgaben iſt nichts bekannt. Es erſchien vielleicht nur einmal in 
der Woche, da die Verordnungen, die für die Öffentlichkeit beſtimmt 
waren, ſich nicht ſo ſehr drängten und da außerdem die wichtigen 
internen Verfügungen meiſt für ſich gedruckt und an die maßgeben⸗ 
den Stellen verteilt wurden. Immerhin bedeutet das Erſcheinen 
dieſes Intelligenzblattes einen großen Fortſchritt: zum erſten Mal 
läßt ſich die Regierung von ihren Untertanen in die Karten blicken, 
verſchafft dieſen durch die Veröffentlichung Einblick in die Art und 


Weiſe ihres Vorgehens und gibt ſomit Anlaß zur Kritik an ihren. 


2b) B. St. A. L. Hofratsprotokolle 1. Bd. 1786, Verzeichnis 1, Abt. a. 
Fasc. 51 u. 52. 
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Maßnahmen. Durch das Intelligenzblatt wird zum erſten Mal die 
öffentliche Meinung erweckt, wenn ſie auch noch keinen ſchriftlichen 
Niederſchlag für ihren Beifall oder für ihr Mißfallen findet. Denn 
das Intelligenzblatt vertritt immer nur die Anſicht der Regieren⸗ 
den. „Die Intelligenzblätter waren die einzigen Organe, durch 
welche die Regierung zum Volk ſprechen konnte. Dadurch wurde 
vielleicht zum erſten Mal auch im niederen Volk, den hauptſäch⸗ 
lichen Leſern der Intelligenzblätter, das Bewußtſein des Staats⸗ 
bürgertums wach, das Gefühl, daß die Bevölkerung auf einander 
angewieſen war und daß zwiſchen Stadt und Land gemeinſame 
Intereſſen beſtanden. Auch die Bedeutung der Stadt ſelbſt und 
dadurch des einzelnen Bürgers wurde durch das Intelligenzblatt, 
das in erſter Linie lokalen Angelegenheiten diente, gehoben“.?) 


Der Kurier an der Donau. . 

An dem Kopf der in Paſſau jetzt noch erſcheinenden „Donau: 
zeitung“ findet ſich die Notiz, daß ſie jetzt im 142. Jahrgang er⸗ 
ſcheint. Der Kurier an der Donau, wie ihr urſprünglicher Titel 
lautete, wäre danach zum erſten Mal im Jahr 1790 erſchienen. 
Beſtand nun das Intelligenzblatt von 1784 neben dieſem Kurier 
an der Donau fort oder löſte es ſich in dem zeitgemäßen Anſprüchen 
mehr entſprechenden Kurier auf? Die Oberdeutſche Litteratur⸗ 
zeitung, die in Salzburg erſchien, vermittelt uns in ihrem 
Jahrgang von 1792 zufällig den Namen des Paſſauer Redakteurs 
vom Kurier an der Donau, F. X. Huber. Alſo war Ellixhauſer zu 
Beginn der 90er Jahre aus irgend einem Grund von der Redaktion 
des Intelligenzblattes, das doch ſein Werk war, zurückgetreten. Er 
hatte im Jahr 1790 eine Zeitung ſelbſt drucken wollen, was ihm 
aber vom Hofrat „wegen obwaltender Polizeiurſachen“ abgeſchlagen 
worden war. Sein Nachfolger bei der Paſſauer Zeitung ſcheint 
alſo F. X. Huber geworden zu ſein. Den Grund für Ellixhauſers 
Zurücktreten, das wohl nicht ganz freiwillig geſchah, erfahren wir 
aus keiner Quelle. Sicher bedeutete die Zeitung, die er heraus⸗ 
zugeben plante, ein Konkurrenzunternehmen zu der Paſſauer 
Zeitung von Huber. 


3) Otto Groth, Die Zeitung, Mannheim 1928. 
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Der Kurier an der Donau, deſſen Kenntnis ich der Güte des 
Herrn Hochſchulprofeſſors Dr. Max Heuwieſer verdanke, der mir 
in liebenswürdiger Weiſe die Bände von 1792, 1794 und 1795 aus 
dem Inſtitut für oſtbaieriſche Heimatforſchung zur Verfügung ſtellte, 
erweiſt ſich als eine ausgeſprochen politiſche Zeitung. Nur ein 
verſchwindend kleiner Raum ijt den Paſſauer Lokalanzeigen ge- 
widmet. Der Vergleich des Kuriers mit der „unbekannten Größe“ 
des Intelligenzblattes gilt natürlich ſolange nicht als abgeſchloſſen, 
als dieſes ſelbſt verborgen bleibt. Vermutlich hat das Intelligenz⸗ 
blatt bereits im Laufe der 80er Jahre die Berichterſtattung über 
auswärtige Ereigniſſe aufgenommen und vielleicht hat gerade dieſe 
Tatſache dazu beigetragen, daß Ellixhauſer ſeinen Abſchied nehmen 
mußte. Im Lauf des Jahres 1790 nahm es dann den vollertönen⸗ 
den Titel eines Kuriers an der Donau an. „Der bloße Nachrichten⸗ 
charakter, den die Zeitungen bis in die letzten Dezennien des 
18. Jahrhunderts hatten, drängte auch zur Namensbetonung . , 
vor allem war man beſtrebt, die Zugehörigkeit zum Erſcheinungs⸗ 
ort, den Heimatcharakter recht eindringlich zu machen“. Während 
Groth in ſeinem umfaſſenden Werk „Die Zeitung“ dieſe Entwick⸗ 
lung erſt zu Beginn des 19. Jahrhunderts anſetzt, zeigte die 
Paſſauer Zeitung ſchon im letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts 
den Heimatcharakter durch das Prädikat „an der Donau“ an. Groth 
ſchreibt es dem geſteigerten Intereſſe des Publikums an den Vor⸗ 
gängen in Frankreich ſeit dem Ausbruch der franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion zu, daß die Intelligenzblätter immer mehr ihren amtlichen 
Charakter verloren und ſich ihrerſeits (neben den urſprünglich 
politiſchen Zeitungen!) zu politiſchen Zeitungen entwickelten. 
„Unter dem Einfluß der Schriften Rouſſeaus, der Phyſiokraten, 
Montesquieus, unter dem Einfluß der nordamerikaniſchen Be⸗ 
freiungskriege, der Kämpfe des engliſchen Parlaments in den 80er 
Jahren, des Ringens Joſephs II. mit der kirchlichen Macht wächſt 
eine ſich ſchließlich bis zur Leidenſchaft erhebende Teilnahme 2 
an den öffentlichen Zuſtänden.“) 


Der Kurier an der Donau ijt uns in 2¼ Jahrgängen und zwar 
von 1792, 1794 und 1795 (Januar — Juli) erhalten. Gedruckt bei 


4) Otto Groth a. a. O. 
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Niklas Ambroji, ſtellt er ſich als eine Zeitung in Quartformat dar, 
deren Einzelnummer immer 2—3 Blätter umfaßt. Die Einteilung 
iſt wie die anderer Zeitungen aus jenen Jahren. Auf den erſten 
3 Seiten ſtehen die auswärtigen Nachrichten und das letzte Drittel 
der letzten Seite füllen die Lokalnachrichten mit der Überſchrift 
„Avertiſſement“, in denen noch keine Trennung der Inſerate von 
dem redaktionellen Teil getroffen iſt. Neuigkeiten aus allen Teilen 
Europas finden auf den drei erſten Seiten ihren Platz. Aus Paris, 
dem Haag, London, Stockholm ſind in Paſſau faſt regelmäßig Nach⸗ 
richten eingetroffen, die überdies den langen Weg in der verhält⸗ 
nismäßig kurzen Zeit von 14 Tagen bis 3 Wochen zurückgelegt 
haben. Daß Paſſau dieſe gute Berichterſtattung ſeiner günſtigen 
Lage an der Weltſtraße Wien— Frankfurt Holland zu danken 
hatte, braucht nicht beſonders hervorgehoben zu werden. Der 
Kurier an der Donau verſorgte die Paſſauer vier Mal in der Woche 
mit den neueſten Nachrichten. Selbſt über Rußland und die Türkei 
wurden die Leſer genau unterrichtet. Man merkt auch hier das 
offenſichtliche Beſtreben, Geſchehniſſe aus entfernten Ländern mit⸗ 
zuteilen, während die Vorgänge in den Nachbarſtaaten Oeſterreich 
oder Bayern kaum berührt wurden, ſich vielmehr auf das rein 
Geſellſchaftliche beſchränkten; z. B. wurden mit Vorliebe Familien⸗ 
nachrichten des Kaiſerhauſes in ausführlicher Breite publiziert, wo⸗ 
bei man nicht vergaß, die Zahl der Diamanten in dem Brautſchmuck 
irgend einer Prinzeſſin zu erwähnen. „In der Hauptſache mußte 
ſich die Journaliſtik des 18. Jahrhunderts nach wie vor auf das 
Ausland beſchränken und je ferner, deſto beſſer und ungefährlicher“. 
Das Hauptintereſſe der 90er Jahre war auf die Vorgänge in Frank⸗ 
reich gerichtet. Nach einem Nationalgefühl, das durch die franzö⸗ 
ſiſchen Übergriffe erweckt wurde, würden wir bei dieſen Nachrichten 
vergebens ſuchen. Die Berichterſtattung erfolgte ſachlich und gleich⸗ 
gültig, ſie hielt am tendenzloſen Referat feſt. 


Jeder Artikel war ſo eingeteilt, daß der Ort der Aufgabe in 
fetten Lettern die Überſchrift bildet, dann folgt in gewöhnlicher 
Schrift das Datum und die Nachricht ſelbſt. In der gleichen Weiſe 
waren auch die Paſſauer Verordnungen abgedruckt, was das Ganze 
ziemlich unüberſichtlich erſcheinen ließ, z. B. | 
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Paſſau 
den 13. May 1792... 

In dem lokalen Teil der uns überlieferten Jahrgänge des 
Kuriers an der Donau waren neben den Inſeraten von Künſtlern 
auch die Geburten-, Trauungs⸗ und Sterbeverzeichniſſe, bereits 
nach Pfarreien getrennt (Dompfarrei und Stadtpfarrei), eingerückt. 
Ebenſo hatten die Wohltätigkeitsvereine, z. B. das Armeninſtitut, 
ihre Jahresabrechnungen hier zu veröffentlichen, die uns einen 
wertvollen Einblick in ihr Geſchäftsgebaren verraten. Die Theater⸗ 
direktion kündigte ihren Spielplan für die Winterſpielzeit im vor⸗ 
aus an und dieſen Ankündigungen verdanken wir die einzige Kennt⸗ 
nis von einem zuſammenhängenden Spielplan unter Auerſpergs 
Regierung. Die Verordnungen des Fürſten und der Schul⸗ und 
Studienkommiſſion fanden ebenfalls in der Zeitung ihren Platz; 
ſo werden wiederholt Einladungen an die Eltern zu den öffent⸗ 
lichen Schlußprüfungen hier veröffentlicht. Ein Artikel vom 
15. Mai 1792 beſchäftigt ſich ausführlich mit der Eröffnung des 
Tollhauſes und mit ſeinen Einrichtungen. Er beginnt mit den 
folgenden Worten: 

„Nachricht: Seine hochfürſtliche Eminenz, unſer gnädigſter 
Landesfürſt und Herr, Herr . .. haben aus landesfürſtlicher Milde 
und Fürſorge gnädigſt geruhet ein allgemeines Tollhaus in der 
Feſtung Oberhaus zum Behuf derley unglücklichen Menſchen⸗ 
gattungen auf höchſt eigene Unköſten errichten zu laſſen“, und endet 
mit den Worten: „Welche höchſte landesväterliche Verfügung zu 
jedesmanns Wiſſenſchaft anmit kundgemacht wird. Gegeben im 
hochfürſtlichen Hofrath, 

Paſſau, den 8. May 1792. Albert von Dapſul, 

: H. R. u. Secretar.“ 


Aus der Umgebung von Paſſau finden wir nur eine eingehende 
Notiz von dem Brandunglück in nahen bayer. Vilshofen von 1792. 
Auerſperg hatte gleich nach deſſen Bekanntwerden 11 Zentner 
Ochſenfleiſch und 1000 Wecken Brot per Schiff „aus menſchenfreund⸗ 
lichem Gefühl“ übermitteln laſſen und die Paſſauer Bürgerſchaft 
konnte durch Sammlung die ſtattliche Summe von 859 fl. zuſammen⸗ 
bringen, zu welcher der Biſchof noch 340 fl. beiſteuerte. Allmählich 
tauchten mehr Einzelheiten über den Verlauf des ſchrecklichen Natur⸗ 
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ereigniſſes in der Zeitung auf, und es iſt beſonders ergötzlich zu 
leſen, wie die Ortenburger „ihrer lutheriſchen Konfeſſion unge⸗ | 
achtet“ ſogleich mit Spritzen und Eimern über den Berg nach Vils⸗ 
hofen eilten, um ihren bedrängten katholiſchen Nachbarn zu Hilfe 
zu kommen. | | 

Die Paſſauer Zeitung hatte durch ihre Verordnungen jogar den 
Weg ins Ausland gefunden. So druckt „Der deutſche Zuſchauer““) 
eine ausgeſprochen aufgeklärte Zeitſchrift, die Verordnung Auer⸗ 
ſpergs über die Aufhebung der Bruderſchaft zur allerheiligſten 
Dreifaltigkeit ab unter dem Titel „Reinigung der Religionsbegriffe 
in Paſſau“. Der „Zuſchauer“ ſchließt mit den Worten: „Zu dieſen 
guten Fürſten, die ihre Untertanen durch Belerung und Aufhellung 
alter Begriffe glücklich zu machen bemüht ſind, gehört unſtreitig 
der izzige Fürſtbiſchof von Paſſau. Einen Beweis gibt die Ver⸗ 
ordnung, die ich dem Leſer aus dem Paſſauer Intelligenzblatt vom 
23. December 1785 mitteilte. Es iſt angenehm zu hören, wie die 
Verdrängung der alten Stupidität immer mehr und mehr um ſich 
greift.“ 

Einen merklichen Fortſchritt gegenüber dem Churbaieriſchen 
Intelligenzblatt bildet die Tatſache, daß in Paſſau die Buchhändler 
ihre neuerſchienenen Werke anpreiſen und beſprechen durften. Be⸗ 
kanntlich hatte Karl Theodor dem Churbayeriſchen Intelligenzblatt 
im Jahr 1783 die Rezenſion von Büchern und Druckſchriften unter⸗ 
ſagt. Bei dieſer Gelegenheit ſei auf folgende Ankündigung im 
Kurier von 1792 beſonders hingewieſen, die das Buch eines Mönchs 
von Fulda über die römiſchen Übergriffe an die deutſche Kirche 
warm empfiehlt. Es iſt das der einzige Beleg dafür, daß der 
Febronianismus auch im Paſſauer geiſtlichen Fürſtentum nicht 
unbekannt geblieben war. Ambroſi, der Verleger der Zeitung und 
Herausgeber verſchiedener Bücher, die er nachdruckte, kündigte aus⸗ 
geſprochen aufgeklärte Werke an, ſo „Meynungen oder Vota des 
Bartholomäusmeiſters, Schullehrers zu R—g, über verſchiedene 
Punkte der heutigen Aufklärung“, oder Ambroſi läßt folgendes 
veröffentlichen: „Von der Überſetzung des bereits angekündigten 
italieniſchen Werks „Die Rechte des Menſchen“ von Spedalieri 


5) „Der deutſche Zuſchauer“, herausgeg. v. P. A. Winkopp, ohne 
Druckort 1786. . 
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(Nicolaus Spedalieri war Profeſſor der Theologie in Sizilien, ſein 
Werk entſpricht durchaus den Ideen vom Naturrecht) haben die 
erſten 2 Teile wirklich die Preſſe verlaſſen und ſind in der Hof⸗ 
buchdruckerei zu haben“. Ziemlich zahlreich erſcheinen im Kurier 
die Ankündigungen von muſikaliſchen Neuerſcheinungen, beſonders 
der „Singmuſik“. Aus dem Journal der Muſik für Damen wird 
die Arie „Der Vogelfänger“ von Mozart mit 6 Variationen von 
Madame Aurhammer beſonders hervorgehoben. Daneben pries 
man Arien aus Martin y Solers beliebter Oper „Coſarara“, Duette 
von Salieri, Cimaroſa und Paiſiello beſonders an. Mozarts 
„Eingangsſymphonie aus der Zauberflöte“ (d. i. die Ouvertüre), 
ſeine Sonaten und Konzerte, Haydns neueſte Quartette ſind ſtändig 
auf Lager. | 

Wir find durch die eben angeführten Veröffentlichungen der 
Ambroſiſchen Buchhandlung bereits auf die Inſerate gekommen, die 
ſich im Kurier nicht ſehr zahlreich finden. Arzte empfehlen ſich hier 
mit ihrer Kunſt, Okkuliſten, Zahnärzte preiſen ihre Fähigkeiten an, 
Zauberkünſtler ſetzen durch ihre Verheißungen bereits im voraus 
das Publikum in Erwartung. „Herr Enslen, ein Mechanicus, hat 
im hochfürſtlichen Hoftheater ſein mit großer Kunſtmühe und Auf⸗ 
wand verfertigtes mechaniſches Kunſtkabinett errichtet, welches ſo⸗ 
wohl aus lebendig ſcheinenden Automaten oder künſtlich beweglichen 
und muſikaliſchen Figuren als auch aus ageroſtatiſchen und optiſchen 
Produktionen beſteht“. Er kündigt eine „phyſikaliſche“ Vorſtellung 
an, betitelt „Die optiſche Illuſion oder die Vervielfältigung eines 
Geiſtes“. Wer denkt bei dieſen Worten nicht an den erſten Akt 
von „Hoffmanns Erzählungen“? Enslen ſcheint mit ſeinen Dar⸗ 
bietungen großen Erfolg gehabt zu haben, da er ſie fünfmal wieder⸗ 
holen mußte und der Hofrechenkammer 10 fl. Zins entrichten konnte. 

Daß Handel und Wirtſchaft in Paſſau keine große Rolle ſpielten, 
läßt ſich allein aus den ſpärlichen Anzeigen der Geſchäftsleute ent⸗ 
nehmen: friſch eingetroffene Delikateſſen und Südfrüchte, auch 
Weine werden inſeriert. Wenn eine Verſteigerung ſtattfindet, 
ſollen fi die Intereſſenten im Zeitungscomptoir nähere Auskunft 
holen. Vollſtändig fehlt der Handelsteil, Kursbericht c. Die 
Kurſe wurden vom Hofrat gewöhnlich mittels Generale direkt an 
die Pflegämter hinausgegeben, alſo nicht auf dem Amweg über die 
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Zeitung. Steckbriefe über entflogene Kanarienvögel oder ent- 
laufene „Pummerl“ tragen zur Abwechſlung bei. Im ganzen keine 
weltbewegenden Mitteilungen. | 

Otto Groth ſchreibt, daß die Zeitungen jener Zeit „an die 
Meldung von Untaten und Unglücksfällen eine ernſte Betrachtung 
zur Belehrung und Verwarnung fügten, ſie brachten Abhandlungen 
aus dem bürgerlichen und ſozialen Leben, moraliſierende Aufſätze. 
populäre Darlegungen aus der Geſchichte, Geographie, Kunſt⸗ 
geſchichte, Philoſophie“. Das alles vermiſſen wir in dem Kurier an 
der Donau vollſtändig; obwohl gerade die Intelligenzblätter dieſe 
Art der Belehrung nach dem Vorbild der engliſchen moraliſchen 
Wochenſchriften beſonders pflegten, findet ſich im Paſſauer Kurier 
keine Spur. Dagegen trifft für den Kurier an der Donau voll⸗ 
kommen zu, wenn Groth erwähnt, er „war in erſter Linie nicht für 
die Gelehrten beſtimmt, ſondern für den gemeinen Mann, für die 
breiteren Schichten des erwerbstätigen Bürgertums, die kleinen 
Kaufleute, Handwerker, Bauern“. 

Immerhin konnte ſich der Kurier an der Donau ſpäterhin einer 
ſehr günſtigen Entwicklung erfreuen, als er unter dem moderneren 
Titel der „Donauzeitung“ als führendes Organ der „Patrioten“ 
in der konſtitutionellen bayeriſchen Monarchie eine gewichtige Rolle 
im politiſchen Leben ſpielte. | 


Buchhandel. 
Über den Buchhandel der Paſſauer Reſidenz in den letzten Jahr: 
zehnten des 18. Jahrhunderts läßt ſich wenig ſagen. Johann 
Pezzl in ſeiner ſehr kritiſch aufgeklärten Abhandlung „Reiſe durch 
den baieriſchen Kreis“) ſchreibt noch kurz vor dem Regierungs⸗ 
wechſel im Jahr 1783: „Wäre die Stadt nicht ſo ſehr mit Pfaffen 
angefüllt, die es bekanntlich noch immer für nötig halten, die natür⸗ 
lichſten Dingen in heiligen Nebel zu hüllen, ſo würde ſie kein 
unwitziges Völklein beherbergen. Dieſes Nebelſyſtem drückt aber 
hier deſto mächtiger, weil die Geiſtlichen nicht bloß predigen, ſondern 
herrſchen. Es ijt ſeit etwa 1 Jahren eine Buchhandlung hier. 
Der Buchhändler heißt Nothwinkler. Er verſieht die Domherren 
6) „Reife durch den bayeriſchen Kreis“, herausgeg. v. Johannes Pezzl, 
Salzburg⸗Leipzig 1784. 
8 
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mit Voltaire, Grecourt und Rabelais, das Konſiſtorium (d. i. den 
geiſtlichen Rat) und Lyzeum mit Stattlers, Horwaths, Antoines 
und Voits theologiſchen Lukubrationen und die ſchöne Welt mit 
Goethe, Miller, Wieland und Wetzel.“ Der Verfaſſer der „Gallerie 
merkwürdiger Oerter in Deutſchland“) erzählt von der Regierungs⸗ 
zeit des Fürſten Auerſperg: „In Paſſau befindet ſich ein einziger 
Buchhändler, der zugleich eine Leihbibliothek errichtet hat. Seit 
Auerſpergs Regierung liegt aber in Paſſau jedes größere Buch⸗ 
händlergeſchäft darnieder, denn was die Zenſur nicht unterdrückt 
hat, deſſen Abnahme hemmt der Krieg“. Die meiſten Beſteller, wie 
auch der Fürſtbiſchof ſelbſt, wandten ſich wegen des langweiligen 
Geſchäftsgangs direkt nach Salzburg, Wien oder München. Nach 
den Hofratsprotokollen entſtand nur einmal eine Differenz des 
Buchhändlers Nothwinkler mit dem Hofrat als Zenſurbehörde. 
Dieſer hatte ſich nämlich im Revolutionsjahr 1789 gezwungen ge⸗ 
- jehen, dem Hauptmautner den Auftrag zu geben, daß zur Ver⸗ 
meidung ſchädlicher Bücher der Zenſurkommiſſion alle neuankom⸗ 
menden Bücher eingeſchickt werden ſollten. Nothwinkler wehrte ſich 
dagegen, weil dieſes ſo umſtändlich ſei, und bat um die Erlaubnis, 
einen zuverläſſigen Katalog der ankommenden Bücher an die 
Zenſurkommiſſion einſenden zu dürfen, damit er nicht die geſiegelten 
Pakete zur Kommiſſion ſchicken müßte. 

Die Zenſur hatte unter dem Fürſtbiſchof Firmian die geiſt⸗ 
liche Ratſtelle inne. Zu Beginn des Jahres 1786 wurde ſie dann 
auf die geheime Kabinettskonferenz übertragen, und als Zenſor 
wurde der Geheimrat von Teng aufgeſtellt. Die Wirkſamkeit dieſer 
Kommiſſion fand in den Akten keinen Niederſchlag; nur einmal 
erging per Generale das allgemeine Verbot der „Oberdeutſchen 
Litteraturzeitung“ für das geſamte Hochſtift. Die „Jakobiner⸗ 
riecherei“ hatte ſcheinbar in ſolchem Maße um ſich gegriffen, daß 
auch dieſe gemäßigte, wenn auch fortſchrittliche pädagogiſche und 
mediziniſche Zeitſchrift den Zenſoren verdächtig erſchien. Aus dem 
Jahre 1794 erfahren wir durch die „Briefe des Reiſenden an ſeinen 
Freund“ über das Hochſtift Paſſau, daß die Bücherzenſur, „welche 
ehemals bis auf das theologiſche Fach einem einzigen Mann anver⸗ 

7) Gallerie merkwürdiger Oerter in Deutſchland. 1. Stück. Ronne⸗ 
burg⸗Leipzig 1803. 
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trauet war, jeit einiger Zeit geſchärfet wurde und einer bejonders 
niedergeſetzten Kommiſſion übertragen. Sie beiteht aus einem 
geiſtlichen Rat und zwei Hofräten“.“) Die Namen werden hier 
leider nicht genannt. Es ijt aber zu vermuten, daß der Hof⸗ 
bibliothekar von Renſi Mitglied dieſer neuaufgeſtellten Kommiſſion 
war, ein Mann von ausgeſprochen reaktionärer Geſinnung, der 
jedenfalls das Zenſurgeſchäft ſehr ernſthaft betrieb. Es iſt be⸗ 
zeichnend, daß der geiſtliche Rat unmittelbar nach Auerſpergs Tod 
an den neuen Fürſtbiſchof mit der Bitte herantrat, ihm wieder 
wie in früheren Jahren die Zenſur allein zu übertragen. Kurz 
nachher zu Beginn der Regierung des Grafen Leopold von Thun, 
jo erfahren wir aus dem Hofkalender von 1798, war die Zenſur 
ſowohl dem geiſtlichen Rat als dem Hofrat übertragen. 


Die literariſchen Intereſſen des Fürſtbiſchofs Auer⸗ 
ſperg zu erkunden, war eine ziemlich mühſame Aufgabe, da die 
Quellen ſehr verſtreut ſind und meiſt nur in Buchhändlerrechnungen 
beſtehen. Der Fürſtbiſchof war ein eifriger Zeitungsleſer, der 
4 Zeitungen von Wien, Augsburg, Erlangen und Salzburg ſtändig 
abonniert hatte: die Wiener und Erlanger Realzeitung, die Augs⸗ 
burger Ordinaripoſtzeitung und die öſterreichiſche geiſtliche Zeitung; 
dazu kam jedenfalls ſeit 1788 noch das „Allgemeine deutſche Volks⸗ 
blatt“, welches in Gießen verlegt wurde und Auerſperg von einem 
Profeſſor Hetzel gewidmet worden war. In der Folgezeit ſchaffte 
der Hofbibliothekar auf höchſten Befehl den „Göttingiſchen Ge⸗ 
lehrten“ an. Unter den angeführten Zeitungen zeichnet ſich be⸗ 
ſonders die Wiener Realzeitung durch einen ausgeſprochen auf: 
geklärten Radikalismus aus, der vor keiner Tradition zurück⸗ 
ſchreckte und über jede Materie in ſehr angriffsluſtiger Weiſe pole⸗ 
miſierte. Das Intereſſe Auerſpergs ſcheint ſich beſonders hiſtoriſchen 
Gegenſtänden zugewandt zu haben. Renſi beſtellt im Jahr 1790 
eine „allgemeine deutſche Welthiſtorie“ aus Salzburg, ſowie Baum⸗ 
gartners „allgemeine Weltgeſchichte“ im Geſamtwert von 28 fl. 
48 fr.°) Im nächſten Jahr, 1791, finden wir in ſeinem Geldjournal 


8) Beiträge zur Geographie, Geſchichte und Staatenkunde, herausgeg. 
von J. E. Fabri, 1. Bd., 2. Stück, Nürnberg 1794. | 


9) B. St. A. L. Repertorium 1131, Fasc. 4, Nr. 28. 
8 * 
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eine Ausgabe von 27 fl. für die Zeitſchrift „Pomona austriaca“ von 
Kraft in Wien. “) 

Die Domherren, deren Lektüre Voltaire, Grécourt und 
Rabelais bereits oben erwähnt wurde, hatten ſich den geiſtigen 
Strömungen, wie ſie von Frankreich aus ihren Weg nahmen, keines⸗ 
wegs verſchloſſen. Der Verfaſſer der „Gallerie merkwürdiger Oerter 
in Deutſchland“ charakteriſiert ſogar Thomas von Thun, das Haupt 
der „Obſkuranten“, mit folgenden Worten: „Ihm fehlt es nicht am 
Verſtande . . . er ſelbſt dachte frei, ja ich glaube zu frei, er geſtattete 
auch anderen frei zu denken, aber bloß für ſich, ohne Einfluß auf 
den größeren Haufen zu äußern.“) 

Über die geiſtige Regſamkeit der Paſſauer Bevölkerung 
waren alle Schriftſteller jener Zeit des Lobes voll: „Unter Schu⸗ 
bauern hatte das Leſen, beſonders proteſtantiſcher Schriftſteller, 
ungemein zugenommen. Er hatte ſelbſt für die Studierenden eine 
ausgewählte akademiſche Bibliothek errichtet, über die er mit 
unermüdbarer Geduld die Aufſicht führte.. .. Von ihm an ijt die 
ausgebreitere Lektüre der beſſeren Schriften in Paſſau zu datiren. 
Über Kant, Herder, Jakobi, Reinhold, Fichte, Schelling und Bardili, 
über Hufeland und Röſchlaub, über Chriſt, Thär und die engliſchen 
Landwirtſchaftslehrer, als Joung, Marſhall uſw., über Gothe, 
Schiller, Tieck und Schlegel, über Wieland, Kotzebue und Merkel, 
über die älteren und neueren beſſeren Geſchichtsſchreiber kann man 
treffende Urteile hören und feine eigenen berichtigen.“ ) Ein 


anderer Gewährsmann aus dem Jahre 1794 befaßt ſich ebenfalls . 


mit den geiſtigen Intereſſen der Paſſauer Bevölkerung und er iſt 
es auch, der uns Einzelheiten über die Einſtellung der Bürger 
gibt!): „Die Dikaſterianten (d. |. die Beamten) teilen ſich in zwei 
Lager: die ältere Gruppe iſt gegen jede Literatur, die Jüngeren, 
aufgeklärt, zeigen einen feineren Weltton ... die Aufklärung hat 
hier wirklich ziemlich große Fortſchritte gemacht. Die Liebe zur 


10) H. St. A. M. Hochſtiftsliteralien 833. 

11) q. a. O. | 

12) Gallerie merkwürdiger Oerter in Deutſchland, Ronneburg-Leipzig 
1803. ö 

13) Beiträge zur Geographie, Geſchichte und Staatenkunde, Nürnberg 
1794. 
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Lektüre hat jih unter allen Ständen, ſelbſt bis zu dem 
Stand der Bürger herab, verbreitet.. .. Unter vielen Ein⸗ 
wohnern ſind auch viele ſehr gute Bücher im Umlauf. Selbſt einige 
Bürger leſen ſelbe mit wahrer Antheilnahme, ohne von einem 
ketzeriſchen Gift angeſteckt zu werden. Die Folge davon war bisher, 
daß in einer Reihe von Jahren die Zahl der Beſſerdenkenden in 
Paſſau zuſehends wuchs. Beſonders verdient ihre tolerante Ge⸗ 
ſinnung gerühmt zu werden.“ Der Geſchmack der Paſſauer wurde 
gebildet und die Umgangsformen wurden feiner: „Es verlor ſich 
die ehedem herrſchende Schlägereiſucht in den Schänken immer 
mehr“. Aus allen dieſen Bemerkungen geht hervor, daß der auf⸗ 
geklärte Geiſt der Humanität auch in das geiſtliche Fürſtentum ein⸗ 
gezogen war und hier ſeinen veredelnden Einfluß verbreitet hat. 
Während ſich die Paſſauer Bühne Schillers und Goethes drama⸗ 
tiſchen Werken noch verſchloß, triumphierten ihre poetiſchen und 
epiſchen Werke über die zweitklaſſigen Schriftſteller, die auf der 
Bühne noch ihren unbeſtrittenen Platz einnahmen. Und wiederum 
ſcheinen die Vorklaſſiker, beſonders Wieland und Klopſtock, in 
Paſſau treue Anhänger gefunden zu haben. 


Bibliotheken. 

Paſſau konnte ſich in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahr⸗ 
hunderts bereits einer Leihbibliothek rühmen, die als einziges 
Inſtitut allen zugänglich war. Ihr Beſtand wurde bereits oben 
erwähnt. Ebenſo fand Schubauers Gymnaſialbibliothek dort ihre 
Würdigung. Die akademiſche Bibliothek enthielt nach den „Briefen 
eines Reiſenden“ viele unvollſtändige Werke, „da ſie unter der 
vorigen Regierung von Hausknechten verwaltet worden war. Jetzt 
bringt ſie Ignaz Schmid in Ordnung. Zur Vermehrung dieſer 
Bibliothek ijt kein Fond vorhanden“. “) Daneben muß noch als 
größere Bibliothek die Hofbibliothek hervorgehoben werden. „Sie 
iſt ſehr zahlreich und es befinden ſich darin viele gute und koſtbare 
Werke. Das hiſtoriſche Fach beſitzt wahre Schätze. Die Zahl der 
Bände beläuft ſich auf 24 000“. 15) Auch um die Hofbibliothek machte 
ſich Ignaz Schmid als Adjunkt des Hofbibliothekars gegen einen 

14) Beiträge zur Geographie, Geſchichte und Staatenkunde. 

15) Meiträge zur Geographie, Geſchichte und Staatenkunde. 
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jährlichen Gehalt von 100 fl. verdient. Schon 1776 hatte der da⸗ 
malige Bibliothekar, der Hofrat Franz Anton Prugger, Edler von 
Grünberg, die Bibliothek geordnet und 10 000 Doubletten ausge⸗ 
ſchieden, indem er ſie der biſchöflichen Seminarbibliothek über⸗ 
wies.““) Sein Nachfolger war der oft genannte Dominikus von 
Renſi, und es war das Tragikomiſche, daß dieſer reaktionäre Mann 
in Ignaz Schmid eine ſo aufgeklärte Hilfskraft erhielt. Schmid, 
der mit den Profeſſoren Milbiller, Schubauer und Lenz im Jahr 
1794 den Kabalen der reaktionären Partei erlag, wandte ſich mit 
ſeinen Leidensgenoſſen nach Wien und erhielt dort die Stelle des 
Kuſtos an der Hof⸗ und Zentralbibliothek. In der Hofbibliothet 
fanden ſich keinerlei Spuren ſeiner ſchriftſtelleriſchen Tätigkeit, die 
er jedenfalls vor ſeiner Flucht aus dem Hochſtift vernichtete. Er 
hatte unter dem Pſeudonym Friedrich Pächtermünze einige Werke 
veröffentlicht und hatte ſich die reichen Schätze der Hofbibliothek für 
ſeine Studien zunutze gemacht. 

Außer den genannten Bibliotheken nannten einige Domherren 
ausgedehnte Privatbibliotheken ihr eigen; beſonders Graf Welſperg, 
Graf Firmian und Graf Thomas Thun. „Außerdem beſchäftigen 
ſich hier wenige mit Wiſſenſchaft“, ſetzt der Reiſende in ſeinem Brief 
über das Hochſtift hinzu. — Unter Leopold von Thun, dem letzten 
reichsunmittelbaren Fürſten in Paſſau, wurden ſeine eigene, die 
Firmianiſche und die Kardinal Auerſpergiſche Hausbibliothek der 
Hofbibliothek einverleibt, die durch dieſe Neuerwerbungen beſonders 
an Werken der neueren Literatur ſehr bereichert wurde. Blaſius 
Puchner, dem letzten fürſtbiſchöflichen Bibliothekar, gebührt das 
unbeſtrittene Verdienſt der Katalogiſierung der Hofbibliothek, die 
bekanntlich in dem viereckigen Turm im Südoſten der neuen 
Reſidenz untergebracht war und iſt. Dieſer Bibliothekar erwirkte 
vom Fürſtbiſchof von Thun die Erlaubnis, ihre Schätze der All⸗ 
gemeinheit zugänglich zu machen, ein Gedanke, der der Auer⸗ 
ſpergiſchen Periode noch völlig fern lag.“) 

überblicken wir das geiſtige Leben Paſſaus auf den bisher be⸗ 
handelten Gebieten, ſo können wir in den letzten Jahrzehnten des 


16) F. K. Schuſter, Die ehemalige fürſtbiſchöfliche Paſſauer Hof⸗ 
bibliothek, Oſtbair. Grenzmarken, Jahrg. 13, 1921. 
17) F. X. Schuſter a. a. O. 
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18. Jahrhunderts im Vergleich zu der vorhergegangenen Regierung 
Firmians einen beträchtlichen Aufſchwung feſtſtellen, der zwar nicht 
allein das Verdienſt des aufgeklärten Regenten war, aber doch 
weſentlich durch ihn gefördert wurde. Das Paſſauer Fürſtentum 
ſtellte ſich den geiſtigen Strömungen des ausgehenden 18. Jahr⸗ 
hunderts keineswegs mehr feindlich entgegen. Ja, es nahm ſie ſogar 
willig auf. Beſonders wichtig iſt natürlich, daß das Bürgertum zum 
erſten Mal lebhaftes Intereſſe am geiſtigen Leben nahm. Daß es 
durch das rege Theaterleben gefördert wurde, kann nicht beſtritten 
werden. Es herrſchte eine geſündere Atmoſphäre als am Münchener 
Hof unter Karl Theodors Regierung. Wie auf anderen Gebieten 
des künſtleriſchen Lebens bildete ſich auch in Paſſau eines jener 
kleinen Kulturzentren aus, die Deutſchland ſo reizvoll machen, und 
die es aber in ſeiner politiſchen Entwicklung ſo ſehr hemmten. — 
Wir ſehen außerdem im geiſtigen Leben am Paſſauer Hof die Hin⸗ 
wendung zum nordweſtdeutſchen Gedankenkreis, eine bemerkens⸗ 
werte Tatſache, wenn wir bedenken, daß früher die kulturellen An⸗ 
regungen faſt ausſchließlich von Wien ausgegangen waren. Zum 
erſten Mal tritt Paſſau in Verbindung mit der norddeutſchen Auf⸗ 
klärung, die, nachdem ſie ihre radikalen Seiten abgeſtreift und ſich 
zur Humanität durchgerungen hatte, in dieſer Form umſo leichter 
Eingang in das Denken des ſüddeutſchen Menſchen finden konnte. 
Zum erſten Mal ſeit der Reformation hatte ſich die geiſtige Ver⸗ 
bindung zwiſchen Nord und Süd wieder feſter geknüpft, waren die 
weltanſchaulichen Gegenſätze hinter den allgemeinen Gedanken der 
Toleranz und Humanität zurückgetreten. 


2: Die Organiſation der deutſchen und . 
Schulen. 


Die Organiſation des deutſchen Schulweſens. 
Selten hat ſich ein Jahrhundert ſo eingehend mit der Erziehung 
des Menſchen befaßt wie das 18., und ſicher hat keine Zeit ſolch 
einen optimiſtiſchen Glauben an die Vervollkommnung des 
Menſchen, wie ſie durch die Erziehung erreicht wird, gehabt wie 
jene. Zum erſten Mal tritt das Kind in den Mittelpunkt des 
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Intereſſes, ſeine Heranbildung zum vollwertigen Menſchen iſt das 
Ziel der hervorragenden Pädagogen, wie Baſedow, Rochow, ſpäter 
Peſtalozzi. Nie zuvor waren die Probleme der Erziehung und des 
Unterrichts jo eifrig erörtert worden wie in der Zeit der Auf: 
klärung und der Humanität. In Zeitſchriften ſprach man ſich dar⸗ 
über aus, tauſchte Erfahrungen aus und legte Theorien feſt. 
Rouſſeaus Grundſatz „Rückkehr zur Natur“ wirkte auf dem erziehe⸗ 
riſchen Gebiet bahnbrechend. Der Glaube an die Bildungsfähig⸗ 
keit des Menſchen war unbegrenzt. 

Zum erſten Mal taucht in der Geſchichte der Gedanke einer 
Volks ſchule auf und zwar im engſten Zuſammenhang mit der 
Forderung des aufgeklärten Staates nach geiſtig und ſeeliſch durch⸗ 
gebildeten Staatsbürgern. Die Initiative zu der Gründung der 
Volksſchule ging alſo nicht unmittelbar (und das iſt weſentlich) von 
dem Bildungsbedürfnis der Maſſen aus, ſondern vom Staat, ins⸗ 
beſondere vom Fürſten. Bahnbrechend für alle deutſchen Staaten 
wirkte das Vorbild Friedrichs des Großen. In engſter Anlehnung 
an ſeine aufbauenden Reformen zur Erziehung gebildeter Unter⸗ 
tanen entſtanden die öſterreichiſchen Normal⸗ und Trivialſchulen 
unter Maria Thereſia, die Joſef II. in den 70er Jahren ſtraffer 
organiſierte, indem er jie der Aufſicht durch die geiſtlichen Behörden 
entzog und unter die direkte Aufſicht des Staates ſtellte. Auch in 
dem Paſſauer Nachbarſtaat verſuchte man ſchon damals, der Ver⸗ 
beſſerung der öſterreichiſchen Schulen etwas Ahnliches gleichzuſetzen, 
ohne jedoch zu einem poſitiven Ergebnis zu kommen. Der Paſſauer 
Kardinal von Firmian, ein treuer Anhänger des Habsburgiſchen 
Hauſes und ein intimer Freund Maria Thereſias, reichte ſogar auf 
Verlangen der Kaiſerin einen Entwurf für die öſterreichiſche Schul⸗ 
verbeſſerung ein (ca. 1775). In ſeinem eigenen Territorium aber 
beſchränkte ſich Firmian nur auf die Sorge um einen ausgedehnten 
Unterricht in der Chriſtenlehre; damit waren ſeine Bemühungen 
um das geiſtige Wohl ſeiner Untertanen erſchöpft. Die Erziehung 
der Jugend war nach ſeiner Meinung Sache des Einzelnen. Aus 
dieſem Grunde war die Zahl der Hauslehrer, meiſt armer Studen⸗ 
ten, die ſich durch einen Nebenverdienſt ihren Unterhalt erwarben, 
verhältnismäßig groß. Die höheren Beamten der Dikaſterien und 
der Stadt, ſelbſt wohlhabende Bürger unterhielten ſolche in ihren 
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Familien. Der Anterricht durch die Studenten beſchränkte ſich meiſt 
nur auf Leſen, Schreiben, Rechnen, beſtenfalls Geſchichte. Die 
unteren Klaſſen der Bevölkerung ſchickten ihre Kinder in die 
„Winkelſchulen“, deren es in der Reſidenzſtadt Paſſau fünf gab. 
Der „Winkelſchullehrer“, der Vorſteher einer ſolchen Bildungs⸗ 
anſtalt, wenn man den Ausdruck überhaupt gebrauchen darf, war 
im Hauptamt ein Handwerker, etwa ein Krämer oder Schuſter 
oder Mesner, und lehrte nebenbei Leſen und Schreiben. Von einer 
fachgemäßen Ausbildung konnte bei ihm natürlich keine Rede ſein. 
Er unterrichtete nur zur Verbeſſerung ſeiner Einkünfte, hielt in 
ſeinen Wohn⸗ und Arbeitsräumen Schule, wann und wie oft es 
ihm beliebte. So lebte „am Sand“ ein Schulmeiſter mit dem voll⸗ 
tönenden Titel „Hofſchulmeiſter“, der, wie die Unterſuchung der 
Schulkommiſſion ergab, ſchon 20 Jahre unterrichtete und einen 
jährlichen Gnadengehalt des Kardinals von 54 fl. empfing. Dafür 
hatte er die Kinder der Hofbedienſteten und Trabanten unentgelt⸗ 
lich zu unterrichten. Außerdem erhielt er noch 10 fl. für den Unter⸗ 
richt von armen Kindern. Seine Schule wies 60 Kinder auf. Ein 
anderer Schulmeiſter war der Waiſenhausvorſtand im „Ort“, der 
30 Kindern Leſen, Schreiben und Rechnen lehrte. Ein dritter 
Lehrer hatte gegen einen Gehalt von 30 fl. 40 Inwohners⸗ und 
Säckelträgerkinder zu unterrichten. Der vierte hatte den Titel 
eines „Kloſter Niedernburgiſchen Schulhalters“ und empfing für 
den Unterricht von 24 Kindern aus armen Bevölkerungsſchichten 
35 fl. nebſt Holz⸗ und Korndeputaten. Der Schulmeiſter in der 
Innſtadt hatte ſogar die Klaſſe der Rhetorik abſolviert; da er aber 
noch nicht Bürgerrecht beſaß, konnte er keinen Anſpruch auf Gehalt 
machen. In feiner Schule hatte er 27 arme Inwohnerskinder. 
In der Ilzſtadt unterrichtete der Kantor von St. Salvator, der die 
Poeſie abſolviert hatte. „Dieſer hat mehrere Verrichtungen und 
hält nicht regelmäßig Schule“, er ſtellte deshalb auf eigene Koſten 
einen Präzeptor an. Sein Gehalt beſtand in den Einkünften 
zweier Gotteshäuſer. Dazu zahlte ihm die Steuerkaſſe 20 fl. für 
40—50 Kinder.) 


1) O. A. P. Vorſchläge zur mermeliering des Unterrichts in der 
Thriſtenlehre 1782. 
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Das Hauptintereſſe des Fürſtbiſchofs Firmian richtete ſich auf 
die religiöſe Erziehung, die in den Händen der ehemaligen Jeſuiten⸗ 
patres und der Franziskanermönche lag. Eine Prüfung über die 
Tätigkeit der Schulmeiſter oder die Fortſchritte ihrer Zöglinge fand 
nicht ſtatt. Nur in der Chriſtenlehre wurden zweimal jährlich 
Prüfungen in der Domkirche abgehalten. 


Die deutſche Schulkommiſſion. 
1784 — 9%. 

Das war der Stand der öffentlichen Bildungsſtätten in Paſſau, 
als Fürſtbiſchof Auerſperg die Regierung des Hochſtifts im Jahr 
1783 antrat. Er hatte das Glück, in dem Propſt Philipp von 
Melchior einen Mann zur Seite zu haben, der mit ausgedehnten 
Kenntniſſen in der Pädagogik eine ſtarke Energie in der Durch⸗ 
führung ſeiner Pläne verband. Wenige Wochen nach ſeinem Ein⸗ 
zug in Paſſau erließ Auerſperg folgendes Kabinettsdekret an den 
Hofrat: „Wir haben den ehrwürdig, wohledel geborenen Philipp 
von Melchior, k. k. Rath und infulierten Probſt in Anbetracht ſeiner 
bewährten und Uns ſeit vielen Jahren bekannten, ganz ausnehmen⸗ 
den Gelehrſamkeit, Fähig⸗ und Geſchicklichkeit, dann beſitzenden 
ſonſtigen rühmlichen Eigenſchaften zu Unſerem wirklichen Geheimen 
Rath, Direktor der Studien und des ganzen Hochſtiftsſchulweſens 
und Geheimen Referendario in geiſtlichen Sachen gnädigſt ernannt, 
auch ihm zugleich eine jährliche Beſoldung von 800 fl. angewieſen“. 2) 

Melchiors erſte Tat war, geeignete Männer für die zu bildende 
Schulkommiſſion in der Reſidenzſtadt ausfindig zu machen, die auf⸗ 
geklärt genug waren, um ſein Streben zu verſtehen und die zugleich 
den nötigen Einfluß beſaßen, um ſeine Reformen gegen etwaige 
Widerſtände durchzuſetzen. An der Spitze der Kommiſſion ſtand 
Graf Aichold, ein Freund des Fürſtbiſchofs, der mit ihm von 
Klagenfurt nach Paſſau gezogen war. Er hatte den Titel eines 
Oberſtküchenmeiſters und Referenten in deutſchen Schulſachen. Ihm 
zur Seite ſtanden der geiſtliche Rat Andreas Joſef Gruber, der 
Hofrat von Freyſchlag, der Bürgermeiſter der Stadt Ignaz Lackner, 
der Stadtſyndikus Franz Sales Unruhe, der erſte Lehrer an der 


2) B. St. A. L. Rep. 9b, Fasc. 7a, Nr. 277. 
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Hauptnormalſchule Simon Stadler und ein Aktuar. Die deutſche 
Schulkommiſſion zählte alſo Mitglieder aus ariſtokratiſchen wie aus 
bürgerlichen Kreiſen. Sie ſah ſich nun zuerſt vor die Frage geſtellt. 
mit welchen Mitteln die Volksſchule finanziert werden ſollte. Da 
dem Hochſtift durch die Abtrennung des öſterreichiſchen Teils der 
Diözeſe der Hauptteil ſeiner Einkünfte genommen war, mußte man 
im Land ſelbſt Geldquellen ausfindig machen. Die Aufhebung der 
Kongregation der ſogenannten Wagbruderſchaft, und die dadurch 
freigewordenen Stiftungskapitalien in der Höhe von 600 fl. waren 
ein willkommener Anlaß, dieſe Summe für das Schulweſen in 
Anſpruch zu nehmen. Sie bildete den Grundſtock für den deutſchen 
Schulfond. Der bürgerliche Stadtmagiſtrat wurde ebenfalls zur 
Dotierung herangezogen, er zahlte einen jährlichen Beitrag von 
500 fl. Die Obligationen der bei den Franziskanern und Kapu⸗ 
zinern angelegten Drittordenskapitalien mit 1327 fl. 37 kr. wurden 
auf das Geheiß des Fürſten in Wien eingelöſt und ebenfalls dem 
neuerrichteten Fond überwieſen; außerdem ſteuerte die Kameral⸗ 
kaſſe 1223 fl. 35 kr. bei. Von der dadurch gewonnenen Geldſumme 
von ca. 3650 fl. ſollten 2500 fl. beim Hochſtift zu 3% verzinſt und 
die Zinſen mit 151 fl. 32 kr. an den Fond jährlich abgeliefert 
werden. Weiter ſollten die Kapitalien der Drittordensbruderſchaft 
dazugeſchlagen werden, die zur Beſtreitung der Koſten für jährliche 
heilige Meſſen gedient hatten. Die Kapuziner und Franziskaner 
mußten dieſe Meſſen von nun an nur gegen Erſatz der Stipendia 
lejen.?) 

Es wurde dem Schulond zum Schickſal, daß er von ſeiner 
Gründung an in allen folgenden Jahren bei ſchwachen Kräften 
blieb, obwohl ihm noch verſchiedene Stiftungen einverleibt wurden. 
Die Ausgaben mehrten ſich von Jahr zu Jahr. Beſoldungen der 
Lehrer, Baureparaturen, Käufe von notwendigen Einrichtungs⸗ 
gegenſtänden, Prämien mußten daraus beſtritten werden. Über 
die Ausgaben des Fonds ſei hier folgendes Beiſpiel angeführt: 

Aus einem Quartal⸗ Rechnungsauszug des deutſchen Schulfonds 
1. Oktober 31. Dezember 1785: 


3) B. St. A. L. Rep. 91b, Fasc. 7a, Nr. 27a. 
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Empfang 
. Reit 753 fl. 
An Intereſſenempfang der Röſeriſchen 

Stiftung 237 fl. 


An Intereſſen der Sauteriſchen Stiftung 312 fl. 
An deutſchen Schulfondsintereſſen — 
An einverleibten Wagbruderſchaftsintereſſen 24 fl. 


An Schenkungen und Legaten f — 
An heimgezahlten Kapitalien — 


An gnädigſter Anſchaffung 347 fl. 
An klaſſifizierten Schulgeldern 67 fl. 
An ſonderbarem Empfang 8 fl. 
Summe des Quartalsempfangs 1750 fl. 

Ausgaben . | 
Auf Salarien der Lehrer 479 fl. 
Auf geſtiftete Meſſen | 3 fl. 

. Auf Onera der Röſeriſchen und Sauteriſchen 
Stiftungen 61 fl. 


Auf Anlegung neuer Kapitalien — 
Auf Beheizung und Zinſen (Miete) 


der Schulen 94 fl. 
Auf andere Schulnotwendigkeiten 63 fl. 
Auf Kauf und Reparatur der Schulhäuſer 69 fl. 


Auf hintanbezahlte Intereſſen — 
Auf Remuneration und Porto wegen 


Intereſſen 17 fl. 


Auf verluſtigte Gelder 
Auf ſonderbare Ausgaben 23 fl. 


Summe der Ausgaben: 812 fl. 
Es bleiben alſo an barem Geld übrig 937 fl. 38 kr. 


41 kr. 


45 kr. 
34 kr. 
45 kr. 


45 kr. 


10 kr. 
32 kr. 


30 kr. 


52 kr. 


51½ „ 
20 kr. 
33 kr. 


55½kr. 
Dazu 


kommen noch die oben erwähnten jährlichen 500 fl. des Stadt⸗ 
magiſtrats, die Summe aus der Waiſenhausſtiftung vom Jahr 
1786, da die Waiſenkinder nun mit den anderen Kindern zur 
Schule gehen, ferner werden eingezogen die Stiftung zum Unter- 
richt armer Kinder, die Gülten der aufgehobenen Wagbruderſchaft 
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mit 15 fl. Mit November 1786 „haben S. H. G. geruhet, die bis⸗ 
her monatlichen Schulgelder zur Erleichterung der Eltern in 2 halb⸗ 
jährige Schul⸗ oder Eintrittsgelder abzuändern und auch die Herren 
Gedingsrichter von der Einkaſſierung derſelben, außer den einzu⸗ 
betreibenden Ausſtänden, zu befreien und die Einkaſſierung dieſer 
Eintrittsgelder einem jeden Lehrer der Schule zu übertragen“. 
Im Jahre 1789 ſtimmen zum erſten Mal die eingegangenen Schul⸗ 
gelder mit den Tabellen der Schulkinder annähernd überein. Nur 
in der Innſtadt muß der Propſtrichter noch immer nachhelfen. Am 
Ende des Jahres 1787 konnte der Schulfond endlich ein gewiſſes 
Syſtem an Ein⸗ und Ausgaben feſtſtellen, wie es folgende „Aus⸗ 
weiſung über den beſtehenden deutſchen Schulfond zu Paſſau mit 
dem Schluß des Jahres 1787“ zeigt: | 
a) An ſämtlichen hieher einverleibten und 
ginslid) anliegenden Kapitalien 52 800 fl. — 
b) An Realitäten der 2 erkauften Schul⸗ 
häuſer am Sand 
pro 3000 fl. und in der Innſtadt 


pro 1400 fl. 4400 fl. 
c) An Ausſtänden 34 fl. 


d) An barem Geld in der Kaſſe 697 fl. 58 kr. 


Summa 57 931 fl. 58 fr. 


Das Paſſauer Publikum erfuhr von den Plänen Auerſpergs und 
ſeiner Helfer zum erſten Mal durch folgende Verordnung, die im 
Herbſt 1784 an allen öffentlichen Plätzen „affigiert“ war“): 

„S. H. G. . . „ überzeugt einerſeits von der Schädlichkeit der 
vernachläſſigten oder nicht zweckmäßigen Erziehung, andererſeits 
aber und im Gegenteil von dem vielfältigen Nuzen über⸗ 
führet, der aus einer aechten und wobleingeridteten Erzieh⸗ 
ungsſchule ſowohl der Religion als dem Staat erwächſt, haben 
durch folgende Maasreguln zu befehlen beſchloſſen, daß in der 

Reſidenzſtadt Paſſau, Neumarkt, Inn⸗ und Ilzſtadt verbeſſerte 

deutſche Schulen nach dem allgemein erkannten und gutbe⸗ 

fundenen Lehrſyſtem eingeführet, in einem jeden der benannten 

Ort eine Knaben⸗-⸗ und Mädchenſchul eröffnet, auch allen 


4) B. St. A. L. Rep. 91b, Fasc. 15, Nr. 453. 
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Eltern, welchen Standes und Karakteuts fe ſein mögen, ernſt⸗ 

gemeſſenſt aufgetragen werden ſolle, daß ſelbe ihre ſchulfähige 

Kinder in dieſe verbeſſerte und guteingerichte Schulen nach⸗ 

folgender Ordnung zu ſchicken, oder in ihren eigenen Häuſern 

ſogeſtaltig belehren zu laſſen haben: | 

1. Alle in dem Bezirk der Stadt Paſſau wohnenden ſchulfähigen 

Knaben haben die deutſche Schule im ſogenannten Tanzhaus, 

die Mädchen aber die Schule in dem Frauenſtift zu Niedern⸗ 

burg zu beſuchen und eben auf dieſe Art werden die in Neu⸗ 
markt, Inn⸗ und Ilzſtadt an die dort errichtete Knaben⸗ und 

Mädchenſchulen angewieſen, wobei es von ſelbſten zu ver⸗ 

ſtehen iſt, daß davon im allgemeinen genommen weder 

Honoratiores noch Bemittelte ausgeſchloſſen oder ausge⸗ 

nommen ſind, weder es erlaubt ſein kann, eine andere Schule 

zu beſuchen als die einem jeden vermög gegenwärtiger Ver⸗ 
| ordnung zuerfannt wird. 

2. Werden die bisher üblich geweſte wöchentlichen oder quar⸗ 
talige Schulgelder, ſo denen vorigen Schulmeiſtern ſelbſten 
abgereichet worden ſind, aufgehoben. Da aber der derzeitige 
Schulfond der deutſchen Schulen noch nicht hinlängliche Ein⸗ 
flüſſe beſitzt, daß allgemein ohnentgeldliche Schulen errichtet 
werden können, ſo ſind einſtweilen verhältnismäßige Bei⸗ 
träge als eine Beihilfe feſtgeſetzet, welche jedoch nicht denen 
Schullehrern, denen bereits jährliche Beſoldungen ange⸗ 
wieſen worden ſind, ſondern denen Gedingsrichtern monatlich 
abzugeben kommen, dieſe hingegen haben die ſogeſtaltig ein⸗ 
gebrachten Beiträge alle Monate zur deutſchen Schulfond⸗ 
kaſſe abzuführen. 

3. Haben S. H. G. verordnet, daß die armen und mittelloſen 
Eltern von allen Beiträgen für ihre ſchulfähigen Kinder 
frei ſein ſollen, und daß vielmehr nach Kräften des Schul⸗ 
fonds denenſelben annoch nötige Schulbücher ohnentgeldlich 
abzugeben ſeien. Die bemittelten Eltern hingegen werden 
nach Verhältnis ihres Vermögens und zwar in der erſten 
Klaſſe für ein ſchulfähiges Kind monatlich 20 kr., in der 
zweiten 15 kr. und in der dritten 10 kr. abgeben. Da aber 
die Beſtimmung und Vermögensklaſſifikation nicht von 
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Gedingsrichtern, welche in dieſem Fach nur als Einbringer 
zu betrachten ſind, ſondern von denen eigentlichen Behörden, 
unter deren Gerichtsbarkeit die Eltern ſtehen, zu geſchehen 
iſt, ſo haben ſamtliche Behörden und Stellen denen Gedings⸗ 
richtern zu ihrem Maasſtabe ſowohl die Anzahl der ſchul⸗ 
fähigen Jugend beyderley Geſchlechts als die Klaſſifikation 
der abzugebenden Beiträge mitzuteilen. 

Unter denen ſchulfähigen Kindern werden nur jene ver⸗ 
ſtanden, welche 6—12 Jahre alt und noch nicht zu Haus⸗ 
geſchäften beſtimmt, ſondern noch zur Lehre gewidmet ſind. 
Hierunter gleichwohlen jene eben nicht mit eingerechnet, die 
wegen gar zu großer körperlicher Gebrechen die Schulfähig⸗ 


keit nicht haben. 
Obſchon von Beſuchung der öffentlichen deutſchen Schulen, 


die unter landesherrlicher Aufſicht ſtehen, keine Gattung 


Kinder ausgenommen werden können, aus Urſach, daß die 


landes väterliche Vorſorg von zweckmäßiger Erziehung unter⸗ 
thäniger Jugend niemand ausnehmen darf und kann, ſo 
wollen doch S. H. G. Honoratiores und Bemittelte, die ein 
gegründetes Bedenken tragen ihre Jugend in öffentliche 
Schulen zu ſchicken, oder wie es in anderen größeren Städten 
zu geſchehen pflegt, durch einen Bedienten oder Hausmagd 
dahin zu führen und daraus abholen zu laſſen, unter folgen⸗ 
den Bedingniſſen davon ausgenommen wiſſen, wenn gedachte 
Eltern oder Vormünder die Gründe der Bedenklichkeit der 
aufgeſtellten Schulkommiſſion vorlegen, von derſelben dar⸗ 
über die Begnehmigung ſchriftlich erhalten, auch ſich zum 
Privatunterricht nur ſolche Lehrer wählen, die ſich mit einem 
förmlichen Zeichnis ausweiſen können, daß ſie in der ver⸗ 
beſſerten Lehrart gut bewandert ſind und ſo erheiſchet es 
von ſelbſt Ä | 
Daß die Eltern oder Vormünder jener Kinder, die einen ſo 
geſtaltigen Privatunterricht erhalten, von denen monatlichen 
Beiträgen befreit ſind. Doch haben dieſelbe ihre durch 
Privatunterricht unterwieſene Zöglinge denen zwei öffent⸗ 
lichen jährlichen Prüfungen zu übergeben und für ein jedes 
Kind bei einer jeden Prüfung 2 fl. zum Schulfond zu erlegen, 
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wodurch alſo Gelegenheit verſchafft wird zu erſehen, ob der 
Privatunterricht mit dem feſtgeſetzten Lehrſyſtem überein⸗ 
kommt und zugleich, ob die Privatlehrer die gehörige und 
ſchuldige Verwendung gemacht haben oder nicht. 

. Damit aber bei vorfallender Zulaſſung des Privatunter⸗ 
richts infolge der Zeit keine Vereitlung der höchſten Ver⸗ 
ordnung unterlaufen möge, haben die Gedingsrichter bei 
denen monatlichen Rapports jederzeit anzumerken, welche 
Kinder einen Privatunterricht bekommen und unter weſſen 
Lehrers Leitung. 

. Da nun dadurch die Honoratiores und Bemittelte zur 
Beſeitigung alles vorgebildeten Zwanges keine Ausnahme 
erhalten, daß ſelbe ihre Jugend nach Anſtand und genauerer 
Verwendung zweckmäßig nach dem eingeführten Lehr⸗ 
ſyſtem können erziehen laſſen, ſo ſind doch Eltern, die ihre 
ſchulfähigen Kinder aus Eigenſinn, eitler Furcht oder 
ſonſtigem Ungrund, welches aus denen monatlichen Rapports 
leichtlich zu erſehen ſein wird, weder in öffentliche Schulen 
überſchicken, noch ſich einen vorgedachten Privatlehrer halten, 
der gemeſſenſten Strafe zu unterwerfen und nach Gut⸗ 
befund der Behörden mit einem Strafgeld zu belegen, 
ſolches der Schulkaſſa zu übergeben und noch überdies derley 
Eltern zur geſetzmäßigen Erziehung ihrer Kinder anzuhalten. 
Auch iſt niemand ohne ausdrückliche Erlaubnis der deutſchen 
Schulkommiſſion befugt, ein ſchulgehendes Kind in eine 
andere als in die vermög Einteilung angewieſene Schule zu 
ſchicken. | | 

. Zur Hindanhaltung aller etwa entitehen könnenden Irrungen 
in Surisdiftionsangelegenheiten wollen S. H. G. denen 
Gedingsrichtern und hierorts reſpektive Einbringern der 
klaſſifizierten Schulbeiträge zur rechtlicher Benehmung hiemit 
bekannt machen, daß, inſoferne ſich wider alles Vermuten er⸗ 
gebete, daß einige die klaſſifizierten Beiträge von ihren die 
deutſchen Schulen beſuchenden Kindern nicht abreichen weder 
ſich vorſchriftsmäßig eigene Hauslehrer halten oder nicht die 
angewieſene Diſtriktsſchule beſuchen wollten, in dieſem Fall 
dieſelbe derley Unfug erſtens bei Behörde anzeigen und bei 
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nicht erfolgter Genugtuung der Schulkommiſſion bekannt⸗ 
machen, welche de casu in casum an höchſten Ort 22 zu 
wenden haben wird.“ 


Damit war der Arbeitsplan der Kommiſſion für die nächſten 
Jahre feſtgelegt. Zuerſt ging man an die Einrichtung geeigneter 
Schulräume in Häuſern, die teils gekauft, teils zu dieſem Zwecke 
gemietet wurden. Ihr Ankauf allein riß ſchon eine erhebliche Lücke 
in den neuerrichteten Fond. Die Ausſtattung der Schulzimmer be⸗ 
ſtand in der damaligen Zeit noch nicht aus Bänken, ſondern aus 
Tiſchen und Stühlen; bis der ganze Apparat an Schultafeln, 
Rechenmaſchinen, Linealen ꝛc. für die 8 verſchiedenen Knaben⸗ und 
Mädchenſchulen in den 3 Stadtgedingen vollzählig war, war von 
dem ganzen deutſchen Schulfond nicht mehr viel vorhanden. 

Da das ganze Schulweſen nach dem Willen Auerſpergs ſtreng in 
der Kommiſſion zentraliſiert war, ergab ſich die Erledigung einer 
Menge von Kleinigkeiten, die von den Mitgliedern ſelbſt begutachtet 
werden mußten, bevor man die Ausgabe genehmigte. So geſchah 
es häufig, daß ſich der Propſt Melchior in eigener Perſon in ein 
Schulzimmer begeben mußte, um Augenſchein von einem ſchad⸗ 
haften Fenſterſtock oder einem rauchenden Ofen zu nehmen. Schaffte 

ein Lehrer aber aus eigener Machtvollkommenheit etwas an, ohne 
die Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde einzuholen, jo mußte er es 
aus eigener Kaſſe zahlen. Die Erledigung dieſer Kleinigkeiten 
nahm den größten Teil der deutſchen Schulkommiſſionsprotokolle in 
Anſpruch. | 

Die von Auerſperg befohlene Einführung von Verzeichniſſen 
über die ſchulfähigen Kinder erregte ſogleich das Mißtrauen der 
Paſſauer, und es dauerte längere Zeit, bis die gewünſchten Liſten 
bei der Kommiſſion eingereicht werden konnten. Die Numerierung 
der Häuſer war nur mit Anwendung von Drohungen und Gewalt⸗ 
mitteln ſeitens des Hofrats und des geiſtlichen Rats durchzuführen. 
Auf die Widerſtände, denen die Kommiſſion bei der Elternſchaft 
ſonſt noch zu begegnen hatte, kommen wir ſpäter ausführlich zu 
ſprechen. | 

Verhältnismäßig raſch erledigte ſich die Frage nach geeigneten 
und gut vorgebildeten Lehrkräften. In den Anforderungen an ſie 
richtete man ſich durchaus nach dem Vorbild Oeſterreichs. Wer in 
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Paſſau Lehrer werden wollte, mußte den Präparandenkurs, den der 
Hauptnormalſchullehrer Simon Stadler abhielt, vorher beſucht 
haben und der Behörde darüber ein Zeugnis vorweiſen können. 
Oeſterreichiſche Schulbücher und das öſterreichiſche Methodenbuch 
wurden für ſämtliche hochſtiftliche Schulen vorgeſchrieben und der 
Hofbuchdrucker Mangold verlegte ſie für einen erſchwinglichen Preis. 
Den Bildungsſtand und die Lehrbefähigung des werdenden Lehrers 
prüfte die Kommiſſion ſelbſt. In Ausnahmefällen hatten auch in 
Oeſterreich erworbene und ausgefertigte Atteſtate im Hochſtift 
Gültigkeit. ö 

Die Paſſauer Schulen wieſen in der Folgezeit bereits eine 
intereſſante Tatſache auf, es unterrichteten nämlich an den Paſſauer 
Schulen 3 Ehepaare: Stefan und Eliſabeth Kumpfmiller, Simon 
und Katharina Stadler und Michael und Eliſabeth Schachinger. 
Jeder Ehepartner empfing ſein volles Gehalt, nur mußte ſich die 
Lehrerin vor ihrer Verheiratung handſchriftlich verpflichten, für 
ihre Perſon dem Penſionsfond nicht zur Laſt zu fallen und im 
Falle einer Verhinderung (Entbindung ꝛc.) eine geeignete Lehr⸗ 
kraft auf ihre Koſten zu unterhalten. — Die Beſoldung der Lehrer 
in der damaligen Zeit war nicht ſchlecht. Die Hauptnormalſchul⸗ 
lehrer (Karl, Stadler, Ellixhauſer) erhielten 200, 350 und 185 fl. 
Der Trivialſchullehrer Kloiber in der Altſtadt hatte eine Beſoldung 
von 300 fl., Kumpfmiller in der Neumarktſchule, Schachinger in der 
Innſtadt je 200 fl., Perzel in der Ilzſtadt dagegen nur 150 fl. Die 
Hilfslehrer mußten ſich mit 68 fl. 65 kr. zufrieden geben. Die 
3 Lehrerinnen erhielten je 200 fl. Zu dieſen Ausgaben zahlte die 
Aerarialkaſſe aus dem Penſionsfond jährlich 351 fl. 

Penſionen verlieh der deutſche Schulfond grundſätzlich nicht. 
Nur bei ausgezeichneter Lehrbefähigung und nach langen Dienſt⸗ 
jahren konnte man auf ein Gnadengehalt aus einer fürſtlichen 
Kaſſe hoffen. Das von Auerſperg ins Leben gerufene Penſions⸗ 
ſyſtem galt ausdrücklich nur für die Hofbeamten und Hofbedienſteten. 
Trotz mancher Eingaben, die an die Schulkommiſſion gelangten, ge⸗ 
lang es der Lehrerſchaft doch nicht, in das Penſionsſyſtem aufge⸗ 
nommen zu werden. Es blieb erſt dem Fürſtbiſchof Leopold Leon⸗ 
hard Grafen von Thun vorbehalten, hier eine Abänderung in einem 
fiir die Lehrer günſtigen Sinne zu treffen. 
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Sinn und Swe der neuen Volksſchulen. 

In der Zeit der Aufklärung ergab ſich für einen Landesfürſten, 
der der neuen philoſophiſchen Richtung zugetan war, zum erſten 
Mal die Frageſtellung: Iſt die Schulbildung Sache des Einzelnen 
oder muß ſie der Sorge des Staates unterſtellt werden? Fürſt⸗ 
biſchof Auerſperg entſchied ſich von Beginn ſeiner Regierung an 
für die letztere Löſung. Er ſtellte die Forderung auf, daß „Schulen 
aus landesväterlicher Macht und Sorgfalt entſtehen müſſen, um der 
Jugend mit Richtigkeit und allgemein erkanntem Nuzen die zur 
Erziehung nötigen Begriffe beizubringen, die dem Landesherrn 
Gelegenheit verſchaffen, über die Erziehung unterthäniger Jugend 
ſichere Kundſchaft und Wiſſenſchaft zu erheben, ... daß die Kinder 
aus der zum ewigen Seelenheil erforderlichen Glaubenslehre, ge- 
reinigt von allem Aberglauben genau und gründlich unterrichtet 
werden“.) Gebildete Untertanen, nicht nur religiöſe Chriſten, 
ſollten nach ſeiner Auffaſſung in der Schule zu ihrem künftigen 
Beruf erzogen werden, um in einem vorwärts ſtrebenden Gemein⸗ 
weſen ihren Platz als Staatsbürger auszufüllen. 

In die Geſtaltung des Lehrplans griff der Fürſtbiſchof ſelbſt 
mehrmals aktiv ein. Wie er es einmal ausſprach, ſah er mehr auf 
„Erklärung des Kerns und Sinns der Worte und Verſtändlich⸗ 
machung derſelben, als auf Auswendiglernen“. Das war ja der 
Hauptſchaden der früheren Lehrmethode geweſen, daß man ſich mit 
mechaniſchem Auswendiglernen zufrieden gab, ohne darauf zu 
achten, ob das auswendig Gelernte auch verſtanden worden war. 
Auf einen Schlag ließ ſich die hergebrachte Methode natürlich nicht 
ausmerzen. Noch nach der erſten öffentlichen Prüfung im Jahr 
1785 mußte Auerſperg beanſtanden, es hätten ſich zwar in der 
Prüfung ſchon erhebliche Fortſchritte bei den Zöglingen gezeigt, 
aber immer noch würden die Kinder zu viel mit Memorieren auf⸗ 
gehalten. Die Gefahr, in die alten Fehler der früheren Lehrart 
zurück zu verfallen, war natürlich in den erſten Jahren beſonders 
groß, und dieſer Umſtand bewog Auerſperg, in der Perſon des 
Hauptnormalſchullehrers Simon Stadler einen ſtändigen Inſpektor 
zu ernennen, der die Aufgabe hatte, die Aufficht über ſeine Kollegen 
zu führen. 

5 B. St. A. L. Rep. 91b, Fasc. 15, Nr. 453. 
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Der Fürſtbiſchof jelber tat alles, um die neue Normalſchul⸗ 
methode im Volk beltebt zu machen. Mehrmals ergingen Kabinetts⸗ 
dekrete an den geiſtlichen Rat, daß dieſer die Pfarrer anweiſen 
ſollte, auf den Kanzeln für die neue Methode zu werben. Ja, man 
verteilte ſogar Bücher, die darauf Bezug hatten, unter der Bevöl⸗ 
kerung, z. B. die „Lehrreiche Freuden⸗ und Trauergeſchichte des 
Dorfes Mildheim“. | 


Der Unterricht in den Trivialſchulen erftredte ſich in der Haupt- 
ſache auf die 4 Fächer Leſen, Schreiben, Rechnen und Religion. 
In der 1. Klaſſe antworteten die Schüler aus dem kleinen Katechis⸗ 
mus, buchſtabierten die deutſchen und lateiniſchen Druckbuchſtaben, 
und lernten die Anfangsgründe des Leſens nach der damals ſehr 
beliebten Tabellenmethode.“) Die 2. Klaſſe beſchäftigte ſich ſchon 
mit den 5 Hauptſtücken des Katechismus, lernte die Eigenſchaften 
Gottes, das Sakrament des Altars und das Weſen der Buße kennen. 
„Durch fehlerhafte Sätze werden dieſe Schüler in der Rechtſchreibung 
geübt“. Sie rechnen auch bereits mit bekannten und unbekannten 
Zahlen. | 

Um jeine Beſtrebungen möglichſt populär zu machen, und um 
Vorurteile hintan zu halten, veranſtaltete Auerſperg zuſammen 
mit der deutſchen Schulkommiſſion zweimal im Jahr öffentliche 


6) Anmerkung: „Die Litteral⸗ und Tabellenmethode des Lehrers 
Johann Friedr. Hähn, Berlin, beſteht im weſentlichen darin, daß die⸗ 
jenigen Materien, welche die Kinder lernen ſollen, Kapitel aus dem 
Katechismus, Sprichwörter und Sentenzen, Sätze aus dem Gebiet der 
Realien ꝛc. an die Schultafel, oft ſchon während des Unterrichts ge⸗ 
ſchrieben wurden, aber nur mit den Anfangsbuchſtaben der einzelnen 
Wörter. Die Schüler ſchrieben ab und lernten auswendig. Während 
des Abſchreibens der Anfangsbuchſtaben ſagte übrigens der Lehrer das 
betreffende Wort laut. Die Schüler ſprachen es ebenſo laut nach und 
prägten ſich dadurch die Sache ein. War der Stoff umfangreicher, ſo 
brachte man ihn in die Form von Tabellen, immer aber wieder mit den 
Anfangsbuchſtaben der einzelnen Wörter, und ließ ſomit die beſonderen 
Haupt⸗ und Unterabteilungen vor den Kindern entſtehen. Das Aus⸗ 
wendiglernen mußte auf dieſem Wege angenehmer und leichter werden. 
Im ganzen blieb aber das Verfahren ein rein mechaniſches und die 
geiſtige Anregung nur äußerlich.“ (L. Kellner: Kurze Geſchichte der 
Erziehung und des Unterrichts, Freiburg 1890.) 
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Prüfungen für alle Knaben: und Mädchenſchulen der Stadt. Bei 
den Akten der deutſchen Schulkommiſſion liegt eine gedruckte 
„Einladung zu der öffentlichen ä der 
fünfhundert und zwölf Schüler 
in der 
hochfürſtlichen Reſidenzſtadt Paſſau nach geendetem 
Sommerkurſe 
welche 
den 21. und 23. September 1786 teils auf dem Kollegiumsſaale 
teils bei den Kloſterfrauen 
Vormittags von 9—12 Uhr und Nachmittags von 3—6 Uhr 
wird 
vorgenommen werden. 
Paſſau 
gedruckt bei Friedrich Gabriel Mangold 
Hochfürſtlichen Truchſeß und Hofbuchdrucker. 


Hiſtoriſche Nachrichten: 

S. H. G., unſer gnädigſter Landesfürſt und Herr Herr, 
äußern mit jedem Jahr die landesväterliche Sorgfalt, mit welcher 
höchſtdieſelbe der zum beſſeren Unterricht der Jugend neu errichte⸗ 
ten Normalſchule zugetan ſind. Alle in dieſem Fach ergangenen 
höchſten Verordnungen ſind nur, ein der Religion und dem Staat 
ſo nützliches Inſtitut aus allen Kräften zu befördern. Die gnädigſt 
aufgeſtellte Schulkommiſſion, neubeſoldete Lehrer, der zur Erleich⸗ 
terung ſo ſehr herabgeſetzte Beitrag (wovon die 4. Klaſſe wegen 
Armut gänzlich ausgenommen) ſind Beweiſe genug, wie ſehr ſich der 
Landesfürſt das Wohl der Jugend angelegen ſeyn läßt. Die zur 
Aufnahme der deutſchen Schulen ergangenen höchſte Verordnungen 
ſind: 

1. Es wurden auch 4 Knaben⸗ ah ebenjo viele Mädchenſchulen 
errichtet und zum größeren Nutzen der Jugend eine von der 
andern abgeſondert. 

e 

3. Denen aufgeſtellten Lehrern und Lehrerinnen wurden im 
öfteren gute Sitten und unermüdeter Fleiß und immer wäh⸗ 
rende Anwendung (als Haupteigenſchaft zu dieſem Amte) an⸗ 
empfohlen, um denen Fehlern durch öftere Ermahnung vorzu⸗ 
beugen, und den zu erhoffenden Erfolg umſo eher zu erwürken. 
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4. Um den erwünſchten Fortgang deſto gleichförmiger und 
würkſamer zu erhalten, wurde unterm 16. May 86 für die 
Privatlehrer, (damit man ſich auch von ihrer Geſchicklichkeit 
und Lehrart nach der Höchſten Vorſchrift überzeugen kann) 
den 1. Juli 86 ein Präparantenkurs gnädigſt angeordnet 
und durch die Zeitungsblätter bekannt gemacht. 

5. Wurde von S. H. G. vermög Höchſter Kabinetsreſolution 
den 9. Auguſt 1786 dem deutſchen Schulfond eine landes⸗ 
väterliche Schankung von 4000 fl. neuerdings gnädigſt an⸗ 
gewieſen. 

Oh Ihr Eltern! lernet aus dieſen weiſen Abſichten die Huld und 
Vorſorge Eures Landesvaters kennen und benutzet die ſchönſte 
Gelegenheit, die ſich darbeut, Euren Kindern Erziehung und Unter⸗ 
richt zu verſchaffen; damit Euch nicht der bittere Vorwurf treffe, 
ſie aus Eurer Schuld vernachläſſiget zu haben. Bittet die Vorſicht, 
daß ſie über jenen Fürſten wache, der Euch von dieſer Erziehungs⸗ 
bürde entledigte und Eure Kinder zu nützlichen Bürgern des 
Staates bilden läßt. ... Selbſt die unmündige Jugend erfennet 
ſchon zum Theil den Vortheil, und küßt mit Dank die wohlthätige 
Hand des Landesvaters.“ 

In echt philanthropiſcher Art verteilte man in dieſen öffent⸗ 
lichen Prüfungen an ausgezeichnete Schüler Prämien und zwar in 
3 Abſtufungen. Im Anfang beſtanden dieſe aus Geld oder frommen 
Bildern, ſpäter hörte das auf und Bücher traten an deren Stelle. 
(Ich entnehme das einer Buchhändlerrechnung, die bei den Kom⸗ 
miſſionsprotokollen im O. A. P. liegt): „Feldbaukathechismus, Der 
dankbare Sohn, Kinderkomödien, Kathechismus der geſunden Ver⸗ 
nunft, Moral⸗ oder Gliidjeligfeitslehre für die Jugend“. Die 
Preisträger der Zeichenakademie erhielten Reißzeuge und ebenfalls 
Prämienbücher. Die Lehrer zeichnete Auerſperg durch öffentlich 
angekündigte Belobigungsdekrete aus. 

Fürſtbiſchof Auerſperg hatte den Wirkungskreis der deutſchen 
Schulkommiſſion ausdrücklich auch auf die Landſchulen ausgedehnt. 
Auf dem flachen Lande lag das Schulweſen noch ſehr im Argen. 
Zum Ausbau der Dorfſchulen zu ſtaatlichen Schulen reichten einmal 
nicht die Mittel des Paſſauer Schulfonds hin, andererſeits aber 
waren in der Schnelligkeit nicht geeignete Lehrkräfte aufzutreiben, 
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die in der neuen Methode unterrichten konnten und wollten. Der 
Widerſtand der Bevölkerung und die Nachläſſigkeit der Pflegrichter 
und Pfarrer taten ein Übriges, um die Bemühungen der deutſchen 
Schulkommiſſion zunichte zu machen. 


In Übereinſtimmung mit dem Paſſauer geiſtlichen Rat hatte der 
Fürſtbiſchof gleich zu Beginn ſeiner Regierung verfügt, daß die 
Lehrer ihre Beſoldung aus den Kirchenkaſſen zu beziehen hätten. 
Die Gemeinde ſollte außerdem Naturaldeputate an ſie abgeben. 
Die Bauern, der neuen, ſtrengen Normalſchulmethode ohnehin aus 
tiefſtem Mißtrauen abgeneigt, wollten die Bemühung ihres Landes⸗ 
fürſten damit durchkreuzen, daß ſie den Lehrern die Natural⸗ 
deputate verweigerten. Obwohl die Beſchwerden derſelben ſich bei 
der Paſſauer Kommiſſion immer mehr anſammelten, konnte dieſe 
doch nur verhältnismäßig wenig für ſie tun. Alle Ermahnungen 
des Hofrats an die Pfleger halfen nichts. Die Winkelſchulen er⸗ 
freuten ſich auch weiterhin eines ungeſtörten Fortgangs. Schlechte 
Weg⸗ und Witterungsverhältniſſe, dürftig möblierte Schulzimmer 
kamen noch hinzu, um die neue Lehrmethode möglichſt unbeliebt zu 
machen. Man begnügte ſich, wie zu Firmians Zeiten, mit einem 
möglichſt regelmäßigen Religionsunterricht. Nur in den 4 Märkten 
Aigen (Mühlviertel), Thyrnau, Riedenburg und Waldkirchen hat 
es anſcheinend mehr Lehrkräfte gegeben, die energiſch genug waren, 
um ſich gegen den Groll der Bevölkerung durchzuſetzen. Den Lehrern 
zu Aigen und Riedenburg gelang es ſogar, ihre Schulkinder ſo fort⸗ 
ſchrittlich zu erziehen, daß ſie die Paſſauer Schulkommiſſion zu einer 
öffentlichen Prüfung einluden. So hatte man in Paſſau wenigſtens 
dieſe Genugtuung und ſchickte mit Vergnügen ein Mitglied der 
Kommiſſion an die genannten Orte. 


Die Gegner der Normalſchule. 


Wenn man heute die Akten der Paſſauer Schulkommiſſion durch⸗ 
blättert, ſo kann man ſich eines Lächelns und zugleich eines mit⸗ 
leidigen Gefühls nicht erwehren. Welchen ſchwierigen Stand hatte 
doch eine derartige Kommiſſion und gegen welche Widerſtände 
mußte ſie kämpfen! Es gäbe ein Kapitel für ſich, wollte man ſich 
nur mit den Gegnern der Normalſchulmethode näher befaſſen. 


= 


Schon das oben im Wortlaut angeführte Rabinettsdefret des Fürſt⸗ 
biſchofs, das die Einleitung für die neue Methode bildete, ſtieß auf 
Widerſtand, beſonders in Bürgerkreiſen. Die Numerierung der 
Häuſer, die Tabellen über die ſchulfähigen Kinder waren Anlaß 
genug, daß Berge von Eingaben der Familienväter bei der Kom⸗ 
miſſion einliefen, in denen ſie den Schulbeſuch ihrer Sprößlinge aus 
mehr oder weniger ſtichhaltigen Gründen als undurchführbar be⸗ 
zeichneten. Die Mitglieder der Kommiſſion ſahen ſich vor die Frage 
geſtellt, ob ſie den flehenden Bitten der Familienväter nachgeben 
oder den landesherrlichen Befehl durchführen ſollten. Schließlich 
einigte man ſich dahin, daß nur in Ausnahmefällen der Privat⸗ 
unterricht geſtattet werden ſollte und zwar nur von ſolchen Lehrern, 
die den Präparandenkurs abſolviert hatten und die ſich verpflichte⸗ 
ten, ihre Zöglinge zu den halbjährigen Prüfungen zu führen. Die 
Mitglieder der Dikaſterien gaben ſich mit dieſer Verordnung auch 
ohne weiteres zufrieden. Anders war es dagegen bei den wohl⸗ 
habenden Bürgern der Stadt. An und für ſich konſervativ, dazu oft⸗ 
mals ohne Sinn für die Fragen des Fortſchritts, ſetzten ſie den An⸗ 
forderungen der Kommiſſion den heftigſten Widerſtand entgegen 
und ſcheuten ſich nicht, die unſinnigſten Gerüchte über die eingeführte 
Normalſchulmethode in der Stadt auszuſtreuen: Es ſei dies eine 
Narrenſchule, wo man nichts lerne als be, bi, ba. Oder man wolle 
in der neuen Schule die Kinder nur lutheriſch machen (das war 
z. B. die Überzeugung eines angeſehenen Schoppermeiſters in der 
Ilzſtadt, Lüftenegger).“) | | | 

Andere Eltern entzogen ſich dem Zugriff der Kommiſſion da⸗ 
durch, daß ſie Wohnungen außerhalb der Paſſauer Stadtgrenze im 
bayeriſchen St. Nikola mieteten, um dadurch der Jurisdiktion zu 
entgehen. Ein Elternpaar verſtieg ſich ſogar zu der Behauptung, 
es könne ſeine Kinder nicht in die Schule ſchicken, da man immer in 
der Angſt ſchwebe, daß „man ſie ihnen eines Tags mit gebrochenen 
Armen und Beinen bringen würde, weil der Zugang zu den Schul- 
zimmern ſo dunkel ſei“. Wieder andere erklärten, vor die Kom⸗ 
miſſion gerufen, ſie würden ihre Kinder wohl nächſtens zur Schule 

7) O. A. P. Antworten von jenen Eltern, welche ihre Kinder weder 
in die Schule noch zur öffentlichen Prüfung geſchickt haben, gemäß der 
von den Schullehrern zu Ilz übergebenen Verzeichniſſe. 
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ſchicken, manche leiſteten ſogar offenen Widerſtand, indem jie nichts 
zahlten: „Wenn auch ihre Kinder nichts lernten, ſo kann es ihnen 
der Fürſt doch nicht ſchaffen, es gibt viele hundert Kinder, die nichts 
können; man ſoll dies nur ins Protokoll ſetzen“. Die Beiſpiele 
ließen ſich noch beliebig vermehren. So konnte es geſchehen, daß 
im Jahr 1786 in Paſſau nach einem Schulhauptrapport des Grafen 
Aichhold von 642 ſchulfähigen Kindern noch 200, im nächſten Jahr 
noch 162 die Schule mieden. 

Die Stellung der Kommiſſion gegenüber den widerſpenſtigen 
Eltern und Kindern wurde dadurch noch mehr erſchwert, daß ſie die 
Clique. der zahlreichen Winkelſchulmeiſter gegen ſich hatte, denen 
man nicht immer das Handwerk legen konnte. Dieſe ſtellten ſich 
natürlich in ſchärfſte Oppoſition zur neuen Lehrart, durch welche 
ſie ſich in ihrem Fortkommen bedroht ſahen, und fachten die Eltern 
immer wieder zum Widerſtand gegen den Fürſten und ſeine Helfer 
an. Wie dieſe Art von Lehrern beſchaffen war, darüber gibt ein 
anderes Referat des Grafen Aichhold genügende Klarheit: „Als 
Beweis diene nur eine gewiſſe Schulmeiſterstochter A. Sch., die die 
Verpflegung im Spital hat und von mir wegen augenſcheinlicher 
Blödſinnigkeit aus der Schule der Kloſterfrauen weggeſchafft wurde, 
damit ſie die Zeit nicht umſonſt verſchwenden müßte; ſogar dieſe 
gibt Inſtruktionen, zwar um einen geringen Preis, pro Monat 
24 kr. . .. Bei ſolchen Vorfällen kann meine Meinung keine andere 
ſein .. ., daß nämlich mit allem Eifer und Tätigkeit dieſe dem 
Schulinſtitut ſo ſchädlichen Winkellehrer möchten ausgerottet wer⸗ 
den, wie auch, daß man die den ganzen Tag auf der Gaſſe und auf 
dem Eis herumſchleifenden Kinder abſchaffen möchte und es derlei 
Erziehung vernachläſſigenden Eltern ernſthaft zu verweiſen.“ 

Über die Winkelſchullehrer liefen bei den Sitzungen der Kom: 
miſſion die unglaublichſten Klagen der zünftigen Lehrer und 
Lehrerinnen ein: Nach Ausſage der Kinder nimmt ihnen der 
Waiſenhausvater gar die Bücher weg, wenn ſie lernen wollen, oder 
er führt die Kinder oftmals ein oder zwei Stunden zu ſpät zur 
Schule. Dieſen Klagen begegnete die Kommiſſion mit der Ver⸗ 
fügung an den Magiſtrat, den renitenten Mann anzuweiſen, daß 
er ſich den hochfürſtlichen Verordnungen zu fügen hätte. Dazu 
kamen noch die vielen Privatlehrer, meiſt Studierende der Hoch⸗ 
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ſchule, die fih als Akademiker weigerten, noch den Präparanden⸗ 
kurs des Hauptnormalſchullehrers zu beſuchen. 


Die Lehrer und Lehrerinnen der 8 Schulen ſcheinen ſich ſelbſt 
nicht immer gut betragen und vertragen zu haben; obwohl ſie in 
der Normalſchulmethode unterrichteten, hatten ſie doch wenig päda⸗ 
gogiſche Kenntniſſe, und es ging in manchen Klaſſen oftmals recht 
derb zu. Mehr als ein Mal erhielt die Kommiſſion Beſchwerde⸗ 
ſchriften aus Elternkreiſen, man könnte ſeine Kinder nicht mehr zur 
Schule ſchicken, da ſie wegen geringer Vergehen halbtot geſchlagen 
würden. Alſo verbot die Kommiſſion dem betreffenden Lehrer 
ſtreng, die Kinder zu ſchlagen, er ſolle ſie vielmehr durch gutes Zu⸗ 
reden gefügig machen. 

Die Vergehen der Lehrerſchaft bildeten natürlich einen will⸗ 
kommenen Anlaß für die Eltern, die ſich über die Volksſchulen auf⸗ 
hielten. Einmal mußte z. B. die Kommiſſion zwiſchen einem Lehrer 
und einer Lehrerin Frieden ſtiften, die ſich vor den Schulkindern 
beſchimpft hatten und ſchließlich handgreiflich geworden waren. 
Andere Eltern begründeten das Wegbleiben ihrer Kinder damit, 
daß die Lehrerin, notabene die Frau des erſten Hauptſchullehrers, 
andauernd im Delirium ſei, und anſtatt Schule zu halten, ein zehn⸗ 
jähriges Kind zur Aufſicht hinunterſchicke, während ſie ſelbſt ihren 
RNauſch ausſchlafe. Sie wurde daraufhin mit einem Gnadengehalt 

von 50 fl. ihres Amtes entſetzt.“) 

Eine beſondere Streitfrage bildete die Einſchaltung von Er⸗ 
holungstagen. Urſprünglich waren Mittwoch und Samstag ſchul⸗ 
freie Tage, ſpäter wurden Dienstag und Donnerstag dazu beſtimmt. 
Als nun die Lehrerinnen an der Mädchenſchule in Niedernburg, 
M. Ignatia und Abundantia „ſolche noch öfters einſchalteten, um 
recreationshalber auf den Kloſterberg zu wandern“, verwies es 
ihnen der Fürſtbiſchof mit ſtrengen Worten und erließ eine ſcharfe 
Note an die Abtiſſin. Damit die Schulſchweſtern ihren Lehrpflichten 
eifriger nachgehen könnten, bewilligte Auerſperg ſogar, daß ſie vom 
täglichen Chorgeſang befreit ſein ſollten. Das größte Argernis 
aber bot der Waiſenhausverwalter, der ſich immer noch einbildete, 


8) O. A. P. Acta, Klagen Verſchiedener wider die hieſigen Lehrer und 
Lehrerinnen die deutſchen Schule betreffend. 
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ein Lehrer zu ſein, obwohl er weder den Präparandenkurs beſucht, 
noch einſchlägige Lehrbücher geleſen hatte. Nachdem ihm die Lehr⸗ 
erlaubnis für ſeine verwaiſten Zöglinge entzogen worden war, 
rächte er ſich dadurch, daß er ſie zu viel Hausarbeit tun ließ und 
„gu viele Recreationstage einſchaltete“. Aus allen angeführten 
Einzelheiten läßt ſich entnehmen, welche Energie auf Seiten der 
Kommiſſion nötig war, um ſich und das neue Syſtem gegen dieſe 
verſchiedenartigen Widerſtände zur Wehr zu ſetzen und ſich zu ver⸗ 
teidigen. 


Die Fortbildungsſchule. 


Analog dem Unterricht in der Chriſtenlehre, der bei der heran⸗ 


wachſenden Jugend bis zum 16. Jahr fortgeſetzt wurde, rief Auer⸗ 
ſperg in ſeiner Reſidenzſtadt eine Fortbildungsſchule, die „Haupt⸗ 
normalſchule“ ins Leben. Auch an dieſer Schule wurden öffentliche 
Prüfungen gehalten und die Eltern konnten ſich von ihren Be⸗ 
ſtrebungen in der gedruckten Einladung überzeugen, die unter der 
berſchrift 
„Gegenſtände der Hauptnormalſchule“ 

zuſammengefaßt waren. 


„Um die eingeführte Schulverbeſſerung noch mehr aufrecht zu 
erhalten, ſo hat dieſes Jahr die beſtimmte Hauptſchule (mit denen 
dazu aufgeſtellten Lehrern) den Anfang genommen und ſind 
folgende Gegenſtände gelehret worden als: 


A) Die bibliſche Geſchichte. 

B) Der zweite Teil des Leſebuches von Mutſchelle (einem 
Philanthropen). 

C) Das Leſen verſchiedener Schriften. 

D) Das Schreiben aller Art. 

E) Das Diktandoſchreiben. 

F) Das Rechnen 
a) Regula Detri, 
b) Intereſſe- und Konkursrechnung. 

G) Naturlehre und Geſchichte. 

H) Vaterlandsliebe. 

J) Die deutſche Sprachlehre (nach Heinrich Brauns Grammatit) 


tee AO) ee 


K) Der Briefſtiell. 
L) Die lateiniſchen Wortendungen (wird ſpäter aufgegeben, da 
„die Schüler noch nichts verſtehen“, denn Ellixhauſer geht 
| in Penſion). 
M) Das erläuterte Evangelium. . 
Gegenſtände der geichenſchule: 
1. Die allgemeinen Begriffe der Zeichenkunſt. 
2. Die theoretiſche und praktiſche Feldmeßkunſt. 
3. Die allgemeinen und beſonderen Regeln über die Teile eines 
Gebäudes. 
4. Die Regeln der Fünfſäulenordnung und von verſchiedenen 
Verzierungen. 
5. Die Figurenzeichnung. 
6. Die Lehre von Licht und Schatten. 
Schüler der Ae 
1. 18 Normalſchüler. 
2. 15 Studenten und Privatperſonen. 
3. 27 Kunſt⸗ und Handwerksbefliſſene, Geſellen, Lehrjungen. 8 


Drei Lehrer unterrichteten an der Hauptſchule, Simon Stadler, 
zugleich Inſpektor für alle 8 Schulen in der Stadt, Johann Ellix⸗ 
hauſer, der Herausgeber der „Paſſauer Zeitung“, und Friedrich 
Karl, der Zeichenlehrer. Der letztere wurde eigens aus Burg⸗ 
hauſen an die Paſſauer Schule berufen, nicht ohne den Widerſtand 
des geiſtlichen Rats, der Einwendungen gegen ſeinen Ruf erhoben 
hatte. Am 1. Oktober 1785 erhielt er ſein Anſtellungsdekret. 
Gegen einen Gehalt von 200 fl. ſollte er alle Zeichenmaterialien 
aus eigener Taſche anſchaffen. Wiederholt wandte er ſich gegen 
dieſe ungerechte Behandlung, die ihn ins Hintertreffen gegenüber 
ſeinen Kollegen brachte, die ihren Gehalt voll verzehren durften, 
doch immer wieder wurde er mit ſeinem Geſuch vertröſtet wegen 
der „zu ſchwachen Kräfte des Fonds“. Mit Karl zog ein friſcher 
Geiſt in die Hauptſchule ein, denn dieſer verſtand es, ſeine Unter⸗ 
richtsſtunden ſo anregend zu geſtalten, daß die Räume im Waiſen⸗ 
haus ſich gegenüber dem Andrang der jungen Leute bald als zu 
klein erwieſen und man einen leerſtehenden Raum im Jeſuiten⸗ 
kolleg notdürftig in Stand ſetzte. Eine Reihe von Neuanſchaffungen 
wurden von der Kommiſſion auf Karls Betreiben gemacht, eine 
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Tafel, Lineale, Zirkel, Tiſche und Stühle. Dem wohlbekannten 
Künſtlernamen Karls hatte es die Paſſauer Fortbildungsſchule zu 
danken, daß man fie bald nachher nur noch als „Zeichenakademie“ 
betitelte. Selbſt die Nachwelt iſt Friedrich Karl deshalb zu Dank 
verpflichtet, weil er es als erſter und einziger unternahm, die ein⸗ 
zelnen Teile des engliſchen Parks bei Freudenhain in einem um⸗ 
fangreichen Stichewerk feſtzuhalten, das uns heute die vergangene 
Welt des Klaſſizismus enthüllt und zu lebendigem Leben erweckt. 
Wie modern Auvuerſperg dachte, beweiſt ſein Kabinettsdekret vom 
1. Juli 1785, in dem er befahl, den Mädchen in Hauswirtſchaft, 
Nähen, Stricken und Spinnen Unterricht zu erteilen. Eliſabeth 
Kumpfmiller, die Lehrerin an der Mädchenſchule im Neumarkt, 
organiſierte einen geordneten Handarbeitsunterricht in den 
4 Schulen der Stadt, der zweimal in der Woche von 12—1 Uhr 
ſtattfand. Die Lehrerinnen erhielten allerdings für dieſe Hand⸗ 
arbeitsſtunden keine außerordentliche Zulage, und erſt im Jahr 
1787, nachdem ſie wiederholte dringende Eingaben an die Kom⸗ 
miſſion gemacht hatte, ſetzte der Fürſtbiſchof der Kumpfmillerin 
3 Diukaten als Douceur, nicht aber als feſte Zulage aus, „denn der 
Schulfond iſt dermals noch bei zu ſchwachen Kräften, um dies zu 
leiſten“. Bei den öffentlichen Prüfungen ſtellte man die Hand⸗ 
arbeiten auf eigenen Tiſchen zur Schau. Es iſt bemerkenswert, 
daß Auerſperg mit der Einführung von Hauswirtſchaftsunterricht 
bereits eine Forderung des 20. Jahrhunderts in die Tat umgeſetzt 
hat. 

Daß man die Lehrerinnen aber doch noch nicht als vollwertige 
Lehrkräfte betrachtete, geht aus der Tatſache hervor, daß ſie nach 
dem Beſchluß der Kommiſſion gegen ein geringes N ihre 
Schulräume rein halten und heizen mußten. 


Reaktion. 

Im Herbſt 1794 trat im Anſchluß an die Entlaſſung der 
Gymnaſialprofeſſoren“) Milbiller, Schubauer, Lenz und Hunger 
auch ein Umſchwung in den Anſichten des Fürſten über die Volks⸗ 
ſchule zutage. Eine einzige Begebenheit hatte blitzartig die 


*) vergl. Bd. 68 II. Teil S. 170 f. 


— 142 — 


Schattenſeiten des aufgeklärten Syſtems beleuchtet und Dielen 
Augenblick des Zauderns und der Anſchlüſſigkeit beim Fürſtbiſchof 
machten ſich reaktionäre Männer zunutze. Binnen kurzer Zeit 
wurde die deutſche Schulkommiſſion und ihre Methode einer 
ſtrengen Prüfung unterzogen. Propſt von Melchior zog ſich darauf⸗ 
hin „in philoſophiſche Unthätigkeit zurück“, ſo ſchreibt der Verfaſſer 
der „Gallerie merkwürdiger Oerter in Deutſchland“.“) Daß es keine 
freiwillig gewählte Einſamkeit war, kann als ſicher angenommen 
werden. Die Kommiſſion erfuhr eine Umgeſtaltung des Perſonals 
und der Kompetenz. Zwar ſtand noch der altbewährte Graf Aich⸗ 
hold an der Spitze der Kommiſſion, aber neben ihn traten nun 
Geſtalten wie der Hofbibliothekar und geiſtliche Rat Dominikus 
von Renji, der Alumnatsregens Maximilian Riedl. und der Dom⸗ 
prediger und geiſtliche Rat Anton Guglberger. Ein veränderter 
Geiſt zog mit dieſen Männern in die Kommiſſion ein. Lateiniſche 
und deutſche Schulangelegenheiten ſollten fortan nach dem Willen 
Auerſpergs gemeinſam behandelt werden. Der Fürſtbiſchof forderte 
Reformvorſchläge für beide Inſtitute; in der Volksſchule ſollte 
jedoch alles beſtehen bleiben, „ſoweit es zum allgemeinen Nutzen 
und Wohl erforderlich ift“. Die Ausführung dieſer Verordnung 
durch die Kommiſſion gab zugleich den neuen Kurs an: alle Vor⸗ 
leſebücher ſollten vorher der Zenſur zur Begutachtung vorgelegt 
werden. Da man die Zucht unter den Schulkindern etwas vernach⸗ 
läſſigt fand, ſo empfahl die Kommiſſion die Zulegung einer Rute. 
8 Jahre vorher war das gerade Gegenteil verordnet worden, näm⸗ 
lich Erziehung der Kinder durch eine liebevolle Belehrung. Jetzt 
fürchtete man, aus ihnen Jakobiner zu erziehen, wenn man ihrem 
Freiheitsdrang nicht rechtzeitig Schranken ſetzte. Von Renſi holte 
aus, um Schlag auf Schlag das verhaßte aufgeklärte Syſtem zu 
ſtürzen und reaktionäre Neuerungen einzuführen. Er nützte die 
Lethargie Auerſpergs zugunſten ſeiner Machtſtellung in der Kom⸗ 
miſſion aus. Doch ſollte er nicht über gewonnenes Spiel trium⸗ 
phieren können. | 

Mit neuen Kräften (Auerſperg hatte ſich eben von ſchwerer 
Krankheit erholt) nahm der Fürſtbiſchof zu Beginn des Jahres 

9) Herausgeg. von Johann Ernſt Fabri. 1. Bd., 1. Stück, Nürn⸗ 
berg 1794. 
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1795 die Neugeſtaltung des deutſchen Schulweſens ſelbſt in die 
Hand und tat das umſo mehr, nachdem Melchior durch die Kabalen 
der „Obskuranten“ geſtürzt worden war. Der Seſſionsbericht vom 
19. Januar 1795 zeigte Auerſperg, in welches Fahrwaſſer ſein Hof⸗ 
bibliothekar die Schulorganiſation bringen wollte. Der Kampf der 
Weltanſchauungen, wie er in dem Schriftwechſel des Fürſtbiſchofs 
mit der Kommiſſion zum Ausdruck kommt, iſt ſo bezeichnend, daß 
die Stellen eine wörtliche Wiedergabe verdienen: !“) 


„Hofbibliothekar und Geheimer Rat von Renſi proponirt: 

„Es haben mehrere ſehr wichtige (1) Männer öffentlich bemerket 
und bewieſen, daß die philanthropiſche Bücher den Wert nicht 
haben ſollen, den man ihnen bis anhero blindlings beigemeſſen 
hat, und manche wollen ſogar behaupten, daß ſie mehr ſchädlich 
als nützlich ſeien. Da nun des Mutſchelle Leſebuch eines dieſer 
Gattung ijt, jo könnte dafür ein anderes gewählt werden.“ Aich⸗ 
hold wurde damit beauftragt, ein neues ausfindig zu machen. Das 
war aber bei der damaligen geringen Auswahl nicht ſo einfach. 
Renſi proponirt weiter: „Da dieſe Zeiten ſonderheitlich erheiſchen, 
daß man den Religions: und ſittlichen Unterricht mit aller Emſig⸗ 
keit und Nachdruck betreiben und einprägen ſolle, ſo wäre 
wünſchenswert, die Nebengegenſtände mehr abzukürzen und den 
äußerſt notwendigen Unterricht mehr zu betreiben, nicht ſo ſehr mit 
Vernunftſchlüſſen, deren der Kinder ſchwache Vernunft unfähig iſt, 
ſondern mit dem Anſehen und Autorität Gottes, um hiedurch die 
Jugend zu gewöhnen, den Verſtand den Anordnungen Gottes zu 
unterwerfen.“ Notabene waren von den 25 wöchentlichen Lehr⸗ 
ſtunden 3 Religionsſtunden, während in den übrigen Leſeſtunden 
und Aufſatzſtunden von den Eigenſchaften Gottes, vom kleinen 
Katechismus und den Sakramenten geſprochen wurde. 

Auerſpergs Entſchließung auf den Vorſchlag des Hofbibliothekars 
lautet: „Wir haben mit Unzufriedenheit zu vernehmen gehabt, daß 
von unſerer Schul- und Studienkommiſſion bejonders in deutſchen 
Schulſachen .. . einſeitig und eigenmächtig verſchiedene Anord⸗ 
nungen gemacht, und denen Schullehrern Anweiſungen zu ihrem 
Nachverhalt ertheilt worden ſein ſollen. Wie nun dieſes gegen die 


10) O. A. P. Sitzungsprotokolle der deutſchen Schulkommiſſion vom 
Jahre 1795. | 


— 144 — 


eingeführte und beſtehende Ordnung anlauft und von daher unan⸗ 
genehme, dienſtſchädliche Zwiſtigkeiten entſtehen können, welchen 
wir allerdings vorgebogen wiſſen wollen, ſo ſehen wir uns veran⸗ 
laßt, hierinfalls folgende Richtſchnur zur allſeitigen künftigen 
unfehlbaren Benehmung hiemit zu verfügen: | 


1. 


Solle die dahier von Uns vor die deutſchen Schulen einge: 
führte Normalſchullehrart fernerhin nebſt denen vor dieſe 
Normalſchule begnehmigten Lehrgegenſtänden beibehalten 
werden und weder Anſere aufgeſtellte Schulkommiſſion, noch 
Unſer Direktor der deutſchen Schule ohne Unſer Vorwiſſen 
berechtigt ſein, oder in der Lehrmethode, oder in den Lehr⸗ 
büchern eigenmächtige Abänderungen vorzunehmen. 


Iſt bei dem Kathechiſieren die dermalen angenommene Jo: 
genannte ſokratiſche Methode, ſoviel bei Kindern möglich, zu 
beobachten. | 


Hat Unſer Direktor der deutſchen Schule das Recht, geringere 
Fehltritte der Lehrer ſelbſt zu ahnden und nach Befund zu 
ſtrafen; größere Vorgehungen aber ſind der Schulkommiſſion 
anzuzeigen, welche dann nach ihrer aufhabenden Pflicht die 
Sache zu unterſuchen und das Gutachten darüber an Uns zu 
erſtatten, ſofort Unſere Entſchließung zu erholen hat. 


.Wenn ein Schulkommiſſionsindividuum billige Beſchwerde 


in betreff des deutſchen Schulweſens vorzubringen hat, ſo ſoll 
dieſes bei den gewöhnlichen Kommiſſionsſitzungen, ſomit dem 
Direktor der deutſchen Schulen davon die Eröffnung ge⸗ 
ſchehen, und deren Abſtellung von ihm gefordert, im Fall 
aber der Direktor dieſe (ſo viel in ſeinen Kräften iſt) zu 
bewerkſtelligen unterläßt, die Anzeige hierüber an Uns 
gemachet werden. 


Hingegen hat der Direktor hinwieder die Befugnis, wegen 
unbilliger, mehr aus Abneigung gegen die eingeführte Lehr⸗ 
methode als aus Eifer fürs Gute herrührenden Beſchwerniſſe 
ſich an Uns um Abſtellung derſelben zu verwenden. 


. Räumen Wir Anſerem Direktor der deutſchen Schulen bei 


denen abzuhaltenden öffentlichen Prüfungen den erſten Platz 
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ein. Er hat (wie es allerorten üblich ijt) die Prüfung zu 
leiten, die Gegenſtände und deren Abhandlungen zu be⸗ 
nennen, und die Lehrer ſind keineswegs befugt, nach eigener 
Willkür oder auf Befehlen eines Dritten hierinnen vorzu⸗ 
gehen: ſondern ſie haben ſich einzig und allein nach den 
Befehlen des Direktors pünktlich zu halten. Auch wollen 
Wir nicht geſtatten, daß ihm während der Prüfung von 
einem Kommiſſionsmitglied eingeredet werde, denn er kann 
das Gute nicht bewürken, wenn man ihm ſein Anſehen 
. nimmt. Überdies erſcheint er bei dieſen feierlichen Auftritten 
als Unſer Repräſentant. Nach dieſer Unſerer höchſten 
Willensmeinung iſt ſich demnach von Unſerer Schulkom⸗ 
miſſion, als von Unſerem Schuldirektor der deutſchen Schulen 
in Hinkunft unabweichlich zu benehmen. 
Gegeben in Unſerer Reſidenzſtadt Paſſau, den 1. April 1795.“ 


Auf dieſe Verordnung erwiderte die Kommiſſion am 20. Mai 
1795 folgendes: Man ſolle das Leſebuch des Mutſchelle wirklich 
gelegentlich abändern. 


Ad 2do: „Obſchon die ſokratiſche Methode in Hinſicht der chriſt⸗ 
katholiſchen Lehrgegenſtände manchen Bedenklichkeiten 
unterliegt, ſo hat doch die treugehorſamſte Schulkom⸗ 
miſſion vor der höchſten Anbefehlung das Haupt unter⸗ 
thänigſt zu neigen. 

Ad 3 tio gehorſamſt nachzuleben 

Ad 4to ebenfalls gehorſamſt zu befolgen 

Ad 5to dient zur Nachricht 

Ad 6to wurde von Seiten der Schulkommiſſion bis anhero 

ö nicht der geringſte Eintrag gemacht, maßen die bei 
den Prüfungen erſchienenen Mitglieder als bloße Zu⸗ 
hörer und Zuſeher ſich betrugen.“ 


Die Männer des neuen Kurſes hatten alſo jetzt ihr Ziel doch 
nicht erreichen können, nämlich die Herſtellung der Schulverhält⸗ 
niſſe, wie ſie unter Kardinal Firmian geherrſcht hatten. Das Rad 
der Zeit ließ ſich nicht mehr zurückdrehen. 

10 
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Zum Schluß möchten wir es uns nicht verſagen, einige Anſichten 
über Schule und Lehrkräfte, wie ſie nach dem Tod des Kardinals 
im Auguſt 1795 laut wurden, wiederzugeben: 

Da beſchwert ſich der Gymnaſialpräfekt Johann Strohammer 
über den Zeichnungsmeiſter Karl und ſeine Schüler, die ſeine 
(Strohammers) Schulſtunden durch allerlei Vorwitz ſtören. Über⸗ 
haupt ſei er von der Nutzloſigkeit Karls vollkommen überzeugt, man 
ſolle ihm doch den Poſten eines Portiers anweiſen und ihn nur 
Sonn- und Feiertags unterrichten laſſen. Die Handwerksburſchen 
könnten keinen Nutzen von dieſem Unterricht haben, denn ſie müßten 
ja bald wieder auf die Wanderſchaft. „Wenn wirklich jemand ein⸗ 
mal Genie hat, muß er an die erſte Stelle nach Wien gehen, an die 
Akademie“. In einem deutſchen Schulkommiſſionsprotokoll von 
1797 finden wir folgendes Referat, das handſchriftlich bei den Akten 
liegt und von dem geiſtlichen Rat Dominikus von Renſi jtammt: 
„Pfuſcher zu erziehen, iſt weder dem Staat noch dem Subjekt ge⸗ 
dient. Noch bedauerlicher wäre es, wenn man viele Künſtler er⸗ 
ziehete, weil dann wirklich Vorhandene in großen Monarchien kaum 
das tägliche Brot verdienen mögen. Man will dahingeſtellt ſein 
laſſen, was ein Weltbeobachter ſchreibt, daß die ſchönen Künſte . 
alle zuletzt in Ausartung und dem ſchrecklichſten Mißbrauch enden. 
Der Scribent ſcheint auf die Mode ‚Aufklärung‘ zu deuten. Wahr 
iſt aber, daß, ſeitdem die ſchönen Künſte einen ſo ausgebreiteten 
Fortgang genommen, die Sitte und die geprieſene Ernſthaftigkeit 
gewaltig abgenommen haben. Nie ſah man, wie gegenwärtig, ſo 
viele ärgerliche Kupferſtiche öffentlich zum Verkauf ausgeſtellt. 

Der hieſige Staat hat weder Urſache noch 
Mitteln, ſo viele Künſtler zu beglücken.“ 

Mit dieſen Worten wird den Volksbildungsbeſtrebungen Auer⸗ 
ſpergs und ſeiner Mitarbeiter das Todesurteil geſprochen. 
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